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1 Einleitung   
„Die Ausländerbehörde von heute ist Ordnungs- und Willkommensbehörde zugleich“ (Bernst-
orff/Can 2014:5), so beschrieb Michael Griesbeck, der damalige Vizepräsident des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge, im Jahr 2014 den ehrgeizigen Anspruch der Ausländerbehörden 
in Deutschland. Ein Sachbearbeiter der Ausländerbehörde Leipzig malt aber ein anderes Bild 
der Institution Ausländerbehörde, Anspruch und Wirklichkeit scheinen also auseinander zu ge-
hen: „[D]adurch, dass wir eine regulierende Behörde sind, können wir halt nur auf gewisse 
Tatsachen reagieren. Wir sind jetzt nicht für den Antragsteller da, um seine Lebenslage zu lö-
sen“ (I 4: 193-195).  
Im Jahr 2018 waren in Leipzig 58 621 Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft mit Haupt-
wohnsitz registriert (Einwohnerregister 2018). Damit liegt ihr Anteil an der Gesamtbevölke-
rung bei 9,8 Prozent. Seit 2014 ist dieser Anteil um 56,8 Prozent angestiegen (vgl. ebd.). Fast 
75 Prozent der 6180 Personen, die Leipzig als Bevölkerungszuwachs gegenüber 2017 verzeich-
nete, sind Menschen mit Migrationshintergrund1 (Stadt Leipzig: Amt für Statistik und Wahlen 
2019:1).  
Alle Personen, die aus Drittstaaten2 nach Deutschland kommen, treten früher oder später mit 
der Ausländerbehörde in Kontakt, um einen Aufenthaltstitel zu beantragen oder zu verlängern, 
es sei denn, sie haben in ihrem Heimatland einen Aufenthaltstitel für den gesamten Zeitraum 
ihres Aufenthalts erhalten. Die Ausländerbehörde nimmt damit eine wichtige Rolle im Kontakt 
zwischen dem deutschen Staat bzw. der deutschen Verwaltung und Migrant_innen3, die nach 
Deutschland kommen, ein. Dieser wird konkret in den Gesprächen zwischen Sachbearbei-
ter_innen und ihren Klient_innen in der Ausländerbehörde. In der vorliegenden Arbeit wird die 
fremdsprachliche Dimension der Kommunikation dieser beiden Gesprächsteilnehmenden un-
tersucht.  
Einige Studien haben sich in der Vergangenheit mit der Kommunikation zwischen Behörden-
mitarbeitenden und ihren Klient_innen aus dem Ausland beschäftigt. In den 1980er Jahren 
führte Hoffmann (1982) in verschiedenen Behörden in Bielefeld eine Studie durch, die zu dem 
Ergebnis kam, dass die dort stattfindende Kommunikation sowohl von Klient_innen als auch 
von Sachbearbeiter_innen auf verschiedenen Ebenen als problematisch angesehen wurde.  
                                                     
1 Darin eingeschlossen sind EU- und EWR-Bürger_innen sowie ihre Familienangehörigen, die im entsprechenden 
Ordnungsraum die Freizügigkeit genießen und für ihre Einreise nach Deutschland kein Visum sowie für ihren 
Aufenthalt in Leipzig keinen Aufenthaltstitel benötigen (vgl. § 2 FreizügG/EU und § 12 FreizügG/EU).  
2 Als Drittstaaten im Sinne des deutschen Aufenthaltsrechts gelten die Staaten, deren Staatsbürger_innen innerhalb 
der EU nicht das Recht auf Personenfreizügigkeit genießen. Das bedeutet, dass alle EU-Staaten und EWR-Staaten 
sowie die Schweiz keine Drittstaaten sind (Juraforum). 
3 In der vorliegenden Arbeit wurden nach Möglichkeit geschlechtsneutrale Formulierungen verwendet. Da das 
Geschlecht der befragten Personen für die Analyse und Auswertung keine Rolle spielte und keine Rückschlüsse 
auf geschlechterspezifische Sicht- und Handlungsweisen der befragten Personen gezogen wurden, wird ihr Ge-
schlecht, wenn möglich, in der Auswertung nicht immer sichtbar gemacht. Wo keine geschlechtsneutrale Formu-
lierung möglich war, wurde mittels des Gendergap gegendert, um sichtbar zu machen, dass Frauen, Männer und 




Als ein großes Problem werden Verständigungsschwierigkeiten aufgrund einer fehlenden ge-
meinsamen Sprache erwähnt (Hoffmann 1982:95). Interviews mit Behördenmitarbeitenden und 
-klient_innen, die Berth/Esser (1997)4 in Sachsen und Riehle/Zeng (1998) in Thüringen durch-
führten, bestätigten die Problematik. Eine diskursanalytische Studie von Porila (2006) in einer 
sächsischen Ausländerbehörde kam zu dem Schluss, dass Fremdsprachlichkeit das Konfliktpo-
tenzial, was Gespräche in Ausländerbehörden bergen, verstärkt (ebd.: 89). Als Ergebnis einer 
ähnlich gearteten Studie fordert Herzberger (2013), dass Mitarbeitende in Ausländerbehörden 
im Gespräch mit ihren Klient_innen Fremdsprachen anwenden sollen, um das Gelingen der 
Verständigung besser zu sichern (ebd.: 286). 
Wie in den genannten Studien deutlich wird, kann die Kommunikation zwischen Sachbearbei-
ter_innen und Klient_innen aus dem Ausland unter anderem dadurch beeinträchtigt werden, 
dass sie nicht die gleiche Sprache sprechen. Insbesondere in Ausländerbehörden treffen Sach-
bearbeiter_innen auf Migrant_innen, die nicht die gleiche Muttersprache teilen. Dabei stellt 
sich die Frage, inwiefern Ausländerbehörden diese Schwierigkeit berücksichtigen und thema-
tisieren.  
Im vorliegenden Forschungsprojekt wird die Kommunikation mit fremdsprachigen Klient_in-
nen in der Leipziger Ausländerbehörde untersucht. Anhand von Interviews mit dort tätigen 
Sachbearbeiter_innen wird der Frage nachgegangen, inwiefern Fremdsprachigkeit die Kommu-
nikation beeinträchtigt. Mittels der Aussagen der Sachbearbeiter_innen soll eine Bestandsauf-
nahme vorgenommen werden, wie sie mit ihren fremdsprachigen Klient_innen kommunizieren. 
Dabei wird darauf eingegangen, welche Schwierigkeiten auftreten und welche kommunikativen 
Ressourcen den Mitarbeitenden der Leipziger Ausländerbehörde zum Überwinden sprachlicher 
Hürden bereits zur Verfügung stehen. Daneben werden die Wünsche und Vorstellungen der 
Sachbearbeiter_innen für eine gelingende Kommunikation untersucht. Ziel des Forschungspro-
jekts ist zudem, von den Mitarbeitenden erarbeitete Lösungsvorschläge zusammenzutragen und 
darauf aufbauend weitere Verbesserungsmöglichkeiten zu entwickeln.  
  
                                                     
4 Berth, Hendrik/Esser, Ulrich (1997): Miteinander reden: Kommunikationsprobleme von Ausländern und deut-





Wie findet die Kommunikation mit fremdsprachigen Klient_innen in der Ausländerbehörde 
Leipzig im Arbeitsalltag statt? Welchen Herausforderungen sehen sich die dort arbeitenden 
Sachbearbeiter_innen gegenübergestellt? Welche Ressourcen bietet die Ausländerbehörde für 
ein Gelingen der Kommunikation? Wo kann man ansetzen, um die Kommunikation zwischen 
Sachbearbeiter_innen und fremdsprachigen Klient_innen zu verbessern? Diese Fragen sind Ge-
genstand dieser Arbeit.   
Im Vorfeld der Darstellung der Untersuchungen führt der theoretische Teil in verschiedene As-
pekte des Themas ein:  
Der erste Teil (Kap. 3) zeigt, welche Aufgaben der Institution Ausländerbehörde zukommen 
(Kap. 3.1) und ordnet sie in die Behördenlandschaft ein (Kap 3.2). Darüber hinaus werden die 
verschiedenen Abteilungen der Ausländerbehörde Leipzig beschrieben, um einen Überblick 
über die Struktur dieser Behörde zu gewinnen und zu zeigen, in welchen Bereichen die befrag-
ten Sachbearbeiter_innen beschäftigt sind (Kap. 3.3.2). Zudem wird erläutert, aus welchen ver-
schiedenen Motiven Migrant_innen nach Leipzig kommen und aus welchen Herkunftsländern 
sie migrieren (Kap. 3.3.3).  
Im zweiten Teil der theoretischen Vorüberlegungen (Kap. 4) werden die Voraussetzungen er-
läutert, die die Kommunikation in der Ausländerbehörde charakterisieren. Dabei wird einge-
gangen auf den behördlichen Kontext der Kommunikation (Kap. 4.1), die Besonderheiten in-
terkultureller Kommunikation (Kap. 4.2) sowie die Regelungen zur Amtssprache in Deutsch-
land (Kap. 4.3). 
Damit Gespräche trotz sprachlicher Hürden möglich sind, können verschiedene Strategien zur 
Verständigung angewandt werden (Kap. 4.4): Zunächst werden Kommunikationsmodelle dar-
gestellt, die einerseits die Kommunikation zwischen zwei Personen zeigen, die die gleiche 
Sprache sprechen und andererseits die durch eine Sprachbarriere erschwerte Kommunikation 
(Kap. 4.4.1). Wie die Verständigung trotz dieser Hürde gelingen kann, wird in den beiden nach-
folgenden Unterkapiteln beschrieben: Entweder kann durch Dolmetschen Abhilfe geschaffen 
werden (Kap. 4.4.3) oder eine gemeinsame Verkehrssprache zur Kommunikation gewählt wer-
den (Kap. 4.4.4). Im Anschluss werden exemplarisch die Ergebnisse der Studien von Hoffmann 
(1982) und Riehle/Zeng (1998) zur fremdsprachigen Kommunikation in Behörden vorgestellt 
(Kap. 4.5). 
Im Anschluss wird die praktische Untersuchung erläutert: Um zu erforschen, wie die Kommu-
nikation zwischen Sachbearbeiter_innen und fremdsprachigen Klient_innen in der Ausländer-
behörde Leipzig stattfindet, wurden Interviews mit sechs Sachbearbeiter_innen geführt und 
mittels qualitativer Inhaltsanalyse ausgewertet (Kap. 5). Obgleich die Kommunikation immer 
durch zwei Gesprächspartner_innen geprägt ist, wurde hier nur die Sicht der Sachbearbeiter_in-
nen auf Gespräche, die sie in ihrem Arbeitsalltag mit fremdsprachigen Klient_innen führen, 
untersucht. Die Perspektive der Klient_innen konnte aufgrund des Umfangs der Arbeit keine 
Berücksichtigung finden.  
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Im Auswertungsteil (Kap. 6) wird der Frage nachgegangen, welche Rolle Fremdsprachen im 
Arbeitsalltag in der Leipziger Ausländerbehörde spielen. Auftretende Kommunikationsschwie-
rigkeiten werden ausgewertet und Lösungsansätze beleuchtet. Außerdem wird darauf eingegan-
gen, welche Fremdsprachenkenntnisse die Sachbearbeiter_innen besitzen, inwiefern diese in 
der Ausländerbehörde für wichtig erachtet werden und welche Möglichkeiten die Behörden-
mitarbeitenden haben, sich fremdsprachlich weiterzubilden. Es wird untersucht, welche Res-
sourcen zur fremdsprachlichen Verständigung zur Verfügung stehen und unter welchen Rah-
menbedingungen die Sachbearbeiter_innen in der Leipziger Ausländerbehörde arbeiten. Ein 
besonderes Augenmerk wird auf die Kommunikation auf Deutsch und Englisch gelegt.  
Im Ausblick (Kap. 8) werden Handlungsmöglichkeiten und Lösungsansätze diskutiert, um die 






3 Die Institution Ausländerbehörde  
3.1 Zuständigkeit und Verantwortung der Institution Ausländerbe-
hörde  
In der Ausländerbehörde Leipzig begegnen sich Sachbearbeiter_innen und Klient_innen vor 
allem in den Antragsgesprächen für die Ausstellung von Aufenthaltstiteln. Doch auf welcher 
Rechtsgrundlage finden diese Gespräche statt? Worin begründen sich die Zuständigkeiten einer 
Behörde im Allgemeinen und einer Ausländerbehörde im Besonderen? Im Folgenden werden 
die Rechtsgrundlagen umrissen, die die Aufgaben der Ausländerbehörde beschreiben, sowohl 
auf Bundesebene als auch auf Ebene des Bundeslandes Sachsen, in dem sich die Ausländerbe-
hörde Leipzig befindet. 
Eine Behörde im Allgemeinen im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes ist jede Stelle, die 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt (vgl. § 1 Abs. 4 VwVfG). Die Aufgaben der 
Ausländerbehörden in Deutschland sind vor allem im Aufenthaltsgesetz, welches Teil des Zu-
wanderungsgesetzes ist, beschrieben: Ausländerbehörden sind demnach zuständig für „aufent-
halts- und passrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen nach diesem Gesetz und nach aus-
länderrechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen“ (§ 71 Abs. 1 AufenthG). Diese Zustän-
digkeitsbeschreibung wird in der Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz des Bundesmi-
nisteriums des Innern konkretisiert: Zu den aufenthaltsrechtlichen Maßnahmen gehören unter 
anderem auch die Zurück- und Abschiebung, die Sicherung und die Durchführung und das 
Verbot der Ausreise (vgl. § 71 AufenthGVwV). Die Verwaltungsvorschrift zum Aufenthalts-
gesetz dient den Mitarbeitenden der Ausländerbehörden als Auslegungshilfe. 
Die genannten gesetzlichen Grundlagen wurden auf Bundesebene beschlossen, Ausführende 
des Aufenthaltsgesetzes sind aber vor allem die Bundesländer (vgl. § 30 GG). Im Freistaat 
Sachsen ist die Institution Ausländerbehörde zweigeteilt in obere und untere Ausländerbehör-
den: Das Sächsische Staatsministerium des Innern (SMI) mit Sitz in Dresden ist die oberste 
Ausländerbehörde (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 1 SächsAuslZuG) und ihr unterstellt sind in den Land-
kreisen und kreisfreien Städten die sogenannten unteren Ausländerbehörden (vgl. § 2 Abs. 1 
Satz 3 SächsAuslZuG). Hierzu zählt auch die Ausländerbehörde Leipzig. Die unteren Auslän-
derbehörden sind im Freistaat Sachsen zuständig für den Vollzug des Aufenthaltsgesetzes (vgl. 
§ 2 Abs. 2 SächsAuslZuG). Eine weitere Instanz, die Landesdirektion Sachsen mit Sitz in 
Chemnitz, führt als höhere Ausländerbehörde die Fachaufsicht über die unteren Ausländerbe-
hörden (vgl. § 2 Abs. 4 SächsAuslZuG).  
Die Ausländerbehörde arbeitet mit verschiedenen anderen Akteuren zusammen: Sie ist an das 
Ausländerzentralregister angeschlossen, das Daten von Menschen aus dem Ausland sammelt, 
die länger als drei Monate in Deutschland sind (Bundesverwaltungsamt). Daneben arbeitet sie 
mit Bundesgrenzschutz, dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und mit internationalen 
Datensammlungsnetzen zusammen (Schwarz 2003:107). 
Die Gespräche innerhalb der Ausländerbehörde finden in Sachsen immer auf Grundlage der 
genannten Gesetze und Vorschriften statt und erscheinen dadurch streng reguliert. In der Praxis 
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lassen sie den Sachbearbeiter_innen aber einen gewissen Ermessensspielraum, den die Ent-
scheidungsfindung in der Ausländerbehörde auch erfordert. Laut der Studie von Riehle/Zeng 
(1998:18) enthielt das Ausländerrecht viele Kann-Bestimmungen und damit durchaus einen 
gewissen Handlungsspielraum der Sachbearbeiter_innen5. Auch heute können die Sachbear-
beiter_innen von Ausländerbehörden durchaus von ihrem Ermessen Gebrauch machen, wie 
beispielsweise in Berlin bei der Frage, wann ein_e Migrant_in ohne deutsche Staatsbürger-
schaft sich in ausreichendem Maße integriert habe, um einen Familiennachzug möglich zu ma-
chen (Fahrun 2018). Den Sachbearbeiter_innen kommt also eine hohe Verantwortung zu.  
3.2 Verortung von Ausländerbehörden in der Behördenlandschaft 
Die Ausländerbehörden in Deutschland sind unterschiedlichen Verwaltungseinheiten innerhalb 
der Stadt- und Kreisverwaltungen angegliedert. Um zu verdeutlichen, wie unterschiedlich die 
Ausländerbehörden zugeordnet sind, werden hier die Beispiele Dresden, Berlin und Leipzig 
angeführt:  
In Dresden gehört das Sachgebiet Ausländerangelegenheiten zum Bürgeramt, welches im Ge-
schäftsbereich Ordnung und Sicherheit angesiedelt ist (vgl. Stadt Dresden). Die Berliner Aus-
länderbehörde ihrerseits ist dem Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten zuge-
ordnet, das dem Senator für Inneres und Sport unterstellt ist (vgl. Stadt Berlin). In Leipzig ist 
die Ausländerbehörde dem Ordnungsamt zugeordnet, das zum Dezernat Umwelt/Ord-
nung/Sport gehört (Stadt Leipzig I 2018).  
Gemein ist den verschiedenen genannten Zuordnungen, dass die Ausländerbehörde an ein Amt 
angegliedert ist, was vor allem für Ordnungsangelegenheiten verantwortlich ist. Dass die Aus-
länderbehörden diesem Bereich innerhalb der Behördenlandschaft zugeordnet sind und nicht 
den Referaten, die sich mit Migration und Integration beschäftigen, zeigt in den genannten 
Städten die Ausrichtung dieser Behörde: Man könnte darauf schließen, dass ihr Fokus darauf 
liegt, zu ordnen und zu regulieren und nicht darauf, Migrant_innen in ihrem Integrationsprozess 
zu unterstützen. Es gibt jedoch in verschiedenen deutschen Ausländerbehörden Bestrebungen, 
das zu ändern: In Vorbereitung auf das Fachkräfteeinwanderungsgesetz gründete das Land Ber-
lin beispielsweise im Februar 2019 ein sogenanntes „Landesamt für Einwanderung“ und damit 
eine eigenständige Ausländerbehörde. (Senatsverwaltung für Inneres und Sport, Pressestelle 
2019) Berlins Innensenator Andreas Geisel begründet diesen Schritt damit, dass „[d]urch die 
Gründung eines selbständigen Landesamtes für Einwanderung […] die Ausländerbehörde zu 
einer echten Willkommensbehörde fortentwickelt werden [soll]“ (ebd.). Die Strukturverände-
rungen in Berlin zeigen, dass sich die Zuordnung der Ausländerbehörde im Wandel befindet. 
In Leipzig ist die Ausländerbehörde im Jahr 2019 zwar von einem Sachgebiet innerhalb des 
Ordnungsamts zu einer eigenständigen Behörde umgewandelt worden, allerdings bleibt sie dem 
Dezernat Umwelt/Ordnung/Sport zugeordnet. Dies ist insofern wenig serviceorientiert und 
ganzheitlich, als dass die Klient_innen der Ausländerbehörde sich in einem anderen Bereich 
der Stadt anmelden müssen (Abteilung Bürgerämter) und Unterstützungen zur Integration in 
                                                     
5 Wie groß diese Ermessensspielräume sind und inwiefern sie sich mit dem neuen Zuwanderungsgesetz vom 
01.01.2005 geändert haben, ist mir nicht bekannt. 
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Leipzig vom Referat Migration und Integration bekommen, welches mit der Ausländerbehörde 
kaum vernetzt ist. Ein ganzheitliches Konzept zur Kommunikation mit und Betreuung von Mig-
rant_innen in Leipzig existiert also noch nicht.  
3.3 Die Ausländerbehörde Leipzig 
3.3.1 Aufgabenstellung und organisatorische Gliederung 
Die Ausländerbehörde Leipzig ist eine der unteren Ausländerbehörden im Land Sachsen und 
verantwortlich für das Stadtgebiet Leipzig. Ihre Aufgabenstellung richtet sich an den im Auf-
enthaltsgesetz beschriebenen bundesweiten Aufgabenstellungen der Ausländerbehörden aus 
und wird auf der Internetseite der Behörde wie folgt beschrieben:  
Die Ausländerbehörde ist für aufenthalts [sic] und passrechtliche Maßnahmen sowie Entscheidungen 
nach dem ‚Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern‘ 
(AufenthG) in der Stadt Leipzig und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen 
zuständig. (Stadt Leipzig II)  
Sie hat als Teil des Ordnungsamtes ihren Sitz im Technischen Rathaus in der Prager Straße im 
Zentrum-Ost (Stadt Leipzig II). Die Ausländerbehörde ist in drei Sachgebiete untergliedert, die 
sich mit verschiedenen Aufgaben beschäftigen bzw. verschiedene Zielgruppen haben: den Be-
reich I – AKZESS, elektronischer Aufenthaltstitel, Verpflichtungserklärung, Einreise, den Be-
reich II – Allgemeines Ausländerrecht und den Bereich III – Einbürgerung, Asyl und aufent-
haltsbeendende Maßnahmen. Laut dem derzeitigen Leiter der Ausländerbehörde Leipzig waren 
zum Zeitpunkt der Durchführung des Forschungsprojekts 62 Mitarbeitende in den verschiede-
nen Bereichen der Ausländerbehörde beschäftigt; davon arbeiteten 13 Mitarbeitende im Be-
reich I, 30 Mitarbeitende im Bereich II sowie 19 Mitarbeitende im Bereich III.  
Die Zuständigkeitsbereiche sind in verschiedenen Ausländerbehörde unterschiedlich aufgeteilt. 
Im Folgenden sollen die Teilbereiche der Ausländerbehörde Leipzig beschrieben werden. Aus 
der Beschreibung werden auch die Zielgruppen der verschiedenen Bereiche deutlich. 
3.3.2 Bereiche der Ausländerbehörde Leipzig  
3.3.2.1 AKZESS, elektronischer Aufenthaltstitel, Verpflichtungserklärung, Ein-
reise 
Der Bereich AKZESS (Ausländische Fachkräfte-Zuwanderung effizient und sensibel steuern) 
ist ein Sonderbereich der Ausländerbehörde, der sich mit der Erwerbsmigration von Wissen-
schaftler_innen, Arbeitnehmer_innen, Selbstständigen und Promovierenden aus Drittstaaten 
beschäftigt. In die Zuständigkeit von AKZESS fallen die Aufenthaltszwecke Promotionsstu-
dium, Studium in dualen Studiengängen, Forschung, Arbeitsplatzsuche, Ausübung einer Be-
schäftigung, Ausübung einer selbstständigen und/oder freiberuflichen Tätigkeit, Working-Ho-
liday, Au-Pair, Jugendmobilität, Freiwilligendienste und den Familiennachzug von Personen, 
deren Aufenthaltszweck hier genannt wurde (Stadt Leipzig III). 
8 
 
Dem Bereich AKZESS kommt in dieser Arbeit besondere Aufmerksamkeit zu, da vier der sechs 
Interviewpersonen des vorliegenden Forschungsprojekts in diesem Teilbereich der Ausländer-
behörde tätig sind. Ursprünglich als ein auf zwei Jahre angelegtes Projekt wurde AKZESS ab 
2011 in Dresden und im Landkreis Mittelsachsen angeboten und 2012 auf Chemnitz sowie 2013 
auf Leipzig erweitert (Sächsisches Staatsministerium des Innern 2013:6). Nach einer Evalua-
tion im Jahr 2013 wurde es verstetigt und somit im Jahr der Einführung in Leipzig bereits zu 
einem festen Teilbereich der Ausländerbehörde (ebd.:3). AKZESS hat sich zur Aufgabe ge-
macht, die Servicequalität für ausländische Fachkräfte aus Drittstaaten und deren Familienan-
gehörige zu verbessern, indem einheitliche Qualitätsstandards für Verwaltungsverfahren für 
diese Zielgruppe festgeschrieben und eingehalten werden (ebd.:2). Zu diesen Qualitätsstan-
dards zählen eine schnelle Entscheidung über die Erteilung eines Aufenthaltstitels innerhalb 
von vier Wochen, ein Service- und Beratungsangebot, die Zusammenarbeit mit an der Erteilung 
des Aufenthaltstitels beteiligten Akteuren und die Unterstützung von Unternehmen- und Wis-
senschaftseinrichtungen, die bereits internationales Personal beschäftigen oder in Zukunft be-
schäftigen wollen (ebd.:4). Zudem ist in den Standards festgeschrieben, dass deren Mitarbei-
ter_innen und Ansprechpartner_innen in den Ausländerbehörden Englisch-Grundkenntnisse 
vorweisen können sollen (ebd.:11). AKZESS ist eine besondere Abteilung, die es so nicht in 
anderen Bundesländern gibt; das Land Sachsen erhofft sich mit AKZESS einen Standortvorteil 
dadurch, dass „ausländischen Fachkräften aus Drittstaaten der schnellere Zugang zum sächsi-
schen Arbeitsmarkt ermöglicht wird“ (ebd.:4). Damit unterscheidet sich die Bearbeitung dieser 
Fälle von denen, die aus humanitären Gründen nach Leipzig kommen. 
Zu dem Sachgebiet, in dem AKZESS angesiedelt ist, gehört auch der Bereich Service/Ausgabe 
des elektronischen Aufenthaltstitels (eAT). Dieser ist unter anderem verantwortlich für das Ter-
minsystem, also die Koordination der Termine in der Ausländerbehörde, und gibt außerdem 
elektronische Aufenthaltstitel und Reiseausweise aus (Stadt Leipzig IV). Der Bereich Einreise-
angelegenheiten bearbeitet die Visaanträge für nationale Visa von Menschen aus Drittstaaten, 
die zusätzlich zur Beantragung ihres Visums bei der für sie zuständigen Auslandsvertretung in 
ihrem Heimatland eine Zustimmung der Ausländerbehörde Leipzig benötigen (Stadt Leipzig 
V).  
3.3.2.2 Allgemeines Ausländerrecht 
Im Bereich Allgemeines Ausländerrecht werden Aufenthaltstitel zum Zwecke der Ausbildung 
und des Studiums (außer Promotions- und dualem Studium), aufgrund von anerkannter Flücht-
lingseigenschaft, subsidiärem Schutz oder Asylberechtigung, wegen Familiennachzugs sowie 
als Aufenthaltskarten für Drittstaatsangehörige von EU-Bürgern erteilt und verlängert (Stadt 
Leipzig VI). 
3.3.2.3 Einbürgerung, Asyl und aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
Der Bereich Einbürgerung beschäftigt sich hauptsächlich mit der Bearbeitung von Einbürge-
rungsanträgen (Stadt Leipzig VII). Der Bereich Asylangelegenheiten ist für all jene Personen 
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zuständig, deren Asylverfahren gerade läuft oder bereits beendet ist und die der Ausländerbe-
hörde Leipzig durch die Landesdirektion Sachsen zugewiesen wurden (Stadt Leipzig VIII). 
3.3.3 Klient_innen der Ausländerbehörde Leipzig 
Wer die Klient_innen der Ausländerbehörde Leipzig sind, leitet sich aus den verschiedenen 
Bereichen der Ausländerbehörde bereits ab: Eine Zielgruppe stellen Erwerbsmigrant_innen 
(einschließlich Wissenschaftler_innen) sowie internationale Studierende und Auszubildende 
dar. Eine weitere Gruppe sind diejenigen, denen eine Schutzberechtigung zugesprochen worden 
ist, weil sie aus ihrem Heimatland geflüchtet sind. Die drei Formen der Schutzberechtigung 
sind Asylberechtigung, Flüchtlingsschutz und subsidiärer Schutz6 (Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge 2019b). Eine dritte Gruppe setzt sich aus all jenen zusammen, die sich noch im 
Asylverfahren befinden und auch denjenigen, die abgeschoben werden sollen. Die verschiede-
nen Aufenthaltszwecke und -gründe finden sich im Aufenthaltsgesetz, das den Zuzug von Men-
schen ohne deutsche Staatsbürgerschaft steuert und begrenzt und Einreise, Aufenthalt, Er-
werbstätigkeit und Integration dieser Personen regelt (vgl. § 1 Abs. 1 AufenthG). 
Eine Statistik des Leipziger Amts für Statistik und Wahlen zeigt die Herkunftsländer, die den 
größten Anteil der in Leipzig lebenden Menschen mit Migrationshintergrund ohne deutsche 
Staatsbürgerschaft darstellen.   
 
Tabelle 1: Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft in Leipzig 2018  
(Stadt Leipzig: Amt für Statistik und Wahlen 2019) 
Klient_innen der Ausländerbehörde sind Personen aus Syrien, Russland, Vietnam, der Ukraine, 
dem Irak, Afghanistan und der Türkei. Nicht ersichtlich ist hier allerdings, wann die aufgeführ-
ten Personen zugezogen sind, was Aufschluss darüber geben würde, wann sie mit der Auslän-
derbehörde Leipzig in Kontakt kamen. Da die meisten Aufenthaltstitel allerdings nur für einen 
begrenzten Zeitraum vergeben werden, viele Personen aber länger in Leipzig bleiben, ist davon 
                                                     
6 Informationen zum Ablauf des deutschen Asylverfahrens und zu den Formen der Schutzberechtigung finden sich 
in der Broschüre „Ablauf des deutschen Asylsystems“ (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2019a). 
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auszugehen, dass die oben aufgeführten Personen aus Drittstaaten wiederholt mit der Auslän-
derbehörde in Kontakt kommen, um ihren Aufenthaltstitel zu verlängern oder einen Wechsel 
des Aufenthaltstitels zu veranlassen.  
In der folgenden Statistik über Leipziger_innen mit Migrationshintergrund im Jahre 2017, die 
im Faltblatt „Migrantinnen und Migranten in Leipzig 2018“ erschienen ist, wurde zusätzlich zu 
den Nationalitäten der Migrant_innen auch erfasst, wie viele Menschen aus den verschiedenen 
Ländern zugezogen sind. Zum Zeitpunkt der Erstellung der Arbeit existiert noch keine Version 
des Faltblatts für das Jahr 2019 mit Statistiken aus dem Jahr 2018. 
 
Tabelle 2: Leipziger_innen mit Migrationshintergrund 2017 (Auswahl)  
(Stadt Leipzig: Amt für Statistik und Wahlen/Referat für Migration und Integration 2018) 
Wie zu erkennen ist, waren die meisten Zuzüge aus Drittstaaten aus Syrien, dem Irak, Russland, 
Afghanistan, Indien und den USA zu verzeichnen. Es ist also davon auszugehen, dass ein Groß-
teil der Klient_innen der Ausländerbehörde aus diesen Staaten kommen. Gerade im Bereich 
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Erwerbsmigration sind die Nationalitäten der Klient_innen vermutlich sehr divers, da sie nicht 
aus humanitären Gründen verstärkt aus einzelnen Ländern einreisen.  
4 Kommunikation innerhalb von Ausländerbehörden  
4.1 Institutionalität in der Kommunikation  
Im Folgenden wird auf die besonderen Voraussetzungen eingegangen, unter denen die Gesprä-
che in der Leipziger Ausländerbehörde stattfinden. Dabei soll herausgearbeitet werden, inwie-
fern sich die Kommunikation in Behörden von der Alltagskommunikation unterscheidet. In den 
oben genannten Studien von Hoffmann (1982), Riehle/Zeng (1998), Porila (2006) und Herz-
berger (2013) wird die Institutionalität der Kommunikation in Behörden angesprochen, die die 
Gespräche in der Ausländerbehörde im besonderen Maße beeinflusst. Deren Spezifika werden 
hier ausgeführt. 
Kommunikation soll hier anhand der vier Charakteristika, die bei Porila und Thije (2008:25) in 
einer Geprächsfibel für interkulturelle Kommunikation in Behörden angeführt werden, verstan-
den werden:  
Demnach ist Kommunikation eine  
a) Handlung, die  
b) mittels Sprache und nonverbalen Mitteln von  
c) mindestens zwei Menschen gemeinsam vollzogen wird und die  
d) zweckgebunden ist. 
Behörden sind laut Becker-Mrotzek (2001:1507) „diejenigen gesellschaftlichen Institutionen 
[…], die in staatlicher Hoheit selbständig Verwaltungsaufgaben wahrnehmen." 7 Je nach Haupt-
zweck ihres Verwaltungshandelns lassen sich zwei verschiedene Formen von öffentlichen Be-
hörden unterscheiden: Leistungsbehörden und Eingriffsbehörden (ebd.:1506). Leistungsbehör-
den erweitern die Rechte von Bürgern, bringen ihnen Dienstleistungen entgegen oder fordern 
diese von ihnen ein (Eichhorn et al. 2003:650). Im Gegensatz dazu steht die „ordnende Verwal-
tung, die durch Gebote, Verbote oder Auferlegung von Leistungspflichten in die Rechtsstellung 
der Bürger eingreift und deshalb als Eingriffsverwaltung bezeichnet wird“ (ebd.:289). 
Die Handlungen innerhalb einer Behörde finden auf Grundlage von Gesetzen und Verwaltungs-
vorschriften statt (Becker-Mrotzek 2001:1507) und sind somit „hochgradig geregelt, kontrol-
liert und formalisiert“ (Porila 2006:9). In vielen Fällen befinden sich Behörden an der Schnitt-
stelle von Eingriffs- und Leistungsbehörden und übernehmen Aufgaben beider Kategorien. 
Ausländerbehörden jedoch können als Eingriffsbehörden bezeichnet werden, die v. a. auf 
                                                     
7 Ein kurzer Überblick zur Geschichte der Übertragung von gesellschaftlichen Aufgaben auf staatliche Institutio-
nen findet sich in Becker-Mrotzek (2001:1506). 
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Grundlage des Aufenthaltsgesetzes in das Leben ihrer Klient_innen eingreifen. Eine Gewäh-
rung von Leistungen, wie beispielsweise in Sozial- und Arbeitsämtern, erfolgt nicht.  
Die einzelnen Gespräche innerhalb von Ämtern und Behörden stehen nie für sich allein, son-
dern sind immer in die Verwaltungsvorgänge der Behörde eingebettet als „komplexe Diskurse, 
die zugleich Teil einer übergeordneten Handlungssequenz sind“ (Becker-Mrotzek 2001:1513). 
Sie sind zudem als „Bürger-Verwaltungs-Gespräche“ die „Schnittstelle von Behörden und All-
tag“ (Becker-Mrotzek 2001:1513) bzw. von „von Organisation und Alltag, von System und 
Lebenswelt“ (Riehle 2001:86). Diese Gespräche nehmen in der Beziehung von Bürger_innen 
und Verwaltung also eine wichtige Rolle ein. Die Kommunikation innerhalb einer Behörde 
findet zwischen zwei sehr unterschiedlichen Gesprächsparteien statt: Die Vertreter_innen der 
Behörde sind die sogenannten „Agenten“, die, welche in die Behörde kommen, die „Klienten“ 
der Institution; die Gesprächsteilnehmenden werden auch als „Aktanten“ der Behördenkom-
munikation bezeichnet (Porila/Thije 2007:689). 
Diese Gespräche innerhalb von Behörden sind durch die Verrechtlichung der Verwaltung sowie 
durch die hierarchisch organisierte Behördenstruktur geprägt, sowohl innerhalb einer Behörde 
als auch in Beziehung zwischen Behörden unterer, mittlerer und hoher Verwaltungsebene (vgl. 
Becker-Mrotzek 2001:1507). Folgende Charakteristika bestimmen laut den Ausführungen von 
Becker-Mrotzek (2001:1509, 1513) Bürger-Verwaltungs-Gespräche im Allgemeinen und kön-
nen die Kommunikation zwischen den verschiedenen Kommunikationsteilnehmenden er-
schweren8:  
- Handlungseinschränkung beider Aktanten: Da das Behördenhandeln an Vorschriften 
und Gesetze geknüpft ist, findet es nur in einem bestimmten Rahmen statt. Nur dort, wo 
ein Ermessensspielraum gelassen wird, können mögliche Lösungen ausgehandelt werden. 
Die Ermessensspielräume von Sachbearbeiter_innen in Ausländerbehörden werden aller-
dings als recht groß eingeschätzt (Hoffmann 1982:8).  
- Unterschiedliche Wissensvoraussetzungen der Aktanten (vgl. auch Porila/ Thije 
2008:35): Behördenmitarbeitende besitzen das Wissen um die Institution, in der sie tätig 
sind sowie Fachwissen über Vorgaben und Vorgänge sowie über schriftliche Textsorten 
und Fachlexik in der Behörde, ihre Klient_innen bringen das Wissen um ihre persönliche 
Situation und ihren Fall mit, das sie mit den Behördenmitarbeitenden teilen.  
- Unterschiedliche Aufgabenverteilung: Klient_innen sollen ihren Fall genau schildern, 
Behördenmitarbeitende den Fall bearbeiten und eine Entscheidung treffen.  
- Professionalität vs. Unprofessionalität: Die Behördenmitarbeitenden handeln im Rah-
men ihrer Tätigkeit professionell und haben somit einen Expertenstatus, während die Kli-
ent_innen als Laien in die Kommunikation eintreten und nur bedingt Kenntnisse über das 
                                                     
8 Ergänzend werden von anderen Autoren ausgeführte Charakteristika aufgeführt.  
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Behördenhandeln besitzen. Rosenberg (2014:38) bezeichnet die Kommunikation zwi-
schen Behördenmitarbeitenden und Klient_innen als einen „‚Sonderfall‘ von Experten-
Laien-Kommunikation“.  
- Unterschiedliche persönliche Betroffenheit der Aktanten: Während die Behördenmit-
arbeitenden vom Ausgang des Gesprächs und ihren Entscheidungen nicht unmittelbar be-
troffen sind, kann das Behördenhandeln weitreichende Konsequenzen für das Leben der 
Klient_innen haben. Besonders in der Ausländerbehörde werden für die Klient_innen 
existentielle Fragen ausgehandelt; eine Entscheidung im Sinne der Interessen der Kli-
ent_innen kann allerdings den Interessen der Ausländerbehörde entgegenstehen (vgl. Po-
rila 2006:9). 
- Abhängigkeit und Dominanz: Die Klient_innen sind abhängig von den Entscheidungen, 
die die Behördenmitarbeitenden im Namen der Behörde treffen. Hieraus entsteht ein 
Macht- und Handlungsungleichgewicht (vgl. Porila/ Thije 2008:35). Zudem sind die Rol-
len im Gespräch klar verteilt: Agent_innen agieren und initiieren Gespräche und Themen, 
während sich Klient_innen vor allem in einer reaktiven Rolle befinden (Porila/Thije 
2007:689). 
Porila und Thije (2008:35–38) führen in ihrer Gesprächsfibel für interkulturelle Kommunika-
tion in Behörden weitere Charakteristika der Kommunikation in Behörden an: 
- Eingeschränkte Freiwilligkeit: Klient_innen besuchen ein Amt oder eine Behörde mehr 
oder weniger freiwillig, sie sind dazu teilweise gesetzlich verpflichtet.  
- Schriftlichkeit: Zur Verarbeitung von Daten spielt Schriftlichkeit im Behördenalltag eine 
große Rolle.  
- Massenhaftigkeit der zu bearbeitenden Fälle und gleichzeitig Einhaltung des Grundsat-
zes der Gleichbehandlung aller Klient_innen 
Besonderheiten gibt es auch bei schriftlicher Kommunikation im Verwaltungskontext: Diese 
ist oft geprägt von unverständlichen Formulierungen. Die Verwaltungssprache ist keine Fach-
sprache wie jede andere, sondern immer nach außen, auf den Kontakt mit Bürger_innen, ge-
richtet (Blaha 2017:29). Daneben ist sie Instrument des Behördenhandelns, da Entscheidungen 
von Behörden meist schriftlich als Bescheide mitgeteilt werden (ebd.). Das Gebot der sprach-
lichen Transparenz der Behördenkommunikation wird jedoch oft zugunsten des Gebots der 
Rechtssicherheit der Texte missachtet (ebd.:30). Als Charakteristika der Amtssprache nennt 
Blaha (ebd.:31f.) eine umständliche sprachliche Oberfläche, eine unübersichtliche Gliederung 
bis hin zu inhaltlichen Mängeln. Es gibt Bestrebungen, diese zu vereinfachen9, dafür muss al-
lerdings die Rechtssicherheit der Aussagen noch gewährt sein, worin die größte Schwierigkeit 
                                                     
9 Als Beispiel sei hier die IDEMA Gesellschaft für verständliche Sprache (ein An-Institut der Ruhr-Universität 
Bochum) genannt, die es sich zum Ziel gemacht hat, Verwaltungssprache zu vereinfachen. Seit dem Jahr 2000 
formuliert sie tausende Texte von Kommunalverwaltungen sowie aus Bund und Ländern zur besseren Verständ-
lichkeit um (vgl. IDEMA Gesellschaft für verständliche Sprache). 
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besteht; verständliches Schreiben im Verwaltungskontext kann jedoch erlernt werden, zum Bei-
spiel in Schreibwerkstätten (Blaha 2010:61). Dabei ist es wichtig, Formulierungen zu finden, 
die sowohl fachlich korrekt als auch sprachlich verständlich sind (ebd.:62).  
Die erwähnten Charakteristika grenzen die Kommunikation in Behörden von alltäglicher Kom-
munikation ab. Dabei wird deutlich, dass die Aktanten der Kommunikation sich in sehr unter-
schiedlichen Rollen befinden, was das Gelingen der Kommunikation zusätzlich erschweren 
kann. 
4.2 Interkulturalität in der Kommunikation  
Laut Hoffmann (1982), Riehle/Zeng (1998), Porila (2006) und Herzberger (2013) ist die Kom-
munikation in Ausländerbehörden nicht nur durch die Institutionalität geprägt, sondern auch 
durch die Interkulturalität, die sich daraus ableitet, dass die Aktanten aus verschiedenen Gesell-
schaften stammen und unterschiedliche Sprachen sprechen können. Um sich mit Interkultura-
lität zu beschäftigen, muss zunächst festgestellt werden, wie der Begriff Kultur im Kontext 
dieser Arbeit zu verstehen ist.   
In der Vergangenheit war der Kulturbegriff oft mit Nationalkulturen verknüpft, was jedoch 
nicht mehr zeitgemäß erscheint (vgl. Welsch 2017:9f.). Wenn Kulturen räumlich auf ein be-
stimmtes Territorium begrenzt werden, führt dies automatisch auch dazu, dass sie voneinander 
abgegrenzt werden (Bolten 2007:14). Durch Migrationsbewegungen, globale Kommunikation 
und Globalisierung im Allgemeinen ist allerdings keine lebensweltliche Kultur isoliert und un-
beeinflusst von anderen Kulturen, weshalb ein territorial abgegrenzter Kulturbegriff nicht sinn-
voll erscheint (ebd.:14). Dennoch ist der nationale Kulturbegriff, der auf dem Kugelmodell von 
Herder basiert, das von Nationalkulturen als voneinander abgegrenzten Kugeln ausgeht, in vie-
len Köpfen verankert, ist es doch der Kulturbegriff, der auch in der Alltagssprache immer noch 
am meisten angewandt wird. Bolten nimmt davon Abstand und definiert Kulturen stattdessen 
eher allgemein als „soziale Lebenswelten wechselnder Größe und Zusammensetzung“ 
(ebd.:18). 
Dieser Arbeit geht ebenfalls von einem weiter gefassten Kulturbegriff aus: Kultur soll im Sinne 
von Porila/Thije (2008:28) im Kontext der Kommunikation in der Leipziger Ausländerbehörde 
verstanden werden als „kollektive Standardlösungen für Standardprobleme“. Deren Definition 
geht davon aus, dass Mitglieder unterschiedlicher Kulturen sich darin unterscheiden, „wie sie 
bestimmte wiederkehrende Probleme lösen und Bedürfnisse befriedigen“ (ebd.:28). Als Stan-
dardlösungen gelten für Porila und ten Thije zum Beispiel „das Weltbild, die Werte, die Nor-
men, die Gefühle, der Glaube“, also „alles, was den Mitgliedern der Kultur Lösungsvorschläge 
gibt für grundlegende Fragen“ (ebd.:28). Dieses Verständnis des Begriffs lässt Raum für Ver-
änderungen von Kulturen: Wenn sich die Standardprobleme verändern, so müssen auch die 
Lösungen angepasst werden, womit die Kultur sich ständig verändert. Das Wissen über mögli-
che Problemlösungen ist nicht angeboren, sondern erlernt (ebd.:29). Rosenberg (2014:46) er-
gänzt, dass die Standardlösungen solche Lösungen sind, die sich in der Gemeinschaft als üblich 
herausgestellt haben, aber „nicht alle Handlungsweisen eines Individuums [...] als ‚kulturell‘ 
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bedingt angesehen werden“ können. Wird der Fokus auf die sprachliche Dimension von Kultur 
gesetzt, so ist auch die Definition von Alexander Thomas hilfreich: Thomas versteht Kultur als 
ein „Orientierungssystem“ aus Symbolen wie beispielsweise auch Sprache, welches es Men-
schen ermöglicht, sich in der Welt orientieren zu können (Thomas 2003:22). 
Hier soll ein kurzer Exkurs in die Forschung zum Aufeinandertreffen verschiedener Kulturen 
erfolgen, da es aufgrund der gesellschaftlichen und politischen Veränderungen einen Wandel 
zu geben scheint und dies Auswirkungen auf zwischenmenschliche Kommunikation im Allge-
meinen und zwischen Sachbearbeiter_innen und Klient_innen in der Ausländerbehörde im Spe-
ziellen haben kann. Für das Aufeinandertreffen von sich unterscheidenden Kulturen wurden 
verschiedene Konzepte entwickelt, die in der Wissenschaft vielfach diskutiert werden. Dazu 
zählen die Konzepte Multikulturalität (als das Nebeneinanderbestehen verschiedener Kulturen 
innerhalb einer Organisation und Gesellschaft) und Interkulturalität (als das Aufeinandertref-
fen verschiedener Kulturen, die sich unterscheiden, aber einander beeinflussen). Gemein ist 
ihnen der Grundsatz, dass von voneinander klar abgegrenzten, in sich homogenen Kulturen 
ausgegangen wird, die sich allenfalls beeinflussen, nicht aber Binnenunterschiede aufweisen. 
Wolfgang Welsch prägte im Gegensatz dazu das Konzept Transkulturalität (Welsch 2017:11), 
das davon ausgeht, dass „die kulturellen Determinanten nunmehr quer durch die Gesellschaft 
hindurchgehen, so dass kulturellen [sic] Verhältnisse inzwischen durch Verflechtungen und 
Gemeinsamkeiten gekennzeichnet sind“ (ebd.:12). Laut Welsch sind zeitgenössische Kulturen 
miteinander verflochten und vernetzt. Entscheidend ist bei diesem Konzept eine berufstypische 
Lebensform und nicht die Nationalität. Welsch geht davon aus, dass Angehörige eines Berufs 
in verschiedenen Ländern unter Umständen mehr miteinander gemein haben als Menschen un-
terschiedlicher Berufsgruppen innerhalb eines Landes (ebd.:14). Gesellschaften sind demnach 
keineswegs homogen, sondern vertikal und horizontal differenziert, sie sind also „in sich viel-
fältig“ (ebd.:13). Es gibt nicht nur ein Merkmal (oftmals die nationale Herkunft), das die Kultur 
definiert, sondern innerhalb einer Gesellschaft sind viele unterschiedliche Kulturen zu finden.  
Das Transkulturalitätsverständnis dient vor allem zur Erklärung von Kultur im gesamtgesell-
schaftlichen Sinne. Für die Erforschung der Kommunikation zwischen verschiedenen Aktanten 
in der Ausländerbehörde wird das Konzept der Interkulturalität herangezogen, da die Kommu-
nikationssituation zwischen Sachbearbeiter_innen und Klient_innen durch deren jeweilige 
Problemlösungsstrategien geprägt ist, die bedingt sind durch ihre Erfahrungen, ihre Herkunft, 
aber auch durch andere Faktoren wie ihre Familie, ihren Beruf u. a., und sich die Kommunika-
tionspartner_innen in der spezifischen Kommunikationssituation gegenübertreten. Sie sind 
zwar in vielfacher Hinsicht kulturell geprägt, begegnen in der Kommunikationssituation aber 
ausschließlich einander, sodass hier nicht von einer Netz- und Verflechtungsstruktur der ver-
schiedenen Prägungen gesprochen werden kann. Im Folgenden soll darauf eingegangen wer-
den, was interkulturelle Kommunikation ausmacht und wie sie die Gespräche in Behörden be-
einflussen kann.  
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In der Leipziger Ausländerbehörde ist Interkulturalität in der Kommunikation10 zu beobachten. 
Die aufeinandertreffenden Aktanten gehören verschiedenen Lebenswelten an: Auch wenn der 
nationale Kulturbegriff abgelehnt wird, kann davon ausgegangen werden, dass sich die Ge-
sprächsteilnehmenden in den Gesprächen in der Leipziger Ausländerbehörde in ihren Prob-
lemlösungsstrategien und Orientierungsmustern unterscheiden. Im Folgenden soll darauf ein-
gegangen werden, inwiefern Interkulturalität Einfluss auf die Gespräche in der Ausländerbe-
hörde nehmen kann. 
In Deutschland ist Deutsch die Amtssprache (Genaueres dazu in Kap. 4.3), was nach sich zieht, 
dass Behördengespräche für nicht-deutsche Klient_innen immer auch fremdsprachige Kommu-
nikation bedeuten (Porila 2006:12). Sprachen unterscheiden sich nur in ihrer Struktur, sondern 
auch in den „mit der Sprache verknüpften Denkformen, Handlungsmustern, Vorstellungen“ 
(Redder/Rehbein 198711). Daraus folgt, dass das Erlernen einer Fremdsprache nicht unbedingt 
auch Erkenntnisse über die Kultur der Menschen, die diese Sprache sprechen, mit sich bringt 
(Porila/Thije 2008:29). Zudem können nicht-muttersprachliche Gesprächsteilnehmende nicht 
am kollektiven Wissen teilhaben, sie haben sich im Laufe ihrer gesellschaftlichen und sprach-
lichen Sozialisation andere Wissensbestände angeeignet, auf die sie ihrerseits zurückgreifen 
(Liedke 1997:159).  Für die Kommunikation in Behörden spielt zudem die Erfahrung der Kli-
ent_innen mit den Behörden in ihrem Heimatland eine Rolle (Porila 2006:12). Oftmals erwarten 
die verschiedenen Gesprächsteilnehmenden, dass sich die andere Person im Einklang mit der 
eigenen Kultur verhält (Slapp 2004:20). Haben Klient_innen in ihren Heimatländern die Erfah-
rung gemacht, dass Behördenmitarbeitende einen sehr großen Ermessensspielraum haben oder 
gar bestechlich sind, so haben sie andere Erwartungen an die Kommunikation als die Sachbe-
arbeiter_innen (Porila 2006:12f.). Der Behördenkontakt kann Klient_innen sogar gänzlich un-
bekannt sein, sodass sie die Handlungsmuster innerhalb von Behörden nicht kennen (Hoffmann 
1982:66). Fremdsprachliches Handeln kann zu Kommunikationsbrüchen führen, die Produk-
tion und Rezeption von Äußerungen ist störanfällig. Diese Kommunikationsbrüche können auf 
Sender- und Empfängerseite entstehen: In der Position des Empfängers können die Handlungen 
des Sprechers falsch eingeschätzt werden, wenn sich die Wahrnehmungsmechanismen unter-
scheiden, der Sender kann den Empfänger aber auch durch für ihn unerklärliche Handlungen 
irritieren (Liedke 1997:160).  
Um den Problemen und Herausforderungen zu begegnen, die sich durch interkulturelle Kom-
munikation in der Verwaltung ergeben, gibt es seit den 1990er Jahren Entwicklungen hin zu 
interkultureller Kompetenz und interkultureller Öffnung der Verwaltung. Dabei ist nicht immer 
klar, was mit der interkulturellen Öffnung in der Praxis postuliert wird und wie diese erreicht 
                                                     
10 Dieses Konzept wird auch Interkulturelle Kommunikation genannt. Interkulturelle Kommunikation ist ein breites 
Forschungsfeld; es wurden schon zahlreiche Definitionsversuche unternommen und seit den 1970er und 1980er 
Jahren kommt ihr in verschiedenen Forschungsgebieten viel Aufmerksamkeit zu, vor allem in den Sozialwissen-
schaften, weniger aber im Bereich der Linguistik Földes (2007:10f.). Sie ist eine „(sprachliche) Interaktion zwi-
schen Personen, die zwei verschiedenen Kulturen angehören“ (ebd.:28). Da diese Interaktion nicht nur auf gespro-
chene und geschriebene Sprache beschränkt, sondern auch nonverbale Aspekte einschließt, kann sie als „multi-
modal“ bezeichnet werden (Rosenberg 2014:46).  
11 Redder, Angelika/ Rehbein, Jochen (1987): Zum Begriff der Kultur. In: dies. (Hg.): Arbeiten zur interkulturellen 
Kommunikation. Osnabrück. OBST, 38/87. S. 7-21.; hier zitiert nach Porila (2006:12) 
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werden soll. In der öffentlichen Verwaltung werden häufig interkulturelle Trainings und Wei-
terbildungen als eine gute Lösung für die Überbrückung von kulturellen Differenzen angese-
hen. Lima-Curvello (2007) gibt allerdings zu bedenken, sie seien „nicht selten schematisch, 
praxisfern und berücksichtigen nur unzureichend die Erfahrungen, die auf in [sic] einem jewei-
ligen Arbeitsfeld gemacht wurden“. Außerdem müssen für eine gelungene interkulturelle Öff-
nung sowohl die einzelnen Mitarbeitenden einer Organisation geschult werden, als auch die 
ganze Organisation und ihre Strukturen in den Blick genommen werden (ebd.).12  
Es sollte nicht außer Acht gelassen werden, dass Probleme, Herausforderungen und Missver-
ständnisse in Gesprächen zwischen Sachbearbeiter_innen und fremdsprachigen Klient_innen 
einer Ausländerbehörde durch zahlreiche Faktoren geprägt sein können: 
Die Probleme, die es bei der Kommunikation Ausländer/deutsche Behörde gibt, haben multiple Ur-
sachen: von juristischen, organisatorischen, ökonomischen und materiellen Bedingungen, Eigenhei-
ten von deutschen Behörden, kulturspezifischen Ritualen und Gewohnheiten, Kommunikationsprob-
lemen usw. bis hin zu den Persönlichkeitseigenschaften des Ausländers/Behördenmitarbeiters.  
(Esser/Berth 2001:41) 
Es greift also zu kurz, auftretende Probleme in der Kommunikation nur in den Bereichen Insti-
tutionalität und Interkulturalität zu suchen, da es zahlreiche weitere Charakteristika gibt. In die-
ser Arbeit liegt der Fokus der Kommunikation zwischen Sachbearbeiter_innen und fremdspra-
chigen Klient_innen vor allem auf sprachlichen Aspekten, weshalb im Folgenden die Rahmen-
bedingungen und Grundsätze zur Sprache in der Leipziger Ausländerbehörde aufgeführt wer-
den. Im Anschluss werden Möglichkeiten, Verständnis herzustellen, vorgestellt.   
4.3 Amtliche Regelungen zum Sprachgebrauch in Deutschland und 
Sachsen 
Zwar ist Deutsch als Nationalsprache nicht im Grundgesetz verankert, dennoch gibt es aber 
Regelungen zum Sprachgebrauch im Verwaltungskontext. Diese sind in Deutschland im All-
gemeinen und in Sachsen im Speziellen in verschiedenen Gesetzen und Verwaltungsvorschrif-
ten festgeschrieben. Im Folgenden werden zunächst gesetzliche Vorschriften zum Sprachenge-
brauch in Deutschland und in Sachsen und im Anschluss sprachpolitische Überlegungen auf-
geführt. 
Die Bundeszentrale für politische Bildung definiert den Begriff Amtssprache als „die offizielle 
Sprache eines Staates für Gesetzgebung, Verwaltung, Gerichte und Schulen“ (Zandonella 
2006:8). Laut Verwaltungsverfahrensgesetz der Bundesrepublik Deutschland (VwVfG) ist die 
Amtssprache im Bundesgebiet Deutsch (vgl. § 23 Abs. 1 VwVfG). Dieses Gesetz gilt für die 
öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Behörden des Bundes und der Länder. Es 
schreibt vor, dass eine Behörde, wenn ihr fremdsprachige Dokumente vorgelegt werden, ange-
halten ist, eine deutsche Übersetzung zu verlangen (vgl. § 23 Abs. 2 VwVfG). Es kann zudem 
                                                     
12 Konkrete Instrumentarien für eine interkulturelle Öffnung von Ausländerbehörden wurden im Jahr 2013 im 
zweijährigen Modellprojekt „Ausländerbehörden-Willkommensbehörden“ deutschlandweit an zehn Modellstand-
orten erprobt Bernstorff/Can (2014:5). Auf einzelne Maßnahmen wird in der Auswertung der Interviews im Rah-




eine Übersetzung in beglaubigter Form oder eine von öffentlich bestellten und beeidigten Über-
setzer_innen oder Dolmetscher_innen angefertigten Übersetzung verlangt werden (vgl. ebd.). 
Das Verwaltungsverfahrensgesetz enthält keine Vorgaben für den Einsatz von Dolmetscher_in-
nen im Verwaltungsverfahren (vgl. Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags 
2017:4). Daraus wird in der juristischen Literatur geschlussfolgert, dass sich Klient_innen einer 
Behörde selbst um entsprechende Sprachkenntnisse oder eine_n Dolmetscher_in kümmern 
müssen, allerdings solle die Behörde die fehlenden Sprachkenntnisse berücksichtigen und im 
Einzelfall – je nach Gegenstand des Verwaltungsverfahrens – eine_n Dolmetscher_in hinzuzie-
hen (ebd.). Ist die sprachunkundige Person Antragsteller_in, so müsse sie selbst für eine_n Dol-
metscher_in sorgen (ebd.:5). 
Das Verwaltungsverfahrensgesetz gilt zwar für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit 
der Behörden des Bundes und der Länder (vgl. § 1 Abs. 1 VwVfG), allerdings ist Verwaltungs-
tätigkeit der Behörden in Sachsen zusätzlich in der Verwaltungsvorschrift der Sächsischen 
Staatsregierung zur Regelung des Dienstbetriebes für die Behörden des Freistaates Sachsen 
(VwV Dienstordnung) festgeschrieben. Da die Bundesländer in Deutschland die Kulturhoheit 
besitzen (vgl. Art. 30 GG), bestimmen sie ihre Amtssprachen selbst. Das Land Sachsen legt 
fest, dass die Amtssprache Deutsch ist (vgl. Abschnitt 1 Nr. 2 lit. a VwV Dienstordnung). Da-
neben kommt in Sachsen dem Sorbischen eine Sonderstellung zu, da Dokumente in sorbischer 
Sprache nicht ins Deutsche übersetzt werden müssen, wenn sie bei sächsischen Behörden ein-
gereicht werden (vgl. Abschnitt 1 Nr. 2 lit. b VwV Dienstordnung). Weitere Sprachen werden 
in der Dienstordnung nicht erwähnt.  
Die Stellung des Deutschen sowie die Sprachenpolitik in Deutschland sind Thema politischer 
Diskussion: Deutsch ist zwar Amtssprache, ist aber im Grundgesetz – anders als in vielen an-
deren Ländern – nicht als Staatssprache verankert. Dies wird von einigen Initiativen, Politi-
ker_innen und Vereinen gefordert und kontrovers diskutiert.13 Der Politolinguist Josef Klein 
beispielsweise lehnt eine Verankerung im Grundgesetz ab, da er eine Sprache als Staatssprache 
für „extrem exkludierend“ hält, da sie die politische Teilhabe derer, die andere Sprachen spre-
chen, erschwert (vgl. Klein 2010:8). Im Grundgesetz findet sich einzig und allein der Grund-
satz, dass „niemand […] wegen […] seiner Sprache […] benachteiligt oder bevorzugt werden“ 
(Art. 3 Abs. 3 GG) darf. Marten (2016:145) meint, Deutschland verfolge in der Sprachenpolitik 
einen Laissez-faire-Ansatz: Die Dominanz der deutschen Sprache wird in Deutschland als na-
türlich empfunden, was u. a. mit der Entstehung des deutschen Nationalstaats im 19. Jahrhun-
dert als Sprach- und Kulturnation zu erklären ist. Deutsch nehme in Deutschland „einen vor-
herrschenden Status ein“; dies gilt allerdings nur für den öffentlichen Gebrauch, der private 
Sprachgebrauch ist nicht gesetzlich geregelt (ebd.:147).  
Obwohl Deutsch die Amtssprache ist, werden andere Sprachen bei Ämtern oftmals je nach 
Situation benutzt, abhängig von der Sprachkompetenz der Gesprächsteilnehmenden. Hier wird 
                                                     
13 Stimmen für und gegen eine Aufnahme der deutschen Sprache ins Grundgesetz finden sich beispielsweise im 
bei Klatte (2010) und Peter (2010) im Dossier „Sprache und Politik“ der Bundeszentrale für politische Bildung.  
Zudem gab es nach Vorlage eines Gesetzesentwurfs der AfD am 02.03.2018 eine Bundestagsdebatte zum Thema 
„Deutsch als Landessprache“ (Deutscher Bundestag 2018). 
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im Einzelfall entschieden, ob eine andere Sprache gesprochen wird (ebd.:147). Die Sprachen 
von Migrant_innen werden laut Marten in Deutschland häufig als Problem wahrgenommen. 
Der Staat unterstütze im Bereich von sogenannten Migrantensprachen bei Ämtern und Behör-
den eher im Einzelfall durch Einstellung von Menschen mit Migrationshintergrund als Dolmet-
scher_innen (ebd.:152). Sprachwissenschaftler_innen regen allerdings eine neue Sprachenpoli-
tik in Deutschland an, die Mehrsprachigkeit als Potenzial für Vielfältigkeit, politischen Einfluss 
sowie wirtschaftliche Entwicklung sieht (ebd.:154).  
4.4 Verständigungsstrategien 
4.4.1 Kommunikationsmodelle  
Für die Erläuterung von Verständigungsstrategien werden die zugrundeliegenden Modelle vor-
gestellt. Die Kommunikation zwischen Sachbearbeiter_innen und fremdsprachigen Klient_in-
nen in der Leipziger Ausländerbehörde lässt sich anhand des informationstheoretischen Sender-
Empfänger-Modells, das von Shannon und Weaver entwickelt und von Moles weiterentwickelt 
wurde, beschreiben (Pelz 2007:52f.). Dieses ursprünglich für die Fernmeldetechnik entwickelte 
Modell geht von einem Sender und einem Empfänger aus, die über einen Kanal miteinander 
kommunizieren. Diese Kommunikation kann durch Störungen aller Art beeinträchtigt werden.  
Durch Moles wurde in das Modell das sogenannte Repertoire oder der Code von Sender und 
Empfänger integriert, also all jene Kommunikationswerkzeuge, die den Gesprächsteilnehmen-
den zur Verfügung stehen, sowohl verbal als auch nonverbal. Sender und Empfänger kommu-
nizieren miteinander, indem der Sender eine Nachricht kodiert, also in einen Ausdruck verwan-
delt. Der Empfänger dekodiert die Nachricht mittels des ihm zur Verfügung stehenden Reper-
toires und übersetzt die Nachricht wieder von Ausdruck in Inhalt. Das Repertoire von Sender 
und Empfänger kann unterschiedlich sein, die Schnittmenge beider entscheidet darüber, wie 
gut die Nachricht dekodiert werden kann und schließlich über das Gelingen der Kommunika-
tion.  
 
Abbildung 1: Informationstheoretisches Kommunikationsmodell von Shannon, durch Moles erweitert um das  
Repertoire (den Code) (Pelz 2007:52) 
Kade hat dieses Modell für die Translationswissenschaft weiterentwickelt: Laut Kade sei dem-
nach der Normalfall der sprachlichen Kommunikation, dass Sender (S) und Empfänger (E) über 
einen identischen Code verfügen; dies sei der Fall, wenn sie der gleichen Sprachgemeinschaft 
angehören, also die gleiche Sprache sprechen - dabei kann es sich um eine Nationalsprache 
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oder einen Dialekt handeln. Die Kommunikation zwischen Sender und Empfänger ist aber auch 
dann möglich, wenn die Codes der Gesprächspartner_innen voneinander abweichen, aber 
Schnittmengen aufweisen. Die Kommunikation wird zwar beeinflusst, sodass Missverständ-
nisse auftreten oder der Empfänger die Nachricht nur unvollständig versteht, dies kann jedoch 
festgestellt und korrigiert werden (Kade 1968:52). Gibt es diesen gemeinsamen Code jedoch 
nicht, so ist eine Kommunikation kaum möglich:  
Die Abweichungen zwischen dem Kode von S und dem Kode von E können jedoch auch ein Ausmaß 
erreichen, daß E die von S kodierte Mitteilung nicht mehr dekodieren kann. In diesem Falle handelt 
es sich um differente Kodes. Sobald E und S differente Kodes benutzen, nähert sich die kommuni-
kative Leistung dem Wert Null (ebd.:52).  
Gesprächspartner_innen, die aus unterschiedlichen Sprachgemeinschaften kommen, können 
sich demnach nicht untereinander verständigen. Kade (1968:53) nennt für dieses Problem fol-
gende Lösungen: Entweder kann eine gemeinsame Mittlersprache verwendet werden oder die 
Codes von Sender und Empfänger vereinbart werden. Die Codes der verschiedenen Kommuni-
kationspartner sind allerdings nur schwer in Einklang zu bringen. Wenn sich die Kommunika-
tionspartner dennoch verständigen möchten, muss im Kommunikationsprozess ein Zwischen-
glied, also ein_e Dolmetscher_in oder Übersetzer_in (=Translator_in (T)), zwischengeschaltet 
werden, das den Code des Senders in den Kode des Empfängers umcodiert (ebd.:54). Dieser 
aus zwei Phasen bestehende Kommunikationsakt lässt sich wie folgt darstellen:  
 
Abbildung 2: Zweisprachiger Kommunikationsakt nach Otto Kade (1968:55) 
4.4.2 Kommunikation auf Deutsch 
Sprechen sowohl Sachbearbeiter_in als auch Klient_in Deutsch, so gehört eine gemeinsame 
Sprache zu ihrem geteilten Repertoire, die Kommunikation erfolgt auf dieser Basis. Schöpfen 
sie aus einem ähnlichen Erfahrungsschatz, so wirkt sich dies zusätzlich positiv auf die Kom-
munikation miteinander aus. Von Vorteil für das Gelingen der Kommunikation ist zudem, wenn 
Problemlösungsstrategien der Gesprächsteilnehmen ähnlich sind, sie also, wie oben beschrie-
ben, aus einer ähnlichen Kultur kommen.  
4.4.3 Community Interpreting  
Gelingt die Kommunikation auf Deutsch nicht, so müssen alternative Verständigungsstrategien 
gefunden werden. Eine mögliche Strategie ist die Kommunikation über eine dritte Person, die 
den Code der Gesprächsteilnehmenden decodiert und neu codiert, also ihre jeweiligen Sprachen 
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spricht und so für die Gesprächsteilnehmenden dolmetscht14. Das breite Tätigkeitsfeld des Dol-
metschens lässt sich nach verschiedenen Kriterien klassifizieren (Pöchhacker 2007:29), abhän-
gig von dem Setting, in dem gedolmetscht wird, unterscheidet man zwischen Konferenzdol-
metschen, Gerichtsdolmetschen und Community Interpreting15 (Pöchhacker 2007:36). Das 
Dolmetschen bei der Ausländerbehörde wird als Teil des Community Interpreting eingeordnet 
werden.  
Community Interpreting wurde im Zuge der ersten Konferenz (1995), die sich mit dieser Dol-
metschart beschäftigte, wie folgt definiert: 
Community Interpreting enables people who are not fluent speakers of the official language(s) of the 
country to communicate with the providers of public services so as to facilitate full and equal access 
to legal, health, education, government and social services. (Announcement of the First International 
Conference on Interpreting in Legal, Health, and Social Service Settings 199416) 
Schon bei dieser ersten Konferenz wurde festgestellt, dass der Stand der Forschung in verschie-
denen Ländern sehr unterschiedlich weit fortgeschritten war und dass für die Dolmetschart 
zahlreiche Bezeichnungen existierten, wie beispielsweise „cultural interpreting, ad hoc inter-
preting, contact interpreting, public service interpreting, dialogue interpreting, liaison interpre-
ting, three-cornered interpreting“ (Gentile 1997:110). Der Terminus Community Interpreting 
hat sich auch im deutschsprachigen Raum durchgesetzt, daneben existiert mittlerweile auch der 
deutsche Terminus „Kommunaldolmetschen“, der von Pöchhacker genutzt wird und äquivalent 
zum englischen Terminus gebraucht wird (Pöchhacker 2007:39). In der vorliegenden Arbeit 
wird der Terminus Community Interpreting17 verwendet, da er international gebräuchlich ist 
und meist auch im Deutschen so belassen wird (Pöllabauer 2005:50).  
Community Interpreting genießt nicht das gleiche hohe Ansehen wie das Gerichts- und Konfe-
renzdolmetschen. Sprachmitteln und Community Interpreting gelten teilweise nicht als Dol-
metschen per se, sondern werden als minderwertige Tätigkeiten angesehen (ebd.:184)18. Der 
geringe Status des Community Interpreting ist außerdem dem niedrigen Organisationsgrad des 
Berufszweigs, einer fehlenden verpflichtende Universitätsausbildung der Dolmetscher_innen, 
einer fehlenden starken Identität als Expert_innen und der allgemeinen Unwissenheit über die 
Komplexität des Community Interpretings geschuldet (Hale 2007:27). Aufgrund der Vielzahl 
an Definitionen und des unterschiedlichen Forschungsstands in verschiedenen Ländern, ist es 
schwierig, ein einheitliches Kompetenz- und Rollenprofil von Community Interpreters heraus-
zuarbeiten.  
                                                     
14 Unter Dolmetschen im Allgemeinen wird laut Otto Kade (1968:35) „die Translation eines einmalig (in der Regel 
mündlich) dargebotenen Textes der Ausgangssprache in einen wegen Zeitmangels kaum kontrollierbaren und nur 
begrenzt korrigierbaren Text der Zielsprache“ verstanden. 
15 Der Terminus „Community Interpreting“ als eine Art des Dolmetschens wurde erstmals durch eine Arbeits-
gruppe des Institute of Linguists in London verwendet (vgl. Bowen 2006:319).  
16 Hier zitiert nach Pöchhacker (2000:37). 
17 Die Bezeichnung „Community Interpreting“ bezeichnet jedoch nach wie vor zudem in unterschiedlichen Län-
dern unterschiedliche Konzepte (Hale 2007:28). 
18 Weiterführend zum Rollenverständnis von Dolmetscher_innen im Bereich Community Interpreting empfehlen 
sich die Ausführungen von Sonja Pöllabauer (2005:180ff.).  
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Folgende Kompetenzanforderungen an Dolmetscher_innen im Community Interpreting hat 
Pöchhacker (Pöchhacker 2007:239f.) in Anlehnung an das von Gentile et al (1996:64-68)19 
entwickelte Kompetenzprofil herausgearbeitet: 
- Sprachkompetenz 
- Kulturkompetenz 
- Dolmetschkompetenz im engeren Sinne (umfasst u. a. Fertigkeiten zur dolmetscheri-
schen Wiedergabe, Proxemik, Sprecherwechselsteuerung, Strukturierung der Input-In-
formation, Stimmbildung, Optimierung der Interaktionsdynamik, Merkfähigkeit)  
- Professionelle Verhaltenskompetenz, sich gemäß seiner Rolle als Dolmetscher_in zu 
verhalten (d. h. autonome Entscheidungen für sprachliche, soziokulturelle, emotionale 
und ethische Belange treffen)  
- Sachkenntnisse 
Daraus wird sichtbar, dass für Community Interpreting zahlreiche Kompetenzen erforderlich 
sind. In der Praxis kommen allerdings oft nicht- bzw. semiprofessionelle Sprachmittler_innen 
zum Einsatz (Sauerwein 2007:10), oft Freunde, Verwandte und Bekannte der Klient_innen 
(Pöllabauer 2005:57). 
Community Interpreting ist dadurch gekennzeichnet, dass sich ungleiche Gesprächspartner_in-
nen einander gegenüberstehen, für die gedolmetscht werden soll (Pöchhacker 2007:40). In der 
Regel handelt es sich dabei um eine Person oder Personengruppe, die für sich selbst steht und 
einer Institution bzw. deren Vertreter_innen gegenübertritt (ebd.:40). Im vorliegenden Fall ist 
eine solche Institution die Ausländerbehörde, die in Vertretung des Staates handelt. Deren Re-
präsentant_innen wiederum sind die Sachbearbeiter_innen, die mit ihren (fremdsprachigen) 
Klient_innen in Kontakt treten. Aus dem Ungleichgewicht der Gesprächsteilnehmenden folgt, 
dass ein Machtgefälle entsteht, da eine einzelne Person einer übergeordneten Organisation (hier 
einer Behörde, in anderen Fällen beispielsweise einem Krankenhaus oder einem Gericht) ge-
genübersteht (ebd.). Von den unterschiedlichen Rollen der Gesprächsteilnehmenden wird die 
Rolle der dolmetschenden Person beeinflusst: Angesichts des Machtungleichgewichts und der 
verschiedenen Rollen der Gesprächsteilnehmenden kann die Neutralitätserwartung, die übli-
cherweise an Dolmetscher_innen gestellt wird, in diesem Setting nicht immer erfüllt werden 
(ebd.:41). 
Community Interpreting findet zudem in sehr intimen Gesprächssituationen statt und grenzt 
sich damit vom Konferenzdolmetschen ab: 
Community Interpreting takes the interpreter into the most private spheres of human life. It does not 
take place at negotiations about major international political decisions or conferences on recent sci-
entific discoveries; it takes place in settings where the most intimate and significant issues of every-
day individuals are discussed [...]. (Hale 2007:25f.) 
                                                     
19 Gentile, Adolfo/Ozolins, Uldis/Vasilakakos, Mary (1996): Liaison Interpreting: A Handbook. Melbourne: Mel-
bourne University Press; hier zitiert nach Pöchhacker (2007:239). 
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Zudem tragen Community Interpreter eine besondere Verantwortung, da sie in Situationen dol-
metschen, die für Einzelpersonen von hoher Bedeutung sind und wo sie ohne ihre Hilfe nicht 
kommunizieren könnten (ebd.:26). Man denke hier beispielsweise an die Verdolmetschung ei-
ner Diagnose im Krankenhaus oder eines Gesprächs bei der Ausländerbehörde, was Grundlage 
zur Erstellung eines Aufenthaltstitels ist.  
Als Charakteristika des Community Interpreting gelten außerdem, dass die Dolmetscher_innen 
konsekutiv bilateral dolmetschen und sie für die Dolmetschleistung meist nur ein sehr geringes 
bzw. kein Entgelt erhalten (Slapp 2004:16). Oft sind die Dolmetscher_innen im Community 
Interpreting nicht ausgebildet und werden von Klient_innen einer Institution mitgebracht oder 
unter den Mitarbeitenden der Institution, in der die Kommunikation stattfindet, spontan ange-
heuert, wie zum Beispiel Krankenhauspersonal in einem Krankenhaus (ebd.:14).  
Neben Dolmetscher_innen im Community Interpreting gibt es auch noch sogenannte Sprach- 
und Integrationsmittler_innen, die ebenfalls dolmetschen, aber darüber hinaus auch in der Kom-
munikation erklären und vermitteln, bei kommunikativen und inhaltlichen Missverständnissen 
einschreiten und das Gespräch gegebenenfalls steuern (SprInt Servicestelle). Zudem zeichnen 
sie sich durch eine hohe „muttersprachliche und ursprungskulturelle Kompetenz“ aus und ha-
ben selbst einen Migrationshintergrund, sind also selbst in einer Migrant_innen-Community 
verankert (ebd.). Ausgebildet werden die Sprach- und Integrationsmittler_innen im Rahmen 
einer 18-monatigen Ausbildung an den jeweiligen Sprint-Standorten (ebd.). Den Behörden in 
Leipzig stehen Sprach- und Integrationsmittler_innen zur Verfügung, das SprInt-Projekt wird 
dort durch den RAA Leipzig e.V. koordiniert, die Gelder von der Stadt zur Verfügung gestellt 
(Stadt Leipzig VIX 2019). Auch die Ausländerbehörde Leipzig kann auf Sprach- und Integra-
tionsmittler_innen zurückgreifen.  
4.4.4 Lingua-Franca-Kommunikation 
Eine weitere Kommunikationsstrategie ist, dass Sender und Empfänger beide den Codierungs-
prozess „in einem gemeinsamen, aber fremden dritten Sprachsystem, meist dem englischen, 
vollziehen“ (Feuerstein 2001:207), also eine gemeinsame Verkehrssprache (Lingua Franca) 
sprechen. Lingua Franca lässt sich definieren als „any additional language used habitually to 
facilitate communication between people with different first languages“ (Brosch 2015:80). In 
der Forschung wird diskutiert, ob eine Lingua Franca im engeren Sinne nur dann verwendet 
wird, wenn sie weder die Muttersprache des Senders noch des Empfängers ist (ebd.:79). Vo-
raussetzung dafür, dass zwei Personen in einer Sprache kommunizieren können, die nicht ihre 
Muttersprache ist, sind Sprachkenntnisse in einer gemeinsamen dritten Sprache.  
In der Vergangenheit wurden dazu im europäischen Raum beispielsweise Latein und Franzö-
sisch verwendet, mittlerweile jedoch ist Englisch die am häufigsten als Verkehrssprache ange-
führte Sprache. Die englische Sprache hat durch wirtschaftliche Entwicklungen im Zuge der 
Globalisierung und den dafür notwendigen Abbau von Sprachbarrieren an Bedeutung gewon-
nen (Reithofer 2011:45). Auch in der Wissenschaft hat sich Englisch seit Ende des zweiten 
Weltkriegs durchgesetzt: In der universitären Lehre nimmt die englische Sprache einen hohen 
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Stellenwert ein und sie gilt als Voraussetzung zur internationalen Rezeption von Publikationen 
(ebd.:46).  
Auch für die öffentliche Verwaltung wird die Verwendung von Englisch als Verkehrssprache 
diskutiert: Die FDP forderte beispielsweise zur Europawahl 2019 die Einführung von Englisch 
als zweite Verwaltungssprache in allen Ämtern europaweit, damit alle Europäer_innen Eng-
lisch als Verkehrssprache nutzen können.20 Dies hat vor allem wirtschaftliche Gründe: Im Hin-
blick auf den Fachkräftemangel und die Notwendigkeit, den Wirtschaftsstandort Deutschland 
zu stärken, äußerte sich Alexander Graf Lambsdorff 2014 zur Verwendung von Englisch in der 
Verwaltung: 
Ein Anfang wäre aber gemacht, wenn Ausländer- und Bürgerämter Mitarbeitern mit Englischkennt-
nissen erlaubten und sie ermutigten, auch auf Englisch zu beraten. Formulare auf Englisch anzubie-
ten und Mitarbeiter fortzubilden, ist machbar. (Lambsdorff 2014)21 
In der Verwaltung und in der Ausländerbehörde dient vor allem die englische Sprache als Lin-
gua Franca. Neben Englischkenntnissen der dort tätigen Sachbearbeiter_innen müssen auch die 
Klient_innen zu diesem Zwecke ausreichende Englischkenntnisse vorweisen können.22  
Um zu ergründen, wie gut mit Klient_innen der Ausländerbehörde Leipzig auf Englisch kom-
muniziert werden kann, wurde das durchschnittliche Englisch-Sprachniveau aus dem EF Eng-
lish Proficiency Index23 den in den Leipziger Statistiken aufgeführten Herkunftsländern (siehe 
Kap. 3.3.3) zugeordnet. Die orangefarbenen Balken bedeuten sehr geringe Kenntnisse (Niveau 
A2 des gemeinsamen europäischen Referenzrahmens), die grünen mittlere Kenntnisse (Stufe 
B1 des gemeinsamen europäischen Referenzrahmens).  
                                                     
20 In ihrem Parteiprogramm unterstützten sie, dass Verwaltungsmitarbeitende zu diesem Zwecke Englisch lernen, 
um Reisen, Arbeit, Ausbildung und Studium besser zu ermöglichen (Freie Demokratische Partei 2019).  
21 Viele Fachkräfte gehen aufgrund der Sprache eher in andere Länder, in denen sie sich auch bei Ämterbesuchen 
problemlos auf Englisch verständigen können (Lambsdorff 2014). Die Bedeutung von Sprache für die Fachkräf-
teanwerbung sollte allerdings weder über- noch unterschätzt werden: Obgleich sie eine große Rolle spielt, gibt es 
noch sehr viele weitere Faktoren, die Fachkräfte in der Wahl eines Arbeitsplatzes beeinflussen.  
22 Eine kleine Studie zur Sprachwahl von Migrant_innen in Leipzig kam zu dem Ergebnis, dass eine effektive 
Kommunikation auf Englisch mit Deutsch-Muttersprachlern nur in Ausnahmefällen möglich ist, auch in Abhän-
gigkeit von ihrem Alter: Die Englischkenntnisse von älteren Menschen sind eingeschränkt (Fiedler/Wohlfarth 
2018:18f.).  
23 Der EF English Proficiency Index wurde durch Testergebnisse weltweit an mehr als 1,3 Millionen Testteilneh-
menden ermittelt, die an einem Online-Englisch-Test teilnahmen und wird jährlich mit einer Übersicht über die 




Abbildung 3: EF English Proficiency Index häufigster Herkunftsländer der Migrant_innen in Leipzig aus  
Drittstaaten (Zahlen entnommen aus EF Education First 2018) 
Hier wird sichtbar, dass die durchschnittlichen Englischkenntnisse in den Herkunftsländern der 
Klient_innen der Ausländerbehörde recht gering sind, entweder auf A2- oder B1-Niveau. Im 
Bericht heißt es für Kenntnisse auf A2-Niveau:  
Kann sich in einfachen, routinemäßigen Situationen verständigen, in denen es um einen einfachen 
und direkten Austausch von Informationen oder über vertraute und geläufige Dinge geht. Kann mit 
einfachen Mitteln die eigene Herkunft und Ausbildung, die direkte Umgebung und Dinge im Zusam-
menhang mit unmittelbaren Bedürfnissen beschreiben. (EF Education First 2018:47)  
und auf B1-Niveau: 
Kann die Hauptpunkte verstehen, wenn klare Standardsprache verwendet wird und wenn es um ver-
traute Dinge aus Arbeit, Schule, Freizeit usw. geht. Kann die meisten Situationen bewältigen, die auf 
Reisen anfallen, in denen die Sprache gesprochen wird. Kann sich einfach und zusammenhängend 
über vertraute Themen und persönliche Interessengebiete äußern. (ebd.) 
Es wird davon ausgehend vermutet, dass mit den Klient_innen aus den aufgeführten Heimat-
ländern – abhängig vom Sprachniveau – einfache Gespräche auf Englisch geführt werden kön-
nen, komplexere Gespräche aber mit einigen Klient_innen aufgrund der geringen Sprachkennt-
nisse nicht möglich sind. Daher ist die Verständigungsstrategie der Lingua-Franca-Kommuni-
kation vom Einzelfall abhängig.  
4.5 Studien zur Kommunikation zwischen Migrant_innen und Behör-
den 
Die Studien von Hoffmann (1982) sowie von Riehle/Zeng (1998) haben in Interviews mit Mig-
rant_innen und Behördenmitarbeitenden unter anderem Verständigungsprobleme erfragt, die 
sich mit der sprachlichen Dimension der Verständigung aus Sicht der Behördenmitarbeitenden 
beschäftigen. Darüber hinaus wurden verschiedene andere Aspekte der Kommunikation, wie 
Institutionalität und Interkulturalität, beleuchtet, die hier nicht weiter ausgeführt werden.   
Das Fehlen einer gemeinsamen Sprache wurde in Gesprächen in Behörden als Behinderung der 
















probleme galten bei einigen Befragten von Riehle/Zeng (1998:17) jedoch nicht als Hauptprob-
lem, sondern verknüpften sich mit anderen Problemen zu einer sogenannten „Problemkonfigu-
ration“. In den verschiedenen untersuchten Ämtern herrschten unterschiedliche Auffassungen 
davon vor, welche Rolle Sprache in der Verständigung zukommt: In manchen Ämtern stellten 
sprachliche Probleme durchaus das Hauptproblem der Verständigung dar (Hoffmann 1982:95), 
in einem an der Studie von Riehle/Zeng (1998:33) teilnehmenden Arbeitsamt wurde das 
Sprachproblem als sehr relevant empfunden und sogar als Ursache fast aller Folgeprobleme 
eingeschätzt, während andere sagten, dass sprachliche Probleme zweitrangig seien und vor al-
lem die Vorurteile der Behördenmitarbeitenden über ihre Klient_innen zu Problemen führen 
würden (Hoffmann 1982:114).  
Sprachliche Schwierigkeiten kämen vor allem dann vor, wenn es „ins Detail geht“ und kompli-
ziertere Sachverhalte erklärt werden (Riehle/Zeng 1998:34) oder wenn negative Entscheidun-
gen vermittelt werden müssen (ebd.:37). Sie entstehen also in Abhängigkeit vom Inhalt der 
Gespräche. Verständigungsprobleme verstärken sich, wenn die Zeit für die Gespräche knapp 
ist (ebd.:34). Zwar werden für Verständigungsprobleme fast immer Lösungen gefunden, aller-
dings geht dies mit einem erhöhten Zeitaufwand einher (ebd.:35).  
Die Verantwortung für die Kommunikation wird vor allem Migrant_innen zugeschrieben, die 
aufgrund von sprachlichen Defiziten nicht imstande sind, die Amtssprache Deutsch zu sprechen 






5.1.1 Qualitative Leitfadeninterviews 
Um die Kommunikation zwischen Sachbearbeiter_innen und Klient_innen in der Leipziger 
Ausländerbehörde zu erforschen, wurden teilstrukturierte Leitfadeninterviews geführt, die sich 
am problemzentrierten Interview nach Witzel (2000) orientieren. Eine quantitative Untersu-
chung wurde ausgeschlossen, da sie nur sehr ausgewählte und vorher festgelegte Aspekte der 
Kommunikation hätte beleuchten können. Stattdessen wurde eine qualitative Methode gewählt, 
da sich die Untersuchung nicht auf messbare Gegenstände, sondern auf subjektive Sichtweisen 
und Sinn bezieht und diese abzubilden versucht (Helfferich 2009:21).  
Ziel meiner Untersuchung war es, die Perspektive der Sachbearbeiter_innen in der Ausländer-
behörde einzunehmen und zu verstehen. Die Kommunikation sollte nicht auf Ebene der einzel-
nen Sprechakte untersucht werden, wofür eine teilnehmende Beobachtung und gesprächsana-
lytische Vorgehensweisen geeignet gewesen wären, sondern es sollte eine Bestandsaufnahme 
über die Kommunikation in der Leipziger Ausländerbehörde zwischen Sachbearbeiter_innen 
und ihren fremdsprachigen Klient_innen, die vor allem (fremd)sprachliche Aspekte der Kom-
munikation betrachtet, vorgenommen werden.  
Die Interviews betrachteten zwei Themengebiete: Ein Teil sollte konkrete Informationen über 
die alltägliche Praxis und Arbeitsbedingungen der Ausländerbehörde mit den zur Kommunika-
tion zur Verfügung gestellten Ressourcen erfassen. Im zweiten, stärker narrativen Teil sollten 
auch subjektive Empfindungen, persönliche Motive und Einstellungen der Sachbearbeiter_in-
nen hinsichtlich der Kommunikation erfragt werden. Die interviewten Sachbearbeiter_innen 
der Leipziger Ausländerbehörde fungieren somit als „Experten ihrer Orientierungen und Hand-
lungen“ (Witzel 2000), die in den Interviews untersucht werden sollen.  
Das problemzentrierte Interview lässt die Interviewpersonen frei zu Wort kommen, lenkt das 
Gespräch jedoch immer wieder auf eine gesellschaftlich relevante Problemstellung, die unter-
sucht werden soll. Der Erkenntnisgewinn ist im Prozess der Erhebung sowie in der Auswertung 
ein „induktiv-deduktives Wechselverhältnis“ (ebd.). Dabei ist davon auszugehen, dass im Er-
hebungsprozess zwingend ein gewisses Vorwissen vorhanden ist, das offengelegt werden soll 
und Frageideen für das Interview hervorbringen kann (ebd.). Dieses Vorwissen ist generiert aus 
den im ersten Teil erwähnten Theorien und Quellen sowie aus meinen eigenen Erfahrungen mit 
den Vorgängen und Gesprächen in der Leipziger Ausländerbehörde im Rahmen meiner Tätig-
keit im Welcome Centre der Universität Leipzig, das internationale Gastwissenschaftler_innen 
unterstützt, die zum Klient_innenkreis der Leipziger Ausländerbehörde gehören. Dennoch gilt 
gleichzeitig das Offenheitsprinzip, es sollen also die befragten Personen dazu angeregt werden, 
durch ihre Narrationen selbst Schwerpunktsetzungen vorzunehmen (ebd.). In diesem Sinne 




Im Vorfeld der Interviews wurde ein Leitfaden entwickelt. Jede Frage sollte in allen Interviews 
gestellt werden, allerdings waren weder die Frageformulierungen noch die Reihenfolge der Fra-
gen verbindlich, sondern konnten verändert werden. Der Leitfaden diente als eine Art „Richt-
schnur“ (Gläser/Laudel 2010:42), die die Fragen enthielt, die in jedem Fall gestellt werden soll-
ten.   
5.1.2 Feldzugang und befragte Personen  
Der Kontakt zur Leipziger Ausländerbehörde bestand bereits durch die Zusammenarbeit des 
Welcome Centres der Universität Leipzig im Projekt „Willkommen in Leipzig“, einem Netz-
werk, in dem in Leipzig ansässige Forschungseinrichtungen und städtische Behörden gemein-
sam daran arbeiten, die Infrastruktur für internationale Gastwissenschaftler_innen in Leipzig 
zu verbessern. Die Ausländerbehörde ist in diesem Projekt mit dem Bereich AKZESS vertreten, 
da dessen Zielgruppe sich zum Teil aus internationalen Gastwissenschaftler_innen aus Dritt-
staaten zusammensetzt.  
Um Personen für die Interviews anzufragen, wurde eine Anfrage per E-Mail an den Leiter der 
Leipziger Ausländerbehörde geschickt, der bereits vorher in einer Besprechung mit dem Wel-
come Centre gefragt wurde, ob er die Interviewanfrage weiterleiten könne. Er nahm damit die 
Rolle des „Gatekeepers“ (Merkens 2015:288) ein, fungierte also als Schlüsselperson, die Zu-
gang zum Feld gewährt. Nach Weiterleitung der Anfrage an alle damaligen 62 Mitarbeitenden 
der Leipziger Ausländerbehörde meldeten sich zunächst zwei Sachbearbeiter_innen zurück, mit 
denen Termine für ein Interview vereinbart wurden. Bei einer Sitzung von verschiedenen For-
scherberater_innen zur neuen REST-Richtlinie konnten zwei weitere Interessierte gewonnen 
werden.  
Da der Rücklauf geringer war als erwartet, wurde die Anfrage in verkürzter und vereinfachter 
Form wiederholt über den Leiter der Ausländerbehörde verschickt. Im Anschluss erklärten sich 
zwei weitere Mitarbeitende zu einem Interview bereit. Insgesamt konnten so sechs Inter-
viewpersonen gefunden werden. Sie kamen aus unterschiedlichen Bereichen der Leipziger Aus-
länderbehörde: Vier Sachbearbeiter_innen waren im Bereich AKZESS tätig (Bereich I der Aus-
länderbehörde), eine Person im Allgemeinen Ausländerrecht (Bereich II) und eine weitere Per-
son im Bereich Asyl (Bereich III). Es stand keine bestimmte Auswahlprozedur im Vordergrund, 
sondern die Auswahl erfolgte über die Zugänglichkeit zum Feld (ebd.:288). Die Ergebnisse 
erheben damit keinen Anspruch auf Repräsentativität oder Allgemeingültigkeit. Die Interviews 
wurden im Zeitraum von Juni bis Oktober 2018 durchgeführt.  
Zusätzlich zu den Sachbearbeiter_innen wurde der damalige Leiter der Leipziger Ausländerbe-
hörde angefragt, ob er zu einem Interview zur Verfügung stünde, um die Vorgaben der Leitung 
der Ausländerbehörde an die Mitarbeitenden bezüglich deren Kommunikation mit ihren fremd-
sprachigen Klient_innen zu erfragen. Leider war ein Interview aufgrund der hohen Arbeitsbe-
lastung des damaligen Leiters nicht möglich. Als ein neuer Leiter eingestellt wurde, war die 
Auswertung schon abgeschlossen, sodass er nicht zu einem weiteren Interview angefragt 
wurde. Für weitere Forschungsprojekte ist sicherlich aber auch die Perspektive der Leitungs-
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ebene der Ausländerbehörde auf das Thema der Kommunikation mit fremdsprachigen Kli-
ent_innen interessant, um Aufschluss zu Vorgaben zur Kommunikation seitens der Leitungs-
ebene zu geben und die Aussagen der Sachbearbeiter_innen in ihren Kontext zu setzen.   
5.1.3 Interviewleitfaden 
Ausgehend von den theoretischen Vorüberlegungen zur Ausländerbehörde und der Kommuni-
kation innerhalb von Ausländerbehörden sowie den erwähnten Kommunikationsstrategien 
(Kap. 3 und Kap. 4) wurde ein Leitfaden erstellt, der Fragen zu fünf verschiedenen Themenbe-
reichen enthielt, die während des Interviews als Orientierung dienten: Arbeitsalltag und Um-
gang mit fremdsprachigen Klient_innen in der Kommunikationssituation, persönliche Fremd-
sprachenkenntnisse, Arbeitsweise mit Übersetzungen und mit Dolmetscher_innen, Verände-
rung der Arbeitssituation in der Ausländerbehörde in den letzten Jahren sowie Wünsche und 
Zukunftsperspektiven. Zum Schluss der Gespräche wurde der berufliche Hintergrund und teil-
weise das Alter erfragt. (Die Frage zum Alter kam erst in späteren Interviews hinzu, wurde aber 
in der Auswertung nicht berücksichtigt) 
Folgende Fragen bildeten den Leitfaden des Interviews: 
- Haben Sie in Ihrem Alltag mit Fremdsprachen zu tun? 
- Wie gehen Sie vor, wenn ein Klient nicht Deutsch spricht?  
- Erinnern Sie sich an eine Situation, in der die Kommunikation sprachlich schwierig war. 
Wie haben Sie diese „gelöst“? / Was haben Sie zum „Gelingen“ der Situation getan? 
- Inwiefern gehen Sie mit Klienten, die kein Deutsch sprechen, anders um als mit ande-
ren? 
- Wie sieht für Sie ein gutes Beratungsgespräch aus?24 
- Wie fühlen Sie sich, wenn Sie eine Fremdsprache sprechen? 
- Welche Fremdsprache(n) sprechen Sie?  
- Mussten Sie für die Einstellung in der Ausländerbehörde Fremdsprachenkenntnisse vor-
weisen?  
- Gab es Weiterbildungen im fremdsprachlichen Bereich? 
- Welche übersetzten Dokumente gibt es? Wie arbeiten Sie damit? 
- Arbeiten Sie mit Dolmetschern zusammen? Wie werden sie rekrutiert und wer zahlt die 
Verdolmetschung? 
                                                     
24 Im engeren Sinne können die Gespräche in der Ausländerbehörde Leipzig nicht nur als Beratungsgespräche 
bezeichnet werden. Orientiert man sich an der Typologie von Gesprächen in Behörden nach Becker-Mrotzek 
(2001:1513-1524), so wird deutlich, dass die verschiedenen Gespräche in der Ausländerbehörde Leipzig Elemente 
und Merkmale aller erwähnten Gesprächstypen (Datenerhebungsgespräche, Widerspruchsgespräche, Beratungs-
gespräche) haben.  
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- Wie hat sich Ihre Arbeitssituation der Ausländerbehörde in den letzten Jahren verän-
dert? 
- Was würde Ihre Arbeit hier erleichtern? 
- Was wünschen Sie sich von potentiellen Klienten? 
In den Fragen wurde bewusst nicht gegendert, um keine negativen Konnotationen hervorzuru-
fen, die mit dem Gendern einhergehen könnten und um die Interviewerin nicht einem politi-
schen Lager zuzuordnen. Zudem sollte bei den interviewten Personen nicht das Gefühl entste-
hen, die Interviewperson würde sich sprachlich über die interviewten Personen stellen oder dass 
die sprachliche Form der Antworten dementsprechend angepasst werden müsse, was bei den 
Interviewpersonen Hemmungen auslösen könnte, frei und spontan von ihren Erfahrungen zu 
berichten.  
Der Leitfaden wurde in einem Kolloquium für Masterstudierende und Promovierende vorge-
stellt und nach gemeinsamer Analyse angepasst. Wichtig war vor allem, Suggestivfragen zu 
vermeiden und eine Offenheit der Fragen zu gewährleisten. So wurden einige ursprünglich ge-
plante Fragen umgestellt und offener formuliert.  
5.1.4 Interviewvorbereitung und -durchführung 
Vor der Durchführung der Interviews mit den Sachbearbeiter_innen der Leipziger Ausländer-
behörde wurde ein Probeinterview mit einer außenstehenden Person geführt. Darin sollte ge-
prüft werden, ob die Fragen verständlich formuliert waren und die Tonqualität der Aufnahme 
mit einem Smartphone gut genug war, um die Interviews im Nachhinein transkribieren zu kön-
nen. Die Tonqualität stellte sich als angemessen heraus, die Formulierung der Fragen wurde im 
Sinne der leichteren Verständlichkeit leicht abgeändert. Im Anschluss wurden der Interviewper-
son Reflexionsfragen gestellt, um einschätzen zu können, wie sie sich in dem Interview gefühlt 
hat, wie verständlich die Fragen formuliert wurden und welche Änderungen sie vorschlagen 
würde (vgl. Dresing/Pehl 2018). Die Empfehlungen der interviewten Person zum Interviewset-
ting sowie zur Durchführung des Interviews wurden vermerkt und für spätere Interviews be-
rücksichtigt.  
Mit den sechs Personen, die sich auf die Anfrage hin gemeldet hatten, wurden Termine für die 
Interviews vereinbart. Diese fanden in den Räumlichkeiten der Ausländerbehörde oder des 
Akademischen Auslandsamts der Universität Leipzig statt.  
Vor den Interviews wurde den Interviewpersonen ein Informationsblatt zum Forschungsprojekt 
(siehe Anhang D) ausgehändigt. Außerdem wurde ihnen eine Einwilligungserklärung zum Um-
gang mit den Aufnahmen und Ergebnissen des Interviews sowie zur Verarbeitung ihrer persön-
lichen Daten (siehe Anhang E) ausgehändigt. Dies ist notwendig, da „Erzählpersonen [...] in 
die Lage versetzt werden [müssen], informiert darüber zu entscheiden ('informed consent'), ob 
ihre Daten verarbeitet werden dürfen ('informationelle Selbstbestimmung')“ (Helfferich 
2011:190). In der Einwilligungserklärung wurden die Grundsätze der Anonymisierung, des 
Trennungs- und Löschungsgebots sowie der Verpflichtung der Interviewperson zur Wahrung 
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des Datengeheimnisses erläutert (ebd.:191f.). Zudem wurden die Interviewpersonen darüber 
informiert, dass das Interview aufgezeichnet und anschließend transkribiert werden würde.  
Die Interviews wurden zur Sicherheit mit zwei verschiedenen Smartphones mit dem vorinstal-
lierten Sprachmemo-Programm aufgenommen und die Aufnahmen anschließend auf einen 
Computer übertragen. Im Anschluss an jedes Interview wurden besondere Beobachtungen und 
Anmerkungen in einem Interviewprotokoll festgehalten. 
5.1.5 Transkription und Anonymisierung der Interviews 
Die Interviews wurden in voller Länge transkribiert. Die Transkription erfolgte ohne spezifi-
sche Transkriptionssoftware. Als Hilfe dienten aber selbsterstellte Shortcuts im VLC-Player, 
die es möglich machten, die Aufnahmen einfach vor- und zurückzuspielen sowie zu pausieren.  
Da keine sprachlichen Besonderheiten untersucht werden sollten, erfolgte die Transkription der 
Interviews in der vorliegenden Arbeit in Standardorthographie. Es wurden einfache und schnell 
zu lernende Transkriptionsregeln angewandt (vgl. Kuckartz et al. 2007:27). Die Transkription 
der sechs Interviews orientierte sich an den Regeln der inhaltlich-semantischen Transkription 
von Dresing/Pehl (2018:21f.). Folgende Regeln wurden angewandt:  
- Es wurde wörtlich transkribiert, also nicht lautsprachlich oder zusammenfassend. 
- Wortverschleifungen wurden an die Standardorthographie des Deutschen angenähert. 
- Umgangssprachliche Partikeln wurden nicht transkribiert. 
- Wortwiederholungen aufgrund von Stottern wurden nicht aufgenommen, Wortdopplun-
gen nur erfasst, wenn sie der besonderen Betonung dienten.  
- Die Interpunktion wurde zugunsten der Lesbarkeit geglättet; wenn die Stimme also ge-
senkt wurde oder die Betonung nicht eindeutig war, wurde eher ein Punkt als ein 
Komma gesetzt.  
- Längere Pausen sind durch (…) markiert. 
- Satzabbrüche wurden im Transkript durch „/“ gekennzeichnet.  
- Parasprachliche und nonverbale Gesprächsmerkmale wurden nicht festgehalten, da der 
Fokus ausschließlich auf dem Inhalt des Gesagten lag, lediglich Lachen ist vermerkt.  
- In unregelmäßigen Abständen wurden Zeitmarker eingefügt, die in der Transkription 
zur Orientierung dienten.  
- Wenn in den Interviews Personen zitiert wurden, wurden Zitate im Transkript durch 
Anführungszeichen gekennzeichnet, sofern sie eindeutig als Zitate identifiziert werden 
konnten.  
Die Transkripte wurden alle durch nochmaliges Hören der Aufnahmen überprüft und Fehler 
korrigiert. Damit die Interviewpersonen anonym bleiben können, wurden personenbeziehbare 
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Merkmale, also solche Informationen in den Interviews, die es ermöglichen, eine Person indi-
rekt zu identifizieren, anonymisiert. Dafür wurde die Methode der Aggregation von Informati-
onen genutzt: Solche Merkmale, die Rückschlüsse auf die Interviewpersonen zuließen, wurden 
durch verallgemeinerte Merkmale ersetzt (z. B. Ersetzung von „Tischler“ durch „Handwer-
ker“). Anonymisierte Merkmale sind in eckigen Klammern gekennzeichnet. Namen wurden 
durch Kürzel ersetzt.  
Die Interviews waren unterschiedlich lang (22 bis 69 Minuten). Die transkribierten Interviews 
stellten das Korpus für die Auswertung dar. In den Transkripten steht „I“ für „Interviewerin“ 
und „B“ für „Befragte“. Um aus den Interviews zitieren zu können, wurden die Zeilen numme-
riert und die Zitate in der Auswertung in folgender Form angegeben:   
I 1: 1-2 (Interview 1, Zeile 1-2). 
5.2 Auswertungsmethode 
5.2.1 Qualitative Inhaltsanalyse 
Zur Auswertung der teilstrukturierten Leitfadeninterviews wurde die qualitative Inhaltsanalyse 
genutzt, die je nach konkretem Forschungsgegenstand und Fragestellung angepasst werden 
kann (Mayring 2015:51). Es gibt in der qualitativen Sozialforschung unterschiedliche Analy-
semodelle und Auffassungen davon, was eine qualitative Inhaltsanalyse umfassen soll und laut 
Schreier (2014:2) kein einheitliches Verständnis der Methode, die unterschiedliche, zumeist 
qualitative Verfahren bezeichnet. In vielen Werken werden jedoch keine genauen Angaben zu 
konkreten Analyseschritten und zur Erstellung der Auswertungskategorien gemacht (Mayring 
2015:51). 
Eine Herausforderung qualitativer Auswertungsmethoden ist, dass sie „ein prinzipiell unschar-
fes Datenmaterial auswerten [müssen], das auch schwer interpretierbare, irrelevante und wider-
sprüchliche Informationen enthalten kann" (Gläser/Laudel 2010:43). Um das Interviewmaterial 
aufzubereiten, schien es von Vorteil, ein regelgeleitetes Verfahren zu wählen, das die Informa-
tionen Schritt für Schritt aufbereitet und die Auswertung so intersubjektiv nachvollziehbar 
macht. Als Grundlage der Analyse in der vorliegenden Arbeit dienten vor allem Mayrings 
(2015) Ausführungen zur qualitativen Inhaltsanalyse. Diese bietet den Vorteil, dass sie sehr 
systematisch vorgeht:  
Eben darin besteht die Stärke der qualitativen Inhaltsanalyse gegenüber anderen Interpretationsver-
fahren, dass die Analyse in einzelne Interpretationsschritte zerlegt wird, die vorher festgelegt werden. 
Dadurch wird sie für andere nachvollziehbar und intersubjektiv überprüfbar, dadurch wird sie über-
tragbar auf andere Gegenstände, für andere benutzbar, wird sie zur wissenschaftlichen Methode. 
(Mayring 2015:61)  
5.2.2 Kategorienbildung 
Um das vorliegende Material zu analysieren, wurden Methoden der deduktiven Kategorienan-
wendung und der induktiven Kategorienbildung kombiniert, die im Folgenden genauer be-
schrieben werden. Somit sollten die Interviews einerseits hinsichtlich vorab festgelegter Kate-
gorien, die sich aus den Fragen des Leitfadens ergaben, analysiert werden. Andererseits sollten 
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weitere Aspekte, die das Thema Kommunikation in der Leipziger Ausländerbehörde mit fremd-
sprachigen Klient_innen beleuchten, auf die die Fragen aber nicht gezielt eingingen, nicht un-
beachtet bleiben, sondern in neuen, aus dem Material extrahierten Kategorien zusammengefasst 
werden. Dies bietet den Vorteil, dass auch solche Themen, die von den Sachbearbeiter_innen 
spontan eingebracht wurden, in die Auswertung mit einfließen konnten. 
Deduktive Kategorienanwendung: Um das Material strukturieren zu können, wurde im Vor-
feld der Analyse ein System entwickelt, das die für die Analyse zu berücksichtigenden Katego-
rien enthält. Diese leiten sich hierbei aus der Forschungsfrage ab (Mayring 2015:97). Die Er-
stellung der Kategorien erfolgte zunächst anhand der Fragen des Interviewleitfadens. Jede 
Frage wurde in eine Kategorie überführt. Um eindeutig bestimmen zu können, welche Textteile 
welcher Kategorie zugeordnet werden konnten, wurde ein mehrstufiges Verfahren gewählt 
(ebd.). 
Ausgehend von den Interviewfragen wurden folgende Kategorien formuliert: 
- Konfrontation mit Fremdsprachen im Arbeitsalltag 
- Kommunikationsschwierigkeiten 
- Lösungsansätze, wenn Klient_innen wenig oder kein Deutsch sprechen 
- Spezifischer Umgang mit Klient_innen, die kein Deutsch sprechen 
- Fremdsprachenkenntnisse der Sachbearbeiter_innen 
- Gefühl der Sachbearbeiter_innen beim Sprechen von Fremdsprachen 
- Fremdsprachenkenntnisse als Einstellungskriterium 
- Weiterbildungen im fremdsprachlichen Bereich 
- Übersetzungen 
- Verdolmetschung 
- Vorstellungen eines guten Beratungsgesprächs 
- Wünsche der Sachbearbeiter_innen zur Erleichterung der Arbeit 
- Wünsche der Sachbearbeiter_innen an ihre Klient_innen  
Die Frage nach den Veränderungen in der Ausländerbehörde in den letzten Jahren wurde ver-
worfen, da sie in der Auswertung als weniger relevant für die Fragestellung erachtet wurde.  
In der anschließenden Materialanalyse entstand ein erster Überblick durch farbige Markierung 
der jeweiligen Textstellen und Notierung der Kategoriennummern am Rand der Interviewtexte 
(ebd.:99). Im Anschluss wurden die Fundstellen in einer tabellarischen Übersicht geordnet nach 
Kategorien festgehalten (siehe Anhang F). Anhand dieses Materials wurden zu den Kategorien 
Unterkategorien gefunden, wenn interviewübergreifend auftretende Ausprägungen der Katego-
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rie auszumachen waren. Damit wurden die deduktiv gebildeten Kategorien also induktiv diffe-
renziert. Die Unterkategorien sind meist nicht skaliert, sondern bilden die verschiedenen in den 
Interviews vorkommenden Ausprägungen der Kategorien verschiedentlich ab. Damit geht ein-
her, dass in einem Interview auch Textstellen zu unterschiedlichen Kategorien gefunden wer-
den konnten. Wo Unterkategorien differenziert wurden, wurden ihnen im Anschluss Ankerbei-
spiele aus der Fundstellenübersicht zugeordnet, also „konkrete Textstellen […], die unter eine 
Kategorie fallen und als Beispiele für diese Kategorie gelten sollen“ (ebd.). Damit die Zuord-
nungen eindeutig erfolgen konnten, wurden zudem, sofern notwendig, Kodierregeln aufgestellt, 
die genau festlegen, wann eine Textstelle einer Unterkategorie zugeordnet werden konnte (vgl. 
ebd.). Dies geschah allerdings nur in solchen Fällen, wo die Unterkategorien so nah beieinander 
lagen, dass eine genauere Differenzierung notwendig wurde, um sie voneinander abzugrenzen. 
Die Differenzierungen wurden in einem Kodierleitfaden (siehe Anhang A) festgehalten. In ei-
ner Themenmatrix (siehe Anhang B) ist aufgeführt, welche Unterkategorien in den unterschied-
lichen Interviews erwähnt wurden.  
Folgende Kategorien wurden für die Bildung von Unterkategorien als ungeeignet erachtet, da 
sie sehr unterschiedliche Aspekte beinhalteten, die sich nicht interviewübergreifend einordnen 
ließen: Kommunikationsschwierigkeiten, Weiterbildungen im fremdsprachlichen Bereich, 
Vorstellungen eines guten Beratungsgesprächs, Wünsche der Sachbearbeiter_innen zur Er-
leichterung ihrer Arbeit, Wünsche der Sachbearbeiter_innen an ihre Klient_innen.  
Sie sind deshalb nicht in Kodierleitfaden und Themenmatrix, sondern nur in der Fundstellen-
übersicht enthalten. 
Die gewählte Form der deduktiven Analyse ist eine inhaltliche Strukturierung25, da anhand des 
entwickelten Kategoriensystems Textstellen zu verschiedenen Inhaltsbereichen aus dem Mate-
rial extrahiert werden sollten (ebd.:99). Diese Art der Strukturierung unterscheidet sich von der 
formalen Strukturierung, bei der Strukturen im Material herausgefiltert und untersucht werden 
sollen (ebd.:99–102), von der typisierenden Strukturierung, die einzelne besonders bedeutungs-
volle Gegenstände eines Textes herausgreift und näher beschreibt (ebd.:103–106) und von der 
skalierenden Strukturierung, die das Material nach seinen Ausprägungen auf einer Skala ein-
schätzt (ebd.:107–109). Ziel war es nicht, formale Besonderheiten zu beschreiben oder einzelne 
Aspekte genauer herauszugreifen, sondern „bestimmte Themen, Inhalte, Aspekte aus dem Ma-
terial herauszufiltern und zusammenzufassen“ (ebd.:103). Eine skalierende Strukturierung 
wurde ausgeschlossen, weil der Großteil der vorab gebildeten Kategorien nicht skalierbar war. 
Induktive Kategorienbildung: Solche Textstellen, die in keine der vorab festgelegten Kate-
gorien eingeordnet werden konnten, dennoch aber für die Fragestellung relevant erschienen, 
wurden zusammengefasst und mittels induktiver Kategorienbildung (ebd.:69) in weitere Kate-
                                                     
25 Neben der Strukturierung nennt Mayring (2015:67) zwei weitere Grundformen des Interpretierens: Zusammen-
fassung (Reduzierung des Materials auf wesentliche Inhalte) und Explikation (Erklärung einzelner Textteile mit-
tels zusätzlichen Materials) und empfiehlt je nach Forschungsfrage und Material eine der drei Formen. 
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gorien unterteilt. Das bedeutet, dass von einzelnen Textstellen auf allgemeiner gefasste Kate-
gorien geschlossen wird. Dabei sollten jedoch nur solche Textstellen einbezogen werden, die 
hinsichtlich der Fragestellung relevant waren.  
Damit entstanden folgende weitere Kategorien, die in die Auswertung mit aufgenommen wur-
den: 
- Amtssprache Deutsch 
- Rolle der englischen Sprache als Verkehrssprache in der Ausländerbehörde 
- Arbeitsbelastung und Zeitdruck der Sachbearbeiter_innen 
- Wir-Identifikation 
- Wunsch der Sachbearbeiter_innen nach Feedback 
Auch die induktiv gebildeten Kategorien sind in der Fundstellenübersicht aufgeführt. Lediglich 
für die Kategorie „Wir-Identifikation“ wurde eine Unterteilung in Unterkategorien als sinnvoll 





6.1 Kurzprofil der befragten Sachbearbeiter_innen 
Die einzelnen Interviews wurden nach verschiedenen Kategorien interviewübergreifend analy-
siert, um ein Gesamtbild über die befragten Personen und Sichtweisen und die Kommunikation 
in der Ausländerbehörde zu erhalten. Dabei werden dahinterliegende Motive und Einstellungen 
der Sachbearbeiter_innen nur vereinzelt erwähnt. Um einen Einblick über die einzelnen befrag-
ten Personen zu erhalten, werden sie hier kurz charakterisiert. Das Alter der Sachbearbeiter_in-
nen wurde auf Ende 20 bis Mitte 30 geschätzt26:   
Interviewperson 1 (I 1) arbeitete zum Zeitpunkt der Befragung seit zwei Jahren im AKZESS-
Bereich der Ausländerbehörde Leipzig. Sie kommt aus dem englischsprachigen Ausland, wo 
sie Deutsch studiert hat. In Leipzig absolvierte sie innerhalb ihres Studiums einen Auslands-
aufenthalt und gründete dort später eine Familie. Sie hat einen deutschen Partner und redet mit 
ihren Kindern Englisch und Deutsch. Sie absolvierte ein Studium im Bereich Rechtswissen-
schaften an einer Fernuniversität. Vor ihrer Tätigkeit in der Ausländerbehörde arbeitete sie bei 
der Bundesagentur für Arbeit in Leipzig und sammelte dort Verwaltungserfahrung.  
Interviewperson 2 (I 2) ist seit ihrer Einstellung in der Leipziger Ausländerbehörde im Bereich 
AKZESS beschäftigt und arbeitete zum Zeitpunkt der Befragung seit etwa drei Jahren in diesem 
Bereich. Sie absolvierte eine Ausbildung im Verwaltungsbereich und im Anschluss ein Ver-
waltungsstudium. Davor sammelte sie bereits praktische Erfahrungen bei ihrer Tätigkeit in 
Bundesagentur für Arbeit. 
Interviewperson 3 (I 3) arbeitete zum Zeitpunkt der Befragung ebenfalls seit etwa drei Jahren 
in der Ausländerbehörde. Nach einer dreimonatigen Tätigkeit im Bereich für Geflüchtete im 
Jahr 2015 begann sie im Bereich AKZESS zu arbeiten. Sie absolvierte ein duales Studium bei 
einer Versicherung, das u. a. viel Sozialberatung beinhaltete und bearbeitete zunächst Anträge 
in der Versicherung. Um mehr Menschenkontakt zu bekommen, wechselte sie zur Ausländer-
behörde Leipzig.  
Interviewperson 4 (I 4) hatte zum Zeitpunkt der Befragung eine leitende Position im Bereich 
AKZESS inne. Sie hat den AKZESS-Bereich seit 2013 in der Ausländerbehörde Leipzig mit 
aufgebaut. Zuvor studierte sie drei Jahre lang einen Verwaltungsstudiengang an einer sächsi-
schen Hochschule. 
Interviewperson 5 (I 5) war zum Zeitpunkt der Befragung im Bereich Allgemeines Ausländer-
recht tätig und arbeitete seit vier Jahren in der Leipziger Ausländerbehörde, davon die ersten 
sechs Monate lang im Bereich Asyl. Sie absolvierte ebenfalls einen Verwaltungsstudiengang 
an einer sächsischen Hochschule.  
                                                     




Interviewperson 6 (I 6) arbeitete zum Zeitpunkt der Befragung seit etwa einem Jahr in der Aus-
länderbehörde Leipzig im Bereich Asyl. Sie studierte zunächst in einem gesellschaftswissen-
schaftlichen Bachelorstudiengang an der Universität Leipzig und belegte dort auch Arabisch-
kurse. Zudem absolvierte sie eine Ausbildung im Verwaltungsbereich. 
6.2. Sprachen im Arbeitsalltag in der Ausländerbehörde Leipzig 
6.2.1 Amtssprache Deutsch 
In Kap. 4.3 wurden die Regelungen zum Sprachgebrauch in Deutschland und in Sachsen be-
schrieben. Laut zwei Befragten gibt es vonseiten der Ausländerbehörde Leipzig selbst keine 
Vorgaben, auf welcher Sprache mit Klient_innen zu kommunizieren sei (I 5: 336-339; I 6: 268). 
Diese Aussage konnte leider, wie oben erwähnt, nicht durch ein Interview mit der Leitung der 
Ausländerbehörde überprüft werden. Ein Befragter beschreibt:  
Naja, man könnte sich jetzt zurücklehnen und sagen: ‚Amtssprache ist Deutsch‘. Da haben wir auch 
keine Vorgaben bei uns (I 5: 53-54).  
Der Grundsatz des Verwaltungsverfahrensgesetzes, dass die Amtssprache Deutsch ist, scheint 
manchen Befragten geläufiger zu sein als anderen. Dies könnte an ihrem beruflichen Hinter-
grund liegen. Interviewperson 4 beispielsweise, die einen Verwaltungsstudiengang absolviert 
hat, beruft sich explizit auf die Gesetzeslage (I 4: 34). Andere Befragte berichten an manchen 
Stellen eher vage davon: So sagt eine Sachbearbeiterin, dass es bei der Vorgabe, dass Doku-
mente von beeidigten, öffentlich bestellten Übersetzer_innen übersetzt werden müssen „um ir-
gendeine ISO Norm“ gehe (I 1: 119-120). Der Kenntnisstand über die genauen Rechtsgrundla-
gen ist also unterschiedlich. 
Obgleich sich fünf der sechs Befragten darauf berufen, dass die Amtssprache Deutsch ist (I 1, 
I 3, I 4, I 5, I 6), handeln sie in ihrem Arbeitsalltag nicht stringent nach diesem Grundsatz. Alle 
Befragten sprechen mit ihren Klient_innen auch mindestens eine Fremdsprache (siehe Kap. 
6.1.2). Dabei unterscheidet sich die schriftliche und mündliche Kommunikation: Während alle 
in der mündlichen Kommunikation auch Englisch anwenden, kommunizieren manche der Be-
fragten schriftlich grundsätzlich nur auf Deutsch.  
Hinsichtlich der Anwendung des Grundsatzes, dass Deutsch die Amtssprache ist und deshalb 
in der Ausländerbehörde auf Deutsch kommuniziert werden solle, gibt es Unterschiede zwi-
schen den unterschiedlichen Abteilungen. Eine Befragte aus dem AKZESS-Bereich berichtet, 
dass grundsätzlich Identitätsdokumente und Bescheinigungen übersetzt werden müssen, der 
AKZESS-Bereich aber auch kürzere, leicht verständliche englischsprachige Dokumente akzep-
tiere; der Bereich Einbürgerung sei hier aber „sehr strikt“ und nehme nur Übersetzungen von 
beeidigten und öffentlich bestellten Übersetzer_innen an(I 1: 115-122). Auch im AKZESS-
Bereich müssen jedoch „Geburtsurkunden, Heiratsurkunden und dergleichen“ grundsätzlich 
übersetzt werden (I 1: 126-127). Der in Kap. 4.3 erwähnte Grundsatz des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes zum Einreichen von fremdsprachigen Dokumenten wird also im AKZESS-Be-
reich nicht immer durchgesetzt. Eine Sachbearbeiterin berichtet, dass sie die Akten der Kli-
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ent_innen auf Deutsch führen solle (I 1: 327-328), ergänzt aber, dass es auch keine Konsequen-
zen habe, wenn sie diese auf Englisch führe (I 1: 330). Die Entscheidung über die Sprache der 
Aktenhaltung scheint also bei ihr selbst zu liegen.  
Der Gebrauch der deutschen Sprache ist zusätzlich abhängig vom Thema der Konversation. So 
sagt eine Befragte: „[G]erade wenn wir irgendwas ablehnen, so die Anhörungen und Bescheide, 
das ist halt alles auf Deutsch“ (I 3: 132-133). Und ein anderer Sachbearbeiter kommentiert:  
Aber sobald es in eine ablehnende Entscheidung geht, wo halt wirklich auch fundamentierte Aussa-
gen getroffen werden müssen, dann vermeiden oder versuchen wir zu vermeiden, das in Englisch zu 
kommunizieren […] Ja, also negative Sachen dann wirklich in deutscher Sprache (I 4: 81-86).  
 
Dies deckt sich mit den in Kap. 4.5 erwähnten Ergebnissen der Studien von Hoffmann (1982) 
und Riehle/Zeng (1998).  
Die Amtssprache Deutsch wird oft in Verbindung mit einer rechtlichen Absicherung genannt. 
Verschiedene Befragte berichten, dass sie in der mündlichen Kommunikation vom Englischen 
ins Deutsche wechseln, sobald Themen komplexer werden und sie sich nicht mehr imstande 
sehen, die Sachverhalte auf Englisch zu erklären oder sie sich absichern möchten, dass das 
Gesagte den gesetzlichen Grundlagen entspricht und sie keine Fehlinformationen geben:  
Aber jetzt, wenn es wirklich in die Materie geht, werden wir schon auf Deutsch kommunizieren. […] 
Aber um einfach auch Falschaussagen zu vermeiden in einer Fremdsprache, der wir ja nur bedingt 
mächtig sind, versuchen wir es dann halt schon in der Amtssprache zu kommunizieren. (I 4: 37-41)  
Erwähnt wird, dass es schwierig für Klient_innen ist, die Antworten und Ausführungen auf 
Deutsch zu verstehen: „[A]lso es ist so umständlich vielleicht auch teilweise formuliert, dass 
man es vielleicht auch gar nicht so gut verstehen kann“ (I 3: 133-135). Ein Sachbearbeiter er-
wähnt dabei, dass das sogenannte „Amtsdeutsch“ Wörter enthält, „die man nicht einfach so 
übersetzen kann“ (I 4: 334-335). Er führt aus, dass man viel paraphrasieren müsse, fragt sich 
dabei aber: „Versteht jetzt die Person, was jetzt konkret mit diesem Begriff gemeint ist?“ (I 4: 
336). Zwei Befragte berichten, dass sie ein weiteres Beratungsgespräch anbieten, wenn der 
Sachverhalt in der schriftlichen Kommunikation oder in einem Antragsgespräch unverständlich 
bleibt, um die Sachverhalte mit mehr Zeit und ausführlicher erklären zu können (I 3: 135-137; 
I 4: 337-340). 
Besonders in einem der Interviews wird an mehreren Stellen (I 4: 33-34; 49-52) deutlich, dass 
die fremdsprachige Kommunikation zwischen Sachbearbeiter_innen und Klient_innen vonsei-
ten der Ausländerbehörde nicht als selbstverständlich gesehen wird, sondern „nur ein Service 
[ist] […] Amtssprache ist immer noch Deutsch“ (I 4: 33-34). Auch in einem weiteren Interview 
fällt das Wort „Service“ (I 2: 273) in Bezug auf schriftliche Kommunikation auf Englisch, für 
die die Befragte keine Zeit hat. Sie führt aus: „[E]s raubt mir extrem viel Zeit, weil wenn ich es 
schriftlich mache, dann muss ich es auch richtig machen“ (I 2: 269-271). Dabei stellt sich die 
Frage, wie die Sachbearbeiter_innen den Begriff „Service“ definieren, vermutlich ist damit eine 
freiwillige Dienstleistung gemeint. In den Interviews wird deutlich, dass die Sachbearbeiter_in-
nen tatsächlich entscheiden können, ob sie in einer Fremdsprache – in den vorliegenden Fällen 
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immer auf Englisch – kommunizieren, sowohl mündlich als auch schriftlich. Differenzierungen 
ergeben sich hinsichtlich der Themen. Wie erwähnt, wird bei schwierigen Sachverhalten und 
negativen Themen wie Ablehnung meist ins Deutsche gewechselt sowie je nachdem, ob münd-
lich oder schriftlich kommuniziert wird.  
Der Gedanke, dass das Wechseln in eine Fremdsprache eine Serviceleistung ist, könnte vermu-
ten lassen, dass dies nur den Klient_innen zugutekäme. Gleichzeitig wird jedoch auch deutlich, 
dass die Kommunikation auf Englisch zu einer vereinfachten Verständigung beiträgt:  
Aber um uns auch die Arbeit zu erleichtern, muss man halt auch auf seine Sprachkenntnisse irgendwo 
zurückgreifen. Umso einfacher ist es für uns, umso effizienter und schneller können wir auch den 
Fall dann lösen. (I 4: 34-37) 
Ein Befragter fasst zusammen, wie wichtig eine gelingende Kommunikation auch für weitere 
Arbeitsabläufe ist:  
Die Person, die kommt ja wieder. Man hat mit den Personen ja mehrmals zu tun. Deswegen muss 
man da langfristig Mittel und Wege finden zu kommunizieren. (I 6: 277-279) 
Damit wird deutlich, dass die Entscheidung, eine Fremdsprache zu sprechen oder auf dem 
Grundsatz zu beharren, die Amtssprache Deutsch zu sprechen, nicht nur Auswirkungen auf die 
Klient_innen hat, sondern auch die Fallbearbeitung durch die Sachbearbeitenden verkürzen o-
der verlängern kann.  
Mehrere Befragte geben an, dass sie es nicht gut finden, sich in jeglicher Situation auf den 
Grundsatz „Amtssprache ist Deutsch“ zu berufen, obgleich es für sie einfacher wäre, nur auf 
Deutsch zu kommunizieren. Ein Befragter findet es „ein bisschen herablassend“, nur Deutsch 
zu sprechen (I 6:271), da die Klient_innen der Ausländerbehörde schließlich nicht aus einem 
deutschsprachigen Land kommen (I 6: 271-274). Ein anderer führt aus, dass einige Kolleg_in-
nen nur Deutsch sprechen und bei fremdsprachigen Klient_innen darauf bestehen, dass sie eine 
Person mitbringen, die dolmetscht, er aber mache es von der Situation abhängig, welche Spra-
che er spreche (I 5: 54-56). Er glaubt außerdem, dass Klient_innen auf Nachfrage ein Recht auf 
englischsprachige Antworten per E-Mail zugesprochen bekommen würden (I 5: 316-317). Eine 
Befragte meint, man könne von Klient_innen, die gerade erst eingereist sind, nicht erwarten, 
dass sie von Anfang an sogenanntes „Amtsdeutsch“ verstehen „[u]nd schon gar nicht so etwas 
Kompliziertes wie Ausländerrecht“ (I 1: 59-61).  
Gleichzeitig bringt die Frage, ob man in der Amtssprache Deutsch kommuniziert oder von die-
sem Grundsatz abrückt, auch eine ideologische Debatte auf: Inwieweit sind die Sachbearbei-
ter_innen bereit, auf ihre Klient_innen zuzugehen? Ein Befragter gibt zu bedenken:  
Ich sage mal, klar sind wir eine Ordnungsbehörde und müssen hier gewisse Sachverhalte regulieren. 
Das heißt aber nicht, dass man das immer in einem, ja, gewissen Ton machen muss oder immer sagt, 
man versteckt sich hinter der Amtssprache. Also wir sind ja eine weltoffene Gesellschaft und Eng-
lisch wird mehr und mehr notwendig. (I 4: 121-125)  
Anhand der Aussagen wird deutlich, dass alle befragten Sachbearbeiter_innen sich ihren Kli-
ent_innen gegenüber empathisch zeigen und nicht allein auf ihrem Standpunkt und der Lösung, 
die für sie am einfachsten wäre, beharren.  
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6.2.2 Konfrontation mit Fremdsprachen im Arbeitsalltag 
Alle Befragten gaben an, in ihrem Alltag mit Personen zu kommunizieren, deren Muttersprache 
nicht Deutsch ist, und damit auch mit Fremdsprachen konfrontiert zu sein. Da die Frage nach 
der alltäglichen Konfrontation mit Fremdsprachen geschlossen formuliert war und eher als Ge-
sprächseinstig dienen sollte, wurde zum Teil nur bejaht, zum Teil wurden Details zum alltägli-
chen Fremdsprachengebrauch ergänzt: Sowohl in der Antragstellung als auch im Servicebe-
reich, in dem die Mitarbeitenden regelmäßig eingeteilt werden und in dem Notfallvorsprachen 
möglich sind, finden Gespräche mit fremdsprachigen Klient_innen statt (I 2: 8-13). Die vor-
herrschende Fremdsprache in Gesprächen mit fremdsprachigen Klient_innen sei Englisch (I 3: 
19-20; I 4: 9), so zwei Sachbearbeiter_innen des AKZESS-Bereichs (mehr dazu in Kap. 6.2.6). 
Ein Sachbearbeiter spricht davon, dass man aufgrund der Tätigkeit in der Ausländerbehörde 
mit fremdsprachigen Menschen „zusammenarbeitet oder konfrontiert ist oder sich damit ausei-
nandersetzen muss“ (I 6: 21-23). Die Aussage lässt vermuten, dass diese Auseinandersetzung 
nicht immer nach seinen Wünschen stattfindet und er es manchmal eher als seine Pflicht an-
sieht, diese zu führen. 
6.2.3 Kommunikationsschwierigkeiten  
Um zu ergründen, welche Schwierigkeiten es bei der Kommunikation in der Ausländerbehörde 
gibt, wurden die Befragten in einer offenen Frage darum gebeten, sich an eine Kommunikati-
onssituation, die sprachlich schwierig war, zu erinnern und diese zu charakterisieren.  
Alle Befragten berichten von Kommunikationsschwierigkeiten mit ihren Klient_innen. Dabei 
gibt es Unterschiede in der Gewichtung: In einem Interview wird deutlich, dass Kommunikati-
onsschwierigkeiten sehr häufig auftreten: „Solche Situationen hat man oft. Da muss man sich 
nicht weit zurück erinnern“ (I 4: 152), während eine andere Befragte von seltenen Kommuni-
kationsschwierigkeiten berichtet (I 3: 37). Die Wahrnehmung darüber, wann Schwierigkeiten 
entstehen, scheint bei den Befragten auseinander zu gehen.  
Während die Kommunikation im Bereich AKZESS weniger problembehaftet zu sein scheint 
(vgl. I 3: 37), wird mehrfach von Problemen im Servicebereich berichtet (I 2: 82-87; I 3: 37-
43; I 4: 152-176). Dies könnte einerseits daran liegen, dass die Zielgruppe von AKZESS zu-
meist recht gut Englisch spricht. Ein weiterer Grund könnte sein, dass die Gespräche aufgrund 
der Terminvereinbarungen in diesem Bereich besser vor- und nachbereitet werden können: Die 
Themen in der Antragstellung von einer begrenzten Auswahl an Aufenthaltstiteln sind klarer 
abgegrenzt als die Gesprächsthemen im Servicebereich, in dem spontan vorgesprochen wird. 
Dies bringt mit sich, dass die Gespräche im AKZESS-Bereich routinierter stattfinden können. 
Zudem finden die Gespräche mit mehr Zeit in einer ruhigeren Atmosphäre statt, da sie in den 
Arbeitszimmern der Sachbearbeiter_innen und nicht im sehr frequentierten Servicebereich er-
folgen und die Sachbearbeiter_innen sich nicht so schnell auf spontan vorgetragene, möglich-
erweise nicht gleich zu lösende Sachverhalte einstellen müssen.  
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Häufig entstehen Kommunikationsprobleme, weil die Gesprächsteilnehmenden keine gemein-
same Sprache sprechen: Mehrere Befragte berichten von Situationen, in denen sie die Kli-
ent_innen auf Deutsch und Englisch ansprachen, aber keine Kommunikation zustande kam, da 
diese keine der beiden Sprachen beherrschten und keine Person da war, die dolmetschen konnte. 
Zu der Schwierigkeit, dass in solchen Situationen keine gemeinsame Verständigungssprache 
zur Verfügung steht (die erwähnten Klient_innen sprachen Arabisch, Serbisch oder kamen aus 
dem „russischen Raum“), kommt hinzu, dass den Klient_innen die Abläufe innerhalb der Be-
hörde nicht immer bekannt seien und sie teilweise nicht einordnen können, welche Zuständig-
keiten die Ausländerbehörde hat, ihnen also das Institutionenwissen fehlt. Eine Klientin bei-
spielsweise wurde offenbar von einer anderen Person zur Ausländerbehörde gebracht, „wusste 
aber nicht, was sie hier machen sollte“ (I 1: 25-26). In diesem Fall sei die Kommunikation sehr 
schwierig gewesen, weil die Klientin ihr Anliegen weder genau kannte noch darlegen konnte, 
da sie nur Arabisch sprach und zu dieser Zeit keine Dolmetscher_innen zur Verfügung standen.  
Nicht alle Konversationen, in denen weder eine gemeinsame Sprache vorhanden noch eine dol-
metschende Person verfügbar ist, bleiben jedoch gänzlich erfolglos: Eine Befragte berichtet von 
einem Gespräch mit einem Pärchen, welches nur Russisch sprach, in dem die Kommunikation 
aber „einigermaßen gut“ ging und die Klient_innen sie „zum Teil verstanden“ haben (I 2: 85). 
Wie gut die Kommunikation gelingt, hängt also nicht nur von den vorhandenen Ressourcen ab, 
sondern vermutlich auch von folgenden Faktoren: den einzelnen Personen, dem vorgetragenen 
Sachverhalt und der Kommunikation, die neben dem Verbalen noch möglich ist, sowie der 
Vorbereitung auf ein Gespräch und dem Vorwissen der Klient_innen. Kommen sie ohne Wis-
sen über die Institution und deren Aufgaben zu einem Gespräch in die Ausländerbehörde, so ist 
ein Gelingen weitaus schwieriger, als wenn die Zielstellung des Gesprächs klar ist und eine 
Verständigung aufgrund eines gemeinsamen Vorwissens über den gewünschten Ausgang der 
Konversation stattfindet. Manchmal brechen die Befragten das Gespräch aber auch ab, wenn 
keine Möglichkeit der Verständigung gefunden wird: „Er konnte weder Deutsch noch Englisch, 
kein Wort, und musste dann wieder gehen“ (I 2:40-41). 
Auch wenn das Kommunikation zwischen Sachbearbeiter_in und Klient_in durch das Fehlen 
einer gemeinsamen Verständigungssprache nicht immer gleich beendet wird, entstehen Miss-
verständnisse, die den Arbeitsaufwand erhöhen, da viele Erklärungen und Nachfragen nötig 
seien: „[W]ir müssen sie dann aufklären, was genau wir brauchen und immer wieder nachfra-
gen“ (I 1: 318-319). Dies verlängert die Fallbearbeitungszeiten. Ein Befragter macht deutlich, 
dass die Sachbearbeiter_innen ohnehin schon die Anliegen von sehr vielen Klient_innen bear-
beiten und ihre Kapazitäten und die für die einzelnen Klient_innen eingeplante Zeit nicht aus-
reicht, um komplexere Verständigungsprobleme lösen zu können. Wenn eine Person aufgrund 
der Sprachbarriere ihren Grundsachverhalt nicht vermitteln könne, gestalte es sich als schwie-
rig, ihr weiterzuhelfen und in letzter Konsequenz müssen deshalb auch Klient_innen wegge-
schickt werden, damit die Sachbearbeiter_innen ihr Arbeitspensum schaffen und die regulären 
Fälle weiterbearbeiten können (I 4: 165-169). Abhängig von dem zu lösenden Problem könne 
dies für die Klient_innen weitreichende Folgen haben, wenn sie beispielsweise gekommen sind, 
um eine Bescheinigung für das Jobcenter zu bekommen, um weiterhin Leistungen beziehen zu 
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können (I 4: 170-171). Die Reaktionen der Klient_innen darauf, dass sie sich nicht verständlich 
machen können, seien teilweise sehr emotional: „[M]an hat auch oft, dass sie dann in Tränen 
ausbrechen, sich aber nicht ausdrücken können“ (I 4: 174-175). Für die Sachbearbeiter_innen 
besteht hier wiederum die Herausforderung, wie sie mit der Situation adäquat umgehen – im 
Sinne der Person, die mit ihrem Anliegen kommt, aber auch im Hinblick auf die weiteren Fälle, 
die sie an dem Tag bearbeiten müssen. Eine mögliche Lösung sei, dass Klient_innen mit einer 
Person wiederkommen, die dolmetscht. Oft seien dies Laiendolmetscher_innen aus dem Freun-
des- und Bekanntenkreis oder aus dem Arbeitsumfeld der Klient_innen (I 1: 141-144). Eine 
Verdolmetschung stelle sich allerdings als schwierig dar, wenn sie noch niemanden kennen, der 
für sie dolmetschen kann. Diese Problematik sei allerdings in den Bürgerämtern noch akuter: 
Eine Befragte berichtet, dass ein Klient der Ausländerbehörde dort gewesen sei und gehofft 
habe, die Anmeldung auf Englisch durchführen zu können, der oder die verantwortliche Sach-
bearbeiter_in dort aber kein Englisch gesprochen habe (I 3: 46-52). Da sich alle Personen aus 
dem Ausland, die einen Aufenthaltstitel in Leipzig beantragen wollen, allerdings zuerst im Bür-
geramt anmelden müssen, stellt die Sprachbarriere möglicherweise häufiger eine Schwierigkeit 
dar.27 Auf die Verdolmetschung wird in Kap. 6.4.2 näher eingegangen. 
Sofern sich die Sachbearbeiter_innen dafür entschieden haben, das Gespräch auf Englisch statt 
auf Deutsch zu führen, könne es zum Problem werden, dass Sachbearbeiter_innen nicht über 
ausreichende Englischkenntnisse verfügen. Ein Befragter beschreibt eine Situation, in der ihm 
das Fachvokabular gefehlt habe, um einem Klienten eine Lösung aufzuzeigen, was für Missmut 
auf Seite des Klienten geführt habe. Diesem wiederum hätten die Kenntnisse über die Bearbei-
tungszeiten in der Ausländerbehörde gefehlt, sodass er eine unrealistische Vorstellung davon 
gehabt habe, wie schnell Anliegen bearbeitet werden können.28  
Eine weitere Schwierigkeit ergibt sich, wenn sich Sachbearbeiter_in und Klient_in auf Englisch 
verständigen, da manche Wörter keine englische Entsprechung haben. Ein Befragter erwähnt 
hier die Termini „Grenzübertrittsbescheinigung“ und „Fiktionsbescheinigung“ (I 5: 154-155), 
die er auf Deutsch sage und allenfalls erkläre, aber nicht übersetzen könne.  
Auch das Auftreten der Sachbearbeiter_innen sei entscheidend für das Gelingen des Gesprächs: 
Ein Befragter sagt, er müsse seine Erklärungen und Entscheidungen mit Überzeugung und 
Nachdruck vorbringen; tue er dies nicht, so hielten ihn seine Klient_innen für unsicher und 
glaubten, die Auskünfte, die er gebe, entsprächen nicht der Wahrheit. Er hat Sorge, dass seine 
mangelnde Ausdrucksfähigkeit in der Fremdsprache dieses Gefühl bei seinen Klient_innen 
möglicherweise noch verstärke. So könnten sie denken, er würde ihnen Falschauskünfte geben, 
was das Vertrauen der Klient_innen erschüttern könne und weitere Gespräche gegebenenfalls 
erschwere (vgl. I 5: 100-105).  
                                                     
27 Wie die Kommunikation in den Bürgerämtern in Leipzig erfolgt und ob dort Fremdsprachen gesprochen werden, 
ist nicht bekannt. Hier könnte eine wissenschaftliche Untersuchung Klarheit schaffen.  
28 In diesem Falle habe es sich um seinen Pass gehandelt, den er vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
geschickt bekommen musste, um ausreisen zu können (I 5: 87-98). 
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Probleme entstehen auch in solchen Situationen, in denen die Erwartungen der Klient_innen 
die Möglichkeiten der Sachbearbeiter_innen übersteigen: Ein Befragter sieht an sich die Erwar-
tungshaltung herangetragen, dass er gut Englisch sprechen müsse, arbeite er doch in der öffent-
lichen Verwaltung (I 5: 138-139). Er selbst wünscht sich, diesem Bild entsprechen zu können, 
erklärt aber, dass ihm dies aufgrund der hohen Arbeitsbelastung gar nicht möglich sei: „Wir 
haben schon im Alltagsgeschäft sehr viel zu tun, in der Verwaltung, das ist alles auf Deutsch“ 
(I 5: 139-140). Würde er einen Englischkurs absolvieren, so fände dieser zumindest teilweise 
auch in seiner Freizeit statt (I 5: 142-143). Meistens zeigen Klient_innen aber Verständnis für 
die Arbeitsbelastung der Sachbearbeiter_innen (I : 148). Dies erfordert aber auch, dass ihnen 
immer wieder erklärt wird, wie die Situation der Sachbearbeiter_innen aussieht.  
Im Bereich Asyl scheint es in manchen Fällen nicht ganz klar zu sein, ob eine Sprachbarriere 
die Kommunikation behindere oder ob sich die Klient_innen, wie ein Befragter es ausdrückt, 
„dumm [stellen]“ (I 6: 84), um zu erwirken, dass sie nicht abgeschoben werden, indem sie vor-
geben, nicht zu verstehen, dass sie Identitätsdokumente aus ihren Heimatländern beantragen 
müssen. Zum Teil fehle den Klient_innen auch das Wissen um die Vorgänge in der Behörde 
und um das Asylverfahren in Deutschland: Der Befragte aus dem Bereich Asyl berichtet davon, 
dass mit einer Duldung oft „etwas Negatives“ (I 6: 139) assoziiert werde, sodass sich Klient_in-
nen bei einer Duldung sperren, ihren Reisepass vorzulegen, weil sie Angst vor einer Abschie-
bung haben, die aber wegen des Abschiebeverbots bei einer Duldung ohnehin vorübergehend 
ausgesetzt sei. Aufgrund der Wissensunterschiede kommt es so zu Verständigungsproblemen: 
Im genannten Fall sprach der Klient zwar Deutsch, hatte aber den Ablauf zur Beantragung eines 
Reisepasses in seinem Heimatland nicht verstanden. Dazu sagt der Befragte: „[W]enn man kein 
Muttersprachler ist, ist es etwas anderes“ (I 6: 152) Erst als ein Betreuer der Gemeinschaftsun-
terkunft, in der der Klient wohnte, im Nachhinein noch einmal nachfragte, konnte dem Klienten 
der Sachverhalt deutlich gemacht werden. Hier könnte auch Vertrauen eine Rolle spielen: Wenn 
ein_e (vorerst unbekannte_r) Sachbearbeiter_in einen Sachverhalt schildert, ist es möglich, dass 
Klient_innen misstrauischer sind, weil sie noch kein Vertrauensverhältnis aufgebaut haben. 
Eine dritte Person, zu der sie Vertrauen haben, könnte hier, wie im genannten Beispiel, weiter-
helfen. Klient_innen könnten durch die Berichte von anderen Migrant_innen auch insoweit vor-
geprägt sein, als dass sie eine negative Erfahrung mit der Ausländerbehörde antizipieren und es 
so schwierig ist, Vertrauen aufzubauen. 
Kommunikationsschwierigkeiten entstehen also einerseits durch eine fehlende gemeinsame 
Verkehrssprache, andererseits aber auch durch das fehlende Wissen um die Abläufe und Ar-
beitsweisen der Institution Ausländerbehörde auf Klient_innenseite. Dadurch, dass die Kli-
ent_innen von den Entscheidungen der Sachbearbeiter_innen abhängig sind und diese Entschei-
dungen direkte Folgen für ihren weiteren Lebensweg haben, lastet auf der Kommunikationssi-
tuation ein Druck, der in anderen Gesprächen, die nicht so eine große Tragweite für die be-
troffenen Personen haben, möglicherweise nicht entstehen würde. Vermutlich wäre es dann für 
einige Klient_innen, die sich in einer schwierigen Situation befinden, einfacher, sich auf das 
Gespräch einzulassen und Vertrauen zu den Sachbearbeiter_innen und zur Institution Auslän-
derbehörde aufzubauen. Da die Ausländerbehörde aber bei vielen Klient_innen mit negativen 
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Erfahrungen und Erlebnissen assoziiert ist (vgl. Esser/Berth 2001:44), finden die Gespräche 
vermutlich von Anfang an nicht immer auf einer neutralen Basis statt  
6.2.4 Lösungsansätze, wenn Klient_innen wenig oder kein Deutsch sprechen  
Die befragten Sachbearbeiter_innen haben für Situationen, in denen Klient_innen wenig oder 
kein Deutsch sprechen oder das Gesagte nicht verstehen, verschiedene Strategien und Lösungs-
ansätze entwickelt. Dabei stellten sich in den verschiedenen Antworten der Sachbearbeiter_in-
nen acht Vorgehensweisen heraus: Wiederholung, Paraphrase, Veränderung der Sprechweise, 
nonverbale Kommunikation, Wechsel der Sprache, Verdolmetschung, schriftliche Information 
und ein Abbruch des Gesprächs.  
Wiederholung: Gelingt die Kommunikation zunächst nicht, kann das Gesagte wiederholt wer-
den. Ein Sachbearbeiter erwähnt, dass er seine Äußerungen noch einmal wiedergebe, wenn 
Fachtermini vorkommen oder er aus Gesetzestexten zitiere, da diese Gesprächsinhalte so dicht 
seien, dass Klient_innen sie nur bei mehrmaligem Hören verstehen (I 5: 31-35). Er sichere sich 
damit ab, dass er das Gesagte auf Deutsch wiederhole, sich dabei sicher fühle und nicht Gefahr 
laufe, die Inhalte hoher Fachlichkeit im Englischen falsch wiederzugeben (I 5: 41-42). Diese 
Strategie kann nur angewandt werden, wenn Klient_innen Grundkenntnisse im Deutschen ha-
ben. 
Paraphrase: Zwei Interviewpersonen gaben an, das Gesagte zu paraphrasieren, wenn sie nicht 
verstanden werden. Sie verwenden entweder „einfachere Worte“ (I 1: 10) oder „andere Be-
griffe“ (I 2: 134-135), um die gemeinten Inhalte zu vermitteln. Dabei wechseln sie nicht die 
Sprache, sondern formulieren die Inhalte in der gleichen Sprache um.  
Veränderung der Sprechweise: Eine weitere Möglichkeit der besseren Verständigung ist die 
Veränderung der Sprechweise, von der zwei der Befragten berichteten. Eine Befragte meint, 
sie vermindere ihr Sprechtempo, versuche aber erst einmal, weiterhin Deutsch zu sprechen (I 1: 
10). Ein anderer Befragter gab an, er spreche nicht automatisch langsamer, verändere aber sein 
Sprechtempo oder wiederhole das Gesagte, wenn er darum gebeten werde (I 4: 203-207). Dies 
bezieht er allerdings auf eine Situation, in der er Englisch spricht und die Englischkenntnisse 
des Gegenübers zu einer reibungslosen Verständigung nicht ausreichen (ebd.).  
Nonverbale Kommunikation: Vier der sechs Befragten wenden nonverbale Kommunikation 
an, wenn die verbale Kommunikation misslingt. Zwei der Befragte berichteten, dass sie Gestik 
nutzen, spezifizieren aber nicht genauer, wie sie diese einsetzen (I 2: 135; I 6: 166-169). Ein 
Sachbearbeiter führt aus, dass er gleichzeitig etwas auf Deutsch sage und parallel zeige, so 
beispielsweise um zu erklären, dass er die Fingerabdrücke der Klient_innen nehmen möchte 
(I 5: 166-169). Er erwähnt unterschiedliche Vorgehensweisen, je nachdem, wie komplex ein 
Sachverhalt ist: Sind die Informationen weniger komplex, könne auch nonverbal kommuniziert 
werden, beispielsweise wenn während eines Asylverfahrens Dokumente verlängert oder Anga-
ben nachgetragen werden müssen oder einfache Anträge gestellt werden (I 5: 42-45). Auch 
Hilfsmittel können der Veranschaulichung dienen: So sei beispielsweise ein Foto genutzt wor-
den, um etwas zu erläutern, was eine Klientin nicht verstanden habe (I 1: 32). Diese Strategie 
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scheint vor allem bei praktischen und routinierten Vorgängen günstig, zum Beispiel, wenn Kli-
ent_innen ihre Fingerabdrücke abgeben müssen oder ein Dokument unterschreiben sollen. Für 
komplexere Erklärungen von Abläufen oder gar des Aufenthaltsgesetzes scheint nonverbale 
Kommunikation weniger geeignet.  
Wechsel der Sprache: Die Befragten gaben an, Englisch zu sprechen, wenn Klient_innen kein 
Deutsch sprechen. Ein Wechsel in eine andere Fremdsprache als Englisch erfolgt nicht. Die 
befragten Sachbearbeiter_innen des Bereichs AKZESS sprechen regulär neben Deutsch auch 
Englisch: „Also mit der englischen Sprache haben wir uns ja schon soweit darauf geeinigt, dass 
wir halt auch Englisch sprechen, soweit uns das möglich ist“ (I 2: 19-23). Der Befragte aus dem 
Bereich Allgemeines Ausländerrecht gab an, „nur im Notfall“ Englisch zu sprechen (I 5: 25-
27). Dies macht er vor allem bei Studierenden, bei denen er wisse, dass sie auf Englisch studie-
ren und für ihren Aufenthaltstitel kein Deutsch vorweisen müssen. Für diesen Fall habe er sich 
die wichtigsten Sätze auf Englisch zurechtgelegt (I 5: 42-49). Der befragte Sachbearbeiter aus 
dem Bereich Asyl berichtet, er „versuche […] zumindest auf Englisch zu kommunizieren“ (I 6: 
37-38). Auf die Rolle des Englischen als Verkehrssprache in der Leipziger Ausländerbehörde 
wird in Kap. 6.2.6 näher eingegangen. 
Verdolmetschung: Alle Befragten sagten, dass in der Ausländerbehörde Leipzig auf Dolmet-
scher_innen zurückgegriffen werde, wenn die Kommunikation nicht zustande komme. Wer die 
Dolmetscher_innen sind und wie die Verdolmetschung erfolgt, wird in Kap. 6.4.2 näher erläu-
tert.  
Schriftliche Information: Verstehen Klient_innen etwas im Gespräch nicht, gebe es für die 
Sachbearbeiter_innen die Möglichkeit, das Gesagte schriftlich festzuhalten, damit Klient_innen 
es sich nach dem Gespräch von einer Person, die ihre Muttersprache spricht, übersetzen lassen 
können (I 2: 135-137). So kann Klient_innen auch die Information mitgegeben werden, dass 
sie noch einmal mit einer Person, die für sie dolmetscht, wiederkommen sollen (I 4: 25-29).  
Gesprächsabbruch: Wenn alle bereits genannten Möglichkeiten der Kommunikation ausge-
schöpft seien, komme es auch vor, dass Gespräche abgebrochen werden: „Ich versuche irgend-
wie, nach meinen Möglichkeiten mit ihnen zu kommunizieren. Und wenn ich dann halt merke, 
es funktioniert nicht, dann beende ich das Gespräch“ (I 6: 185-186). Die Möglichkeiten zur 
Kommunikation scheinen also begrenzt zu sein; damit kann das Gespräch einseitig beendet 
werden. Wichtig ist jedoch, dass das in das Behördenhandeln eingebettete Gespräch nicht für 
sich allein steht, sondern im vorliegenden Fall in ein Asylverfahren eingebettet ist. Das Ge-
spräch kann zwar in diesem Moment beendet werden, das Ziel, das mit dem Gespräch erreicht 
werden soll, wird so aber verfehlt und die Kommunikation muss zu einem späteren Zeitpunkt 
fortgesetzt werden.  
Um aus dieser Situation langfristig zu lernen, wäre es zudem von Vorteil, wenn ausgewertet 
werden könnte, was im Einzelnen zum Abbruch des Gesprächs geführt hat, um Strategien für 
weitere Gespräche zu entwickeln.  
46 
 
6.2.5 Spezifischer Umgang mit Klient_innen, die kein Deutsch sprechen 
Die Frage, inwiefern die Befragten mit Klient_innen, die kein Deutsch sprechen, anders umge-
hen als mit anderen, brachte unterschiedliche Reaktionen hervor: Zum Teil nahmen die Befrag-
ten eine verteidigende Haltung ein und meinten, sie seien deswegen nicht unhöflicher (I 2: 102) 
oder „eine Gleichbehandlung ist deswegen trotzdem gewährleistet“ (I 4: 237). Die Frage zielte 
nicht auf Strategien ab, die der Herstellung von Kommunikation dienen, sondern auf die indi-
viduelle Reaktion der Sachbearbeiter_innen auf die Sprachbarriere.  
Zwei Interviewpersonen verändern als Reaktion auf ihr Gegenüber ihre Sprechweise: Eine spre-
che langsamer und nutze einfachere Worte (I 1: 56-57), eine weitere versuche, lauter und lang-
samer zu sprechen (I 2: 120-123). Ein anderer Befragter stelle sich auf sein Gegenüber insofern 
ein, als dass er zum Gesprächseinstieg über Alltagsthemen rede: „Man macht halt auch ein 
bisschen Smalltalk. Man fragt, wie es einem geht, wie die Arbeit ist, wie die Ausbildung ist“ 
(I 6: 525-526).  
Eine Befragte gibt an, dass ihre Stimmung bei einem schwerfälligen Antragsgespräch, in dem 
sie die Sachverhalte mehrfach erläutern muss, wenn ihr Gegenüber kein Deutsch spricht, um-
schlage:  
Wenn dann die Sprache nicht funktioniert und man alles zwei- oder dreimal erklären muss, damit es 
irgendwie verstanden wird, dann ist das natürlich eine Nervensache. Kann sein, dass man dann schon 
ein bisschen zum Ende kommen möchte und man vielleicht dann nicht mehr ganz so aufgeschlossen 
ist. Man versucht es aber natürlich zu vermeiden. Aber jeder Tag ist anders, auch vom persönlichen 
Empfinden ist es manchmal, wenn es stressig ist, dann wird man auch leicht etwas / man will halt 
zum Ende kommen dann. (I 2: 105-112) 
Sie reflektiert ihr Verhalten und versucht dennoch, auf ihr Gegenüber einzugehen:  
Ich merke das auch, wenn manche Leute es nicht verstehen. Man merkt das irgendwie vom Gefühl 
her einfach […] (I 2: 127-128). 
Wie in Kap. 6.3.2 näher beschrieben, fühlen sich die Sachbearbeiter_innen unterschiedlich, 
wenn sie eine Fremdsprache sprechen. Dies hat Auswirkungen darauf, wie sie sich zum Um-
gang mit Personen, die kein Deutsch sprechen, äußern: So werde eine Befragte unsicher, wenn 
Erklärungen auf Deutsch nicht möglich seien:  
Also wenn wir auf Englisch reden / es hängt dann eher so an mir, dass ich dann manchmal vielleicht 
manches nicht so gut ausdrücken kann auf Englisch. Also ich habe auch einen Englischkurs gemacht, 
aber ja, also es ist wahrscheinlich / in Deutsch ist es halt einfach einfacher das zu erklären, was 
vielleicht auch umständlich in der Gesetzeslage ist. Ja, das ist dann so von den Sprachkenntnissen 
her natürlich / da muss man dann schauen. (I 3: 61-66) 
Die Frage, inwiefern die Befragten mit Klient_innen ohne Deutschkenntnisse anders umgehen, 
ist sicherlich für einige Befragte ein wenig irritierend, suggeriert sie doch, dass der Umgang 
überhaupt anders sei. Daraus erklärt sich auch, dass mehrere Befragte eher verteidigend ant-
worteten. Die Antworten zeigen jedoch, dass sich die Befragten Gedanken darüber machen, 
wie sie auf ihr Gegenüber eingehen können, sowohl auf sprachlicher als auch auf zwischen-
menschlicher Ebene.  
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6.2.6 Rolle der englischen Sprache als Verkehrssprache in der Ausländerbe-
hörde 
Der englischen Sprache kommt eine Sonderrolle in der Leipziger Ausländerbehörde zu. In allen 
Interviews wird von der Kommunikation auf Englisch berichtet. Diese lässt sich unterteilen in 
schriftliche und mündliche Kommunikation, wobei letztere eindeutig überwiegt.  
Zur Handhabung der schriftlichen Kommunikation scheint es in der Ausländerbehörde keine 
Vorgaben zu geben: „Aber weil es keine Vorgabe gibt, wie schon gesagt, ist das jedem selbst 
überlassen“ (I 5: 332-333). Die Sachbearbeiter_innen entscheiden also selbst, ob sie auf eng-
lischsprachige E-Mails auf Deutsch oder Englisch antworten. Mehrere Befragte gaben an, zwar 
englischsprachige E-Mails prinzipiell zu beantworten, die Antwort aber auf Deutsch zu verfas-
sen (I 2: 268-271; I 5: 301-308). Eine Befragte begründet dies mit Zeitmangel, da sie zum Ver-
fassen einer englischen E-Mail weitaus länger brauche als für eine Deutsche: „Aber wenn ich 
es schriftlich mache, sollte es richtig sein und da habe ich einfach nicht die Zeit für leider, 
diesen Service noch zu leisten“ (I 2: 272-274). Dabei wird deutlich, dass sie im Schriftlichen 
einen höheren Qualitätsanspruch an sich stellt und dass das Verfassen von rechtssicheren eng-
lischsprachigen E-Mails einen erhöhten Mehraufwand darstellt. Damit sieht sie die schriftliche 
Kommunikation auf Englisch als eine Zusatzleistung, als „Service“. Andere Sachbearbeiter_in-
nen schreiben auch selbst E-Mails auf Englisch, wenn Klient_innen sie sonst nicht verstehen 
würden und sofern die Sprachkenntnisse der Sachbearbeiter_innen dafür ausreichen (I 3: 125-
128; I 4: 250-257). Eine Sachbearbeiterin erklärt, dass sie die Kommunikation explizit nicht 
auf Englisch führen solle, weil die Aktenhaltung auf Deutsch erfolge (I 1: 326-328). Es scheint 
diesbezüglich eine Anweisung zu geben, die die Aktenhaltung ausdrücklich auf Deutsch emp-
fiehlt, allerdings scheint auch eine Aktenhaltung auf Englisch nicht problematisch zu sein (I 1: 
328). Kürzere Dokumente können im AKZESS-Bereich auf Englisch eingereicht werden, nor-
malerweise sollen Dokumente allerdings auf Deutsch abgegeben werden. Es scheint unter-
schiedliche Auffassungen davon zu gehen, inwiefern sich die Sachbearbeiter_innen an Vorga-
ben halten müssen, oder ob es in ihrem Ermessen liegt, die Sprache zu wählen, in der sie schrift-
lich kommunizieren.  
In den verschiedenen Bereichen der Ausländerbehörde gibt es deutliche Unterschiede in der 
Verwendung von Englisch als Verkehrssprache. Die Sachbearbeiter_innen des AKZESS-Be-
reichs berichten, dass sie sich darauf geeinigt haben, nach Möglichkeit Englisch zu sprechen 
(I 2: 19-20). Da die Zielgruppe gebildet (hochqualifiziert) sei und gut Englisch spreche (I 3: 
234-236; I 2: 242-244) und darunter viele Wissenschaftler_innen seien, die Englisch als die 
Sprache der Wissenschaft ohnehin verwenden (I 1: 202-204), sei eine Kommunikation auf Eng-
lisch möglich. Man komme „mit Englisch sehr, sehr weit“ (I 4: 55-56). Deutschkenntnisse müs-
sen für die Beantragung von Aufenthaltstiteln im Bereich AKZESS nicht nachgewiesen werden 
(I 5: 61-64). Eine Befragte kommentiert: 
Ja, also ich denke schon, dass wir hier auch mehr Englisch sprechen, weil gerade so die Forscher, 
denke ich auch, die hier in den Einrichtungen / die arbeiten ja auch dann mit der englischen Sprache 
und lernen dann teilweise gar kein Deutsch, weil sie es einfach nicht brauchen. Ja und dann ist es 
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halt sogar in den Verlängerungen von den Aufenthaltstiteln noch so, dass wir dann nur noch auf 
Englisch kommunizieren. (I 3: 119-123) 
Im AKZESS-Bereich fragen die Sachbearbeiter_innen zum Teil gleich zu Anfang der Antrags-
gespräche, welche Sprache ihre Klient_innen präferieren – Deutsch oder Englisch (I 2: 123-
125).  
In den anderen Bereichen der Ausländerbehörde sind die Englischkenntnisse der Klient_innen 
nicht immer ausreichend, beispielsweise im Bereich der illegalen Einreise (I 5: 250-254). Ab-
hängig vom Bildungshintergrund der Klient_innen sei eine Kommunikation auf Englisch mög-
lich oder nicht (I 6: 648-657). Grundsätzlich operieren die anderen Abteilungen aber auch auf 
Englisch (I 5: 434-436), allerdings teilweise nur „im Notfall“ (I 5: 24-28). Manche Sachbear-
beiter_innen machen die Verwendung von Englisch davon abhängig, ob ihre Klient_innen für 
die Beantragung eines Aufenthaltstitels Deutschkenntnisse vorweisen müssen und sprechen in 
diesem Fall nur Deutsch (I 5: 41-50). Manchmal entscheidet aber auch der Pragmatismus der 
Sachbearbeiter_innen über die Sprache, die gesprochen wird: Auf die Frage hin, ob er Englisch 
rede, wenn niemand zum Dolmetschen mitkäme, antwortet ein Sachbearbeiter: „Man muss 
dann halt so arbeiten wie man kann“ (I 6: 233-235).  
Ein Befragter berichtet, dass er sich über längere Zeit ein Repertoire an englischen Wörtern und 
Sätzen aufgebaut hat, wodurch auch komplexere Sachverhalte auf Englisch vermittelt werden 
können (I 4: 319-326). Dies ist allerdings nur für jene Sachbearbeiter_innen möglich, die über 
einen längeren Zeitraum in der Ausländerbehörde tätig sind. Sinnvoll wäre es sicherlich, wenn 
Glossare oder Listen mit hilfreichen Sätzen unter den Mitarbeitenden ausgetauscht werden. Ei-
nige deutsche Worte, die viel verwendet werden, wie beispielsweise „Ticket“ ähneln dem Eng-
lischen und werden deshalb von vielen Klient_innen problemlos verstanden; bei anderen ist die 
Übersetzung problematischer, ein Sachbearbeiter führt hier das Beispiel „Kassenautomat“ an 
(I 5: 446-448).  
Manche Klient_innen, die einen Deutschkurs besuchen, entscheiden sich bewusst für eine 
Kommunikation auf Deutsch, um ihre Kenntnisse zu verbessern – auch wenn die Verständigung 
auf Englisch für sie einfacher wäre (I 3: 209-214).  
Der Vorteil der Verdolmetschung gegenüber der Verwendung von Englisch als Lingua Franca 
sei, dass die Sachbearbeiter_innen sichergehen können, dass alles Gesagte tatsächlich auch so 
bei ihren Klient_innen ankomme, wie sie es gemeint haben (I 3: 219-223). Wenn Sprachen 
allerdings nicht durch Dolmetscher_innen abgedeckt sind, wie beispielsweise Urdu, versuchen 
Sachbearbeiter_innen, auf Englisch zu kommunizieren (I 6: 220-224).  
Zwei der Befragten halten Englisch für sehr wichtig, sie sagen, es sei „nun einmal eine Welt-
sprache und man braucht es eigentlich im täglichen Leben überall, im Urlaub, wie auch immer“ 
(I 4: 115-116) und es gehöre „mittlerweile dazu“ (I 6: 602). Begründet wird es dies wie folgt: 
„wir sind ja eine weltoffene Gesellschaft und Englisch wird mehr und mehr notwendig“ (I 4: 




6.3 Fremdsprachen in der Ausländerbehörde 
6.3.1 Fremdsprachenkenntnisse der Sachbearbeiter_innen 
Alle Sachbearbeiter_innen gaben an, dass sie Englisch sprechen. Dabei sind unterschiedliche 
Niveaus festzustellen: Während eine Sachbearbeiterin Muttersprachlerin ist (I 1: 379), be-
schreibt ein Sachbearbeiter, seine Englischkenntnisse seien mit dem Unicert II-Zertifikat aus-
gezeichnet, was einem B2-Niveau des gemeinsamen europäischen Referenzrahmens für Spra-
chen entspricht, sein tatsächliches Sprachniveau sei aber deutlich niedriger (I 6: 295). Mehrere 
der befragten Sachbearbeiter_innen sagten, dass sie ihre Englischkenntnisse durch den Unter-
richt in der Schule gewonnen haben (I 2: 36; I 5: 258). Eine Befragte berichtet, dass viele Kol-
leg_innen Sprachkurse auf A1-Niveau beginnen, das heißt, dass sie davor keinerlei Englisch-
kenntnisse vorweisen können (I 3: 106-107). Sie meint außerdem, dass dies eine Alterfrage sei 
– vermutlich sind die Englischkenntnisse der älteren Kolleg_innen niedriger (Vgl. I 3: 113). 
Eine Befragte berichtete, dass manche Kolleg_innen kein Englisch sprechen und dies auch nicht 
müssten (I 2: 19-23). Fremdsprachenkenntnisse können also nicht vorausgesetzt werden. 
Bis auf eine Sachbearbeiterin gaben alle an, in der Schule oder der Universität noch mindestens 
eine weitere Fremdsprache gelernt zu haben. Dabei handelt es sich um Französisch (I 3, I 4, I 
5, I 6), Spanisch (I 1), Russisch (I 4) und Arabisch (I 6). Keine dieser Sprachen findet allerdings 
im Arbeitsalltag regelmäßig Anwendung, was sicherlich unter anderem damit zu erklären ist, 
dass das Erlernen der Fremdsprachen weit zurück liegt. 
Zudem kommt es angesichts der Vielzahl an Nationalitäten der Klient_innen der Ausländerbe-
hörde sicherlich nicht oft vor, dass Klient_innen und Sachbearbeiter_innen Kenntnisse der glei-
chen Fremdsprache haben, außer sie sprechen Englisch. Eine Zuteilung der Klient_innen in den 
verschiedenen Arbeitsbereichen der Ausländerbehörde erfolgt, zumindest im Bereich AK-
ZESS, nach Anfangsbuchstaben der Antragsteller_innen, was bedeutet, dass gemeinsame 
Sprachkenntnisse von Sachbearbeiter_in und Klient_in nicht berücksichtigt werden.   
6.3.2 Gefühl der Sachbearbeiter_innen beim Sprechen von Fremdsprachen 
Um einordnen zu können, ob das Sprechen von Fremdsprachen für die Sachbearbeiter_innen 
eine Hürde darstellt oder sie sich dabei sicher fühlen und einschätzen zu können, inwieweit dies 
Auswirkungen auf die Gespräche innerhalb der Ausländerbehörde hat, wurden sie gefragt, wie 
sie sich beim Sprechen von Fremdsprachen fühlen. Die befragten Sachbearbeiter_innen verbin-
den mit dem Sprechen von Fremdsprachen sehr unterschiedliche Gefühle: positive Emotionen, 
anfängliche Unsicherheit und negative Emotionen halten sich hier die Waage.  
Zwei Sachbearbeiter_innen geben an, sich beim Sprechen von Fremdsprachen gut zu fühlen: 
Eine Sachbearbeiterin sagt, sie fühle sich „völlig normal“ (I 1: 82), was sicherlich dadurch zu 
erklären ist, dass Englisch, die in der Ausländerbehörde am häufigsten verwendete Fremdspra-
che, ihre Muttersprache ist und sie schon seit vielen Jahren in Deutschland lebt, also in beiden 
Sprachen beheimatet ist. Ein Sachbearbeiter verbindet mit dem Fremdsprachengebrauch posi-
tive praktische Aspekte: Er nutze das Sprechen im Arbeitsalltag, um seine Sprachkenntnisse zu 
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erweitern und sehe den Wechsel der Sprachen als eine Bereicherung und willkommene Ab-
wechslung in der täglichen Arbeit (I 4: 114-118). Zudem bemerkt er, dass eine positive Aus-
gangsposition für das Antragsgespräch geschaffen werde, wenn er auf Klient_innen zugehe, 
indem er Englisch spreche (I 4: 118-120). Er fühle sich sehr sicher, wenn er Englisch redet, 
sodass sich die Kommunikation für ihn nicht gravierend verändert, wenn ein_e Klient_in kein 
Deutsch spricht und er in der Folge ins Englische wechselt: „Also ich sage mal, man ist der 
Sprache schon ein Stück weit mächtig und kann halt auch wirklich fließend sprechen, als wäre 
es die eigene Heimatsprache“ (I 4: 231-232). Dies ist ein Anspruch, den nicht alle befragten 
Sachbearbeiter_innen erfüllen und auch in den Rahmenbedingungen für den AKZESS-Bereichs 
sind lediglich Englisch-Grundkenntnisse für die einzelnen Mitarbeitenden gefordert (vgl. 
(Sächsisches Staatsministerium des Innern 2013:11). Er führt jedoch an, die Kommunikation 
finde „auf einer anderen Basis“ (I 4: 236) statt, spezifiziert aber nicht genau, was er damit meint.  
Zwei der befragten Personen berichteten, dass sie am Anfang ihrer Tätigkeit in der Ausländer-
behörde Schwierigkeiten gehabt und sich weniger zugetraut hätten, eine andere Sprache zu 
sprechen (I 2: 34-36; I 3: 71-72). Mit mehr Übung und wiederkehrenden Sachverhalten stelle 
sich allerdings auch mehr Routine ein (I 2: 72-74) und „die Hemmschwelle sinkt“ (I 2: 38), was 
sicherlich dadurch erleichtert wird, dass die Antragsgespräche stark repetitiv sind. Eine Be-
fragte hat mit der Zeit eine sehr pragmatische Sicht auf das Sprechen von Fremdsprachen ein-
genommen:  
Man ist sich dann irgendwann sicherer, die Leute nehmen es einem auch nicht übel, wenn man jetzt 
wahrscheinlich falsches Englisch spricht, von daher bin ich da relativ frei. Also spreche dann auch 
einfach los, ohne mir jetzt groß Gedanken zu machen manchmal. Aber in der Regel verstehen mich 
die Leute. (I 2: 38-41)  
Sie kann zudem Verantwortung abgeben, indem sie feststellt, dass Klient_innen nachfragen 
können, wenn sie etwas nicht verstanden haben (I 2: 42-44).  
Zwei der befragten Sachbearbeiter verbinden mit dem Fremdsprachengebrauch negative Emo-
tionen. Ein Sachbearbeiter gibt dabei an, nicht gerne Fremdsprachen zu sprechen, weil er sich 
unsicher fühle, u. a. dadurch, dass manche seiner Klient_innen besser Englisch sprächen als er, 
und er seinen eigenen Anforderungen beim Englischsprechen nicht gerecht werde (I 6: 249-
251). Ein anderer Sachbearbeiter gab an, nie gern Englisch gesprochen zu haben (I 5: 260). 
Die befragten Sachbearbeiter_innen gehen also mit sehr verschiedenen Gefühlen und Einstel-
lungen zum Fremdsprachengebrauch in die Antragsgespräche hinein. Auch wenn alle Sachbe-
arbeiter_innen als Vertreter_innen der Ausländerbehörde und damit des Staates handeln und 
kommunizieren, spielen ihre persönlichen Einstellungen, Gefühle und Befindlichkeiten in die 
Gespräche hinein und können den Gesprächsverlauf beeinflussen, zum Beispiel wenn sie unsi-
cher auftreten und das Vertrauen der Klient_innen damit nicht gewinnen können.  
6.3.3 Fremdsprachenkenntnisse als Einstellungskriterium 
In allen Interviews wird deutlich, dass Fremdsprachenkenntnisse im Bewerbungsprozess der 
Sachbearbeiter_innen kein Einstellungskriterium waren. Dennoch beschreiben fünf der sechs 
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Befragten, dass diese für eine Einstellung in der Leipziger Ausländerbehörde erwünscht gewe-
sen seien, einmal wird sogar der Wunsch nach einer zweiten Fremdsprache in der Stellenaus-
schreibung erwähnt (I 5: 273). Laut zwei Sachbearbeiter_innen sei das sogenannte „Schuleng-
lisch“ für eine Einstellung ausreichend gewesen (I 3: 91-92; I 5: 274-275). Bei einer Sachbear-
beiterin wurden die Fremdsprachenkenntnisse im Bewerbungsgespräch abgefragt (I 2: 52-54), 
ein anderer Sachbearbeiter gab an, er habe noch nicht davon gehört, dass das Abfragen von 
Englischkenntnissen Teil des Bewerbungsgesprächs gewesen sei (I 5: 275-76).  
Es scheint also so, als seien Fremdsprachenkenntnisse für die Einstellung von neuen Sachbear-
beiter_innen in der Leipziger Ausländerbehörde durchaus erwünscht, als werde aber im Verlauf 
des Bewerbungsprozesses weniger darauf geachtet, dass diese tatsächlich vorhanden sind. Da-
bei stellt sich die Frage, ob dies in den unterschiedlichen Bereichen der Ausländerbehörde un-
terschiedlich gehandhabt wird oder der Bewerbungs- und Einstellungsprozess in allen Berei-
chen gleich ist. Angesichts des täglichen Fremdsprachengebrauchs in der Ausländerbehörde 
scheint es durchaus sinnvoll, Fremdsprachenkenntnisse für eine Neueinstellung von Mitarbei-
tenden als Bedingung einzuführen. Wird diese Anforderung in der Praxis aber nicht abgeprüft, 
bleibt unklar, ob die Sachbearbeiter_innen tatsächlich über ausreichende Sprachkenntnisse ver-
fügen. Sicherlich stellt eine solche Überprüfung im Bewerbungsgespräch einen Mehraufwand 
dar, der aber spätere Kommunikationsprobleme verhindern könnte. Durch grundlegende Eng-
lischkenntnisse der Sachbearbeiter_innen könnten die individuellen Gesprächs- und Bearbei-
tungszeiten verkürzt werden und dadurch die hohe Arbeitsbelastung (siehe Kap. 6.5.1) reduziert 
bzw. mehr Klient_innen betreut werden. Angesichts des Grundsatzes, dass die Amtssprache 
Deutsch ist, der von den Befragten immer wieder erwähnt wurde, könnte der Wunsch nach 
Englischkenntnissen bei den Sachbearbeiter_innen aber auch eine Voraussetzung pro Forma 
sein, die im Arbeitsalltag jedoch, zumindest in den Bereichen außerhalb des AKZESS-Be-
reichs, keine Auswirkungen auf den Fremdsprachengebrauch in der Ausländerbehörde hat.  
6.3.4 Weiterbildungen im fremdsprachlichen Bereich 
Alle Befragten berichteten davon, dass Englischkurse angeboten werden, andere Sprachen wer-
den im Zusammenhang mit Sprachkursen nicht erwähnt. Die Möglichkeit, einen Englischkurs 
zu besuchen, scheint nicht allen Sachbearbeiter_innen präsent zu sein (I 6: 291).Die Teilnahme 
an den Kursen sei freiwillig. Eine Befragte sagte, man könne teilnehmen, „wenn man Bedarf 
hat“ (I 2: 57-58).  
Die Weiterbildungen werden von der Stadt Leipzig für alle Einrichtungen der Stadt Leipzig 
angeboten (I 6: 298-290). Die Sprachkurse können in der Arbeitszeit absolviert werden (I 2: 
60). Jedoch sind für eine mögliche Teilnahme die Kapazitäten der Sachbearbeiter_innen ent-
scheidend: Eine Befragte gab an, sie schaue gar nicht nach, ob es Kurse gebe, da sie so viel zu 
tun habe, dass sie nicht wisse, woher sie die Zeit für einen Kurs nehmen solle (I 1: 100-102). 
Eine weitere Befragte gibt zu verstehen, dass jede_r für sich selbst einschätzen müsse, ob mo-
mentan die Kapazitäten für einen Sprachkurse vorhanden seien. Sie sagt dazu:  
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Da ich der Meinung bin, dass das irgendwie funktioniert mit dem Englisch und ich sehr viel auf dem 
Tisch habe, wäge ich halt für mich selber ab: Brauche ich diesen Weiterbildungskurs oder brauche 
ich ihn nicht? (I 2: 63-66)  
Die Entscheidung für einen Sprachkurs und die Verantwortung dafür, sich weiterzubilden, lie-
gen also bei den Sachbearbeiter_innen selbst. Wer teilnehmen möchte, Kapazitäten dafür hat 
und es für notwendig hält, seine Sprachkenntnisse zu verbessern, kann sich um einen Platz in 
einem Sprachkurs bemühen; wem ein Sprachkurs nicht zusagt, der muss auch nicht teilnehmen. 
Ein Befragter meint, die Kurse fänden „mehr oder weniger auf freiwilliger Basis“ (I 5: 281) 
statt. Er selbst würde teilnehmen, wenn es obligatorisch wäre, meint aber, er bemühe sich nicht 
aktiv um eine Teilnahme (I 5: 289-291). Ein weiterer Befragter betont: „Man muss sich anmel-
den und man ist nicht der einzige“ (I 6: 597). Die Anmeldung scheint für ihn schon eine erste 
Hürde darzustellen.  
Problematisch für manche Sachbearbeiter_innen ist, dass nicht alle Sprachniveaus angeboten 
werden. Eine Befragte wollte einen Englischkurs machen, berichtete aber, dass viele ihrer Kol-
leg_innen auf A1-Niveau beginnen (I 3: 106-107). Sie selbst wollte einen Kurs auf einem hö-
heren Niveau absolvieren, der aber nicht zustande kam, da sich zu wenige Teilnehmende fan-
den. Da sie der Meinung war, einen Kurs zu brauchen, um ihre Kenntnisse zu erweitern, nahm 
sie privat an einem Englischkurs teil (I 3: 99-101).  
Ein Befragter absolvierte zu Anfang seiner Tätigkeit einen Englischkurs über ein halbes Jahr 
und vertiefte dabei seine Kenntnisse. Er beschreibt es so, dass aufbauend auf seinen Grund-
kenntnissen „einfach noch ein bisschen Feinschliff gemacht [wurde]“ (I 4: 73-74). Kursinhalte 
seien u. a. das Beantworten von E-Mails und Verfassen von Geschäftsbriefen (I 5: 297); die 
Kurse beinhalten also neben mündlicher auch schriftliche Kommunikation, die „in einfachen 
Fällen auch per E-Mail“ (I 4: 76-77) vorgenommen werden kann. 
Auffällig ist, wie unterschiedlich die Befragten zu Sprachkursen stehen: Einige sind sehr be-
dacht darauf, ihre Sprachkenntnisse zu erweitern, andere sehen dies eher als eine Mehrbelas-
tung. In jedem Falle spielt die Arbeitsbelastung für eine Teilnahme eine große Rolle: Werden 
die Mitarbeitenden nicht entlastet in der Zeit, in der sie an einem Sprachkurs teilnehmen, so 
stellen die fehlenden Kapazitäten eine große Hürde für eine Teilnahme dar. Vonseiten der Aus-
länderbehörde wird die Teilnahme an den Kursen zwar angeboten, aber, wie an den Antworten 
der Befragten zu sehen ist, nicht umfassend gefördert. Zudem scheinen die Englischkurse aus 
Drittmitteln finanziert zu sein, ein Befragter sagt, es müssen genug Teilnehmende zusammen-
kommen, sonst liefe die Förderung aus (I 5: 282-283). 
Es stellt sich zudem die Frage, ob die Verantwortung darüber, ob eine Weiterbildung absolviert 
werden sollte, bei den Sachbearbeiter_innen liegen kann oder ob es nicht im Interesse der Aus-
länderbehörde wäre, Schulungen verpflichtend anzubieten, um die Mitarbeitenden erfolgreich 
weiterzubilden und damit die Servicequalität der Behörde zu verbessern. So wird innerhalb der 
des Projekts „Ausländerbehörden-Willkommensbehörden“ erwähnt, dass es beispielsweise in 
der Ausländerbehörde Kassel verpflichtende Weiterbildungen für alle Mitarbeitenden gebe, so-
wohl in allgemeineren Themen wie Gesprächsführung, und Umgang mit Kritik und Konflikten, 
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also auch in interkultureller Kompetenz; Gesprächsführung in englischer Sprache sei allerdings 
auch dort eine freiwillige Weiterbildung, die jedoch von den Vorgesetzten unterstützt werde 
(Bernstorff/Can 2014:191). Die dahinterliegende Frage ist, ob eine Verbesserung der Ser-
vicequalität tatsächlich etwas ist, was die Ausländerbehörde erreichen möchte, oder ob sie sich 
nicht, wie oben erwähnt, als eine Eingriffsbehörde sieht, die keine Servicequalität liefert, son-
dern Entscheidungen nach dem Aufenthaltsgesetz trifft.  
6.4 Arbeitsweise mit Übersetzungen und mit Dolmetscher_innen 
6.4.1 Übersetzungen 
In den Interviews wurde deutlich, dass ein Großteil der Dokumente, die in der Ausländerbe-
hörde ausgegeben werden, nur in deutscher Fassung vorhanden ist. Lediglich das Antragsfor-
mular für die Beantragung eines Aufenthaltstitels im Bereich AKZESS sei zweisprachig, also 
auf Deutsch und Englisch, gehalten (I 1: 135, I 2: 173-174; I 4: 125-126) sowie Unterlagenlis-
ten für einzureichende Dokumente in englischer Übersetzung vorhanden (I 4: 125). Anhörun-
gen und Bescheide allerdings werden nur auf Deutsch formuliert, was das Verständnis für Kli-
ent_innen erschwert (I 3: 132-135). Die befragten Sachbearbeiter der Bereiche Allgemeines 
Ausländerrecht und Asyl händigen nur deutsche Formulare aus und berichten, dass es in ihrem 
Bereich keine übersetzten Dokumente gebe (I 5: 186; I 6: 610). Zum elektronischen Aufent-
haltstitel stehen Informationsbroschüren in diversen Sprachen, unter anderem Japanisch, Kore-
anisch und Englisch, zur Verfügung (I 2: 174-177). Ob es solche Informationsbroschüren auch 
zu anderen Themen gibt, ist nicht bekannt.  
Eine Sachbearbeiterin vermutet, dass es zukünftig noch mehr Übersetzungen geben werde, da 
in der Ausländerbehörde die Beschilderung kürzlich auch ins Arabische übersetzt worden sei 
(I 2: 185-186). Arabisch scheint bei den Übersetzungen eine wichtige Rolle als dritte Sprache 
einzunehmen: Ein Befragter gibt an, dass es Bestrebungen gebe, einzelne dreisprachige Doku-
mente, also Dokumente auf Deutsch, Englisch und Arabisch, auszugeben (I 4: 128-129). Er 
berichtet außerdem, dass „Englisch […] mehr und mehr notwendig“ werde (I 4: 124-125) und 
in Zukunft weitere Dokumente übersetzt werden sollen, allerdings seien die finanziellen Mittel 
zur Übersetzung begrenzt, weshalb abgewogen werden müsse, welche Übersetzungen dringend 
notwendig seien (I 4: 132-134). Die Übersetzungen werden entweder von der Stadt Leipzig 
oder, im Falle des AKZESS-Bereichs, von dem Drittmittelprojekt „Willkommen in Leipzig“ 
finanziert, sofern die Übersetzungen unter anderem Gastwissenschaftler_innen, also der Ziel-
gruppe des Projekts, zugutekommen (I 4: 137-141). Vorschläge für zu übersetzende Doku-
mente können von Sachbearbeiter_innen angeregt werden, die Entscheidungen darüber treffen 
allerdings höhere Instanzen (I 4: 145-147). Zudem seien Teile der Internetseite der Leipziger 
Ausländerbehörde ins Englische übersetzt worden (I 5: 223).  
In den Interviews wird deutlich, dass es große Unterschiede zwischen den verschiedenen Be-
reichen der Ausländerbehörde gibt, was Übersetzungen angeht: Während der Bereich AKZESS 
zumindest teilweise übersetzte Dokumente aushändigt und englischsprachige Unterlangenlis-
ten verschickt, wird dies in den Bereichen Allgemeines Ausländerrecht und Asyl nicht gemacht. 
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Dies hängt sicherlich zum Teil mit der Finanzierung der Übersetzungen zusammen, die in letz-
teren Bereichen vermutlich nur durch die Stadt Leipzig und nicht durch ein zusätzliches dritt-
mittelfinanziertes Projekt erfolgt.  
Das Modellprojekt „Ausländerbehörden – Willkommensbehörden“ umfasst unter anderem die 
Umstellung auf mehrsprachige Formulare und Unterlagenlisten. Diese Maßnahme solle die 
Verständigung vereinfachen und Missverständnissen vorbeugen, wodurch die Fallbearbei-
tungsdauer verkürzt werden kann. Zudem wird es dort als erstrebenswert verstanden, dass sich 
die Ausländerbehörde „von Beginn an als professionelle und dienstleistungsorientierte Be-
hörde“ (Bernstorff/Can 2014:53) zeigen kann. Vorteil dieser Maßnahme ist zudem, dass der 
Aufwand relativ gering ist, also v. a. finanzielle Ressourcen für die Übersetzungen bindet, aber 
der Effekt ein sehr großer sein kann, wenn die Verständigung durch die Übersetzungen tatsäch-
lich verbessert werden kann. 
6.4.2 Verdolmetschung 
Auf die Frage hin, ob die Sachbearbeiter_innen mit Dolmetscher_innen zusammenarbeiten, 
wurden sehr unterschiedliche Antworten gegeben und Themen ausgeführt. Hier soll auf die 
gängigen Modelle der Verdolmetschung in der Ausländerbehörde eingegangen werden.  
Dolmetscher_innen in der Ausländerbehörde: Alle Befragten berichteten davon, dass der 
Ausländerbehörde für die Verdolmetschung für arabischsprachige Klient_innen eine soge-
nannte „Lotsin“ zur Verfügung stehe (I 1: 139-141; I 2: 25-26; I 3: 25-29; I 4: 427-431; I 5: 
339-341; I 6, 190-194). Sie sei Arabischmuttersprachlerin (I 6: 29) und arbeite immer an den 
Sprechtagen, also während der regulären Öffnungszeiten der Ausländerbehörde, im Wartebe-
reich des Service sowie in der Ausgabe (I 1: 139-140, 146; I 2: 25-26). Dort stehe sie für alle 
Gespräche mit arabischsprachigen Klient_innen zur Verfügung, was „auch wirklich sehr, sehr 
hilfreich ist, auch die Akzeptanz bei den arabischsprechenden Antragstellern erhöht, weil sie 
einfach verstehen, was die Behörde von ihnen will“ (I 4: 429-431). Darüber hinaus könne sie 
von den Sachbearbeiter_innen aus den verschiedenen Bereichen der Ausländerbehörde angeru-
fen werden und in einzelnen Antragsgesprächen dolmetschen, wenn eine arabische Verdolmet-
schung benötigt werde (I 1: 145-147). Eine Befragte berichtet, dass es in der Zeit, als sehr viele 
Geflüchtete nach Leipzig kamen, einen eigenen Bereich für Geflüchtete gegeben habe. Das 
Team dieses Bereichs habe sich dafür einsetzen wollen, dass ein_e Arabischdolmetscher_in zur 
Verfügung stehe, was jetzt durch die Lotsin als Sprachmittlerin auch umgesetzt wurde (I 3: 153-
155). Sie erklärt allerdings auch, dass die Entscheidung, Dolmetscher_innen für verschiedene 
Sprachen zu bestellen, auf höherer Ebene getroffen und eher in „Ausnahmesituationen“ gefällt 
werde (I 3: 155-157). Aus den Interviews wird nicht deutlich, seit wann die Lotsin in der Aus-
länderbehörde arbeitet und ob sie professionelle Dolmetscherin ist. Ein Befragter vermutet, dass 
die Lotsin im Rahmen eines Förderprojekts eingestellt wurde und gab an, dass sie noch nicht 
lange in der Ausländerbehörde tätig sei (I 5: 339-341). Dabei stellt sich die Frage, ob es nach 
Ablauf des Projekts eine Fortführung der Verdolmetschung durch eine Lotsin geben wird oder 
ob diese Möglichkeit nur temporär ist.  
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Außerdem berichtet der Sachbearbeiter aus dem Bereich Asyl, dass einmal pro Woche in den 
Servicezeiten ein Arabisch- und ein Farsi- bzw. Dari-Muttersprachler zum Dolmetschen zur 
Verfügung stehe (I 6: 30-32). Klient_innen dieser Muttersprachen werden gezielt zu den Ter-
minen, an denen ein_e Dolmetscher_in zur Verfügung steht, eingeladen (I 6: 191-194). Diese 
Dolmetscher_innen sind Sprach- und Integrationsmittler_innen, die von der Stadt Leipzig fi-
nanziert und vom SprInt-Vermittlungsservice (für Sprach- und Integrationsmittler_innen) zur 
Ausländerbehörde vermittelt werden; dies wurde in einem Telefonat mit der SprInt-Vermitt-
lungsstelle bestätigt. Die Sprachen Arabisch und Farsi/Dari seien gewählt worden, da es in 
Leipzig viele arabischsprachige Asylbewerber_innen sowie Asylbewerber_innen aus Pakistan 
gebe (I 6: 239-242). Dolmetscher_innen für andere Sprachen stünden nicht zur Verfügung, da 
„man einfach nicht die Kapazitäten an Dolmetschern hat“ und die Verdolmetschung für die 
Stadt Leipzig zu teuer sei (I 6: 243-246).  
Auch drei Sachbearbeiterinnen aus dem AKZESS-Bereich geben an, dass für andere Sprachen 
in der Ausländerbehörde Leipzig keine Dolmetscher_innen angestellt seien (I 1: 143; I 2: 150-
151; I 3: 34). In der Vergangenheit habe es einen „offiziellen Dolmetscher“ gegeben, der aber 
laut einer Sachbearbeiterin nicht mehr in der Ausländerbehörde tätig sei (I 2: 148-49). 
Wenn Klient_innen kein Deutsch, aber Englisch sprechen und die Verständigung nicht zu-
stande komme, weil die Englischkenntnisse der Sachbearbeiter_innen für komplexere Sachver-
halte nicht ausreichen und das Fachvokabular fehle, werden auch Kolleg_innen zu Rate gezo-
gen, die besser Englisch sprechen, so beispielsweise die Sachbearbeiter_innen aus dem AK-
ZESS-Bereich, wie der befragte Sachbearbeiter aus dem Bereich Allgemeines Ausländerrecht 
berichtet (I 5: 119-122). Es findet also auch bereichsübergreifend ein Austausch statt.  
Dolmetscher_innen-Pool: Zwei der sechs Befragten gaben an, dass sie auf Dolmetscher aus 
einem Dolmetscher_innenpool zurückgreifen können, wenn sie wissen, dass die Kommunika-
tion in einer Fremdsprache stattfinden werde (I 4: 7-49; I 5: 227-230). Laut einem Befragten 
gebe es dafür einen Rahmenvertrag mit SprInt (I 5: 227-230). Da die anderen befragten Sach-
bearbeiter_innen die Möglichkeit, so auf Dolmetscher_innen zurückgreifen zu können, nicht 
erwähnt haben, stellt sich die Frage, ob sie darüber nicht informiert sind und die Möglichkeit 
nur nicht erwähnt haben oder ob eine Verdolmetschung selten für eine andere Sprache als Ara-
bisch notwendig wird, sodass sie im Arbeitsalltag keine weiteren Dolmetscher_innen benöti-
gen.  
Kein Dolmetschbedarf im eigenen Bereich: Zwei Sachbearbeiter_innen aus dem Bereich 
AKZESS gaben an, dass sie in ihrem Arbeitsalltag in ihrem Bereich keine Verdolmetschung 
benötigen würden (I 1: 152-153; I 4: 426-427), da die Arbeit „momentan nicht durch sprachli-
che Defizite behindert [wird].“ (I 4: 425-426) Dies erklären sie dadurch, dass die Zielgruppe 
von AKZESS hochqualifizierte Menschen seien, von denen die meisten Englisch sprechen (I 1: 
153-154). Im Gespräch wird jedoch deutlich, dass ein Sachbearbeiter bei komplexeren Sach-
verhalten, die „nicht so einfach zu erklären“ sind, dennoch gern auf eine dritte Person zurück-
greift, die dolmetscht (I 4: 277-281). 
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Klient_innen bringen Dolmetscher_innen mit: Eine weitere Möglichkeit zum Gelingen der 
Kommunikation ist, dass Klient_innen selbst mit Dolmetscher_innen kommen. Damit geht die 
Verantwortung dafür, das Verständnis herzustellen, auf die Antragsteller_innen selbst über. 
Dies wird auch daran deutlich, dass in den Gesprächen mehrfach betont wurde, dass die Amts-
sprache Deutsch sei (siehe Kap. 6.1.1) und eine Verdolmetschung nur als Serviceleistung an-
geboten werden könne:  
Aber wie gesagt, grundsätzlich ist der Antragsteller dazu verpflichtet, dadurch dass die Amtssprache 
Deutsch ist und wir das ja wirklich nur als Service anbieten können, auch jemanden Dritten zu Rate 
zu ziehen, der es dann sinngemäß für ihn übersetzt. (I 4: 49-52) 
Eine Sachbearbeiterin kommentiert, Klient_innen „müssen“ sich bei anderen Sprachen als 
Deutsch, Arabisch und Englisch selbst um eine Verdolmetschung kümmern (I 2: 152-153). Hier 
wird deutlich, dass die Sachbearbeiter_innen die Verantwortung für die Verdolmetschung nicht 
bei der Ausländerbehörde sehen, sondern vielmehr bei den Klient_innen selbst. Dies wird im 
Laufe der Gespräche wenig hinterfragt. Es scheint eine Tatsache zu sein, die selbstverständlich 
ist: „Ansonsten wissen die Leute ja meistens, dass es entweder auf Englisch oder Deutsch läuft 
und bringen sich dann schon selbst jemanden mit“ (I 3: 29-30). Die Sachbearbeiter_innen kön-
nen bei der Suche nach einer Person, die dolmetscht, nicht behilflich sein, da sie weder Emp-
fehlungen aussprechen dürfen noch dies als ihre Aufgabe sehen (I 2: 155-160).  
Einer der Sachbearbeiter spricht sich für eine Verständigung mit Unterstützung von Dolmet-
scher_innen aus, da er es selbst als Erleichterung sieht, Deutsch sprechen zu können und damit 
sicher zu sein, dass er alles richtig gesagt habe. Die Verantwortung dafür, dass seine Klient_in-
nen alles richtig versteht, gibt er an die Person ab, die beide Sprachen spricht:  
Es ist mir fast am liebsten, weil dann weiß ich, der Deutsche hat es verstanden oder derjenige, der 
etwas Deutsch besser sprechen kann. Er hat es verstanden, ich weiß, dass ich alles richtig gesagt habe 
und die können sich zu Hause nochmal in Ruhe darüber unterhalten und gegebenenfalls nochmal 
nachfragen per E-Mail. (I 5: 36-40)  
Dies kommt besonders zum Tragen, wenn im Gespräch komplizierte Sachverhalte angespro-
chen werden. So berichtet ein Sachbearbeiter aus dem Bereich AKZESS, dass er zunächst ver-
suche, ohne Dolmetscher_in auf Englisch zu kommunizieren, aber dankbar sei, wenn ein_e 
Dolmetscher_in für Sachverhalte, die nicht einfach zu erklären seien, zur Verfügung stehe. Sol-
che Sachverhalte erkläre er der Begleitperson im Gespräch auf Deutsch, die Verdolmetschung 
erfolge allerdings erst im Nachhinein „in ihren eigenen Worten“ (I 4: 270-281). 
Während im Bereich AKZESS Deutsch und Englisch als Verkehrssprachen angeboten werden, 
klingt es im Bereich Asyl an, dass sich Klient_innen selbst um eine Verdolmetschung durch 
Freunde oder Bekannte kümmern müssen, wenn sie sich „nicht ausdrücken können auf 
Deutsch“ (I 6, Z. 34-36). Zwar versuche der Sachbearbeiter aus diesem Bereich, auf Englisch 
zu kommunizieren, was aber eher eine Notlösung als der Regelfall zu sein scheint (I 6: 37-38).  
Die Befragten reden von Dolmetscher_innen im Allgemeinen, wenn sie von Personen sprechen, 
die für die Klient_innen dolmetschen. Dabei wird nicht deutlich, ob damit professionelle Dol-
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metscher_innen gemeint sind. Vermutlich handelt es sich aber oft nicht um ausgebildete Dol-
metscher_innen, denn die Befragten berichten, dass oft Menschen aus dem Freundes-, Fami-
lien- oder Bekanntenkreis der Klient_innen dolmetschen (I 1: 141-143), sowie Personen aus 
ihrem Arbeitsumfeld oder ihr_e Rechtsanwält_in (I 2: 163-166). Letztere dolmetschen weniger, 
sondern seien eher beratend tätig und vertreten die Klient_innen rechtlich, wenn die Inhalte des 
Gesprächs schwierig oder strittig seien (I 2: 165-166; 169).  
Vor- und Nachteile der Verdolmetschung: Die Kommunikation über Dolmetscher_innen 
wird von den Sachbearbeiter_innen nicht nur positiv gesehen: Eine Kommunikation ohne Dol-
metscher_in sei „fehlerunanfälliger als eine über eine dritte Person im Stille-Post-Prinzip“ (I 4: 
288-289) und der „Informationsfluss wird einfach nicht verfälscht“ (I 4: 284), wenn eine Kom-
munikation ohne Dolmetscher_in möglich sei. Dies lässt darauf schließen, dass in den Antrags-
gesprächen vor allem Laiendolmetscher_innen dolmetschen, da professionelle Dolmet-
scher_innen diese Gespräche auch dann richtig dolmetschen können sollten, wenn die Inhalte 
komplexerer Art sind und sehr viele Informationen gebündelt vermittelt werden müssen, wie 
ein Sachbearbeiter des Bereichs AKZESS die Gesprächsinhalte beschreibt (I 4: 293-297). 
Dennoch entlastet die Verdolmetschung die Sachbearbeiter_innen auch: Das Arbeitspensum 
der Sachbearbeiter_innen sei sehr hoch, was u. a. daran liegt, dass zu wenig Personal vorhanden 
sei, um die hohe Anzahl an Klient_innen bewältigen zu können (I 4: 435-442) (siehe auch Kap. 
6.5.1). Die Anwesenheit von Dolmetscher_innen wird dabei als positiv bewertet, da die Ge-
spräche kürzer dauern, weil die Kommunikation einfacher sei (I 4: 446-447). Das führt dazu, 
dass Sachbearbeiter_innen weniger überlastet seien und weniger Überstunden machen müssen 
(I 4: 438-447). Die Verdolmetschung komme also nicht nur den Antragsteller_innen zugute, 
sondern erleichtere auch die Arbeit der Sachbearbeiter_innen (I 4: 434-435). Eine Befragte 
merkt außerdem an, dass die Informationsübermittlung mit Dolmetscher_in besser sei als die 
Kommunikation über eine gemeinsame Verkehrssprache, die nicht die Muttersprache der Kli-
ent_innen ist, da sonst möglicherweise Informationen verloren gingen (vgl. I 3: 219-223). 
In den Interviews entstand der Eindruck, dass sich die Befragten über die Personen, die dolmet-
schen, wenig Gedanken machen. Es wird nicht erwähnt, dass es Unterschiede in der Qualität 
der Verdolmetschung gebe und sich dies darauf auswirke, wie gut sich die Gesprächsteilneh-
menden verständigen können. Eine Differenzierung nach professionellen und Laiendolmet-
scher_innen erfolgt nicht, zumal anhand der Interviews vermutet wird, dass allenfalls semipro-
fessionelle Sprachmittler_innen zum Einsatz kommen.   
6.5 Arbeitsvoraussetzungen und Selbstwahrnehmung der Sachbe-
arbeiter_innen in der Leipziger Ausländerbehörde  
6.5.1 Arbeitsbelastung und Zeitdruck der Sachbearbeiter_innen  
Um die Kommunikation zwischen Sachbearbeiter_innen und ihren Klient_innen im Kontext 
der Ausländerbehörde zu verstehen, ist es wichtig, zu betrachten, welcher Arbeitsbelastung die 
befragten Sachbearbeiter_innen ausgesetzt sind. Fast alle Sachbearbeiter_innen sprachen über 
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ein hohes Arbeitspensum, das bisweilen nicht zu bewältigen ist. Für die große Arbeitsbelastung 
werden verschiedene Gründe genannt, die oft zusammenspielen: 
Ein Grund für ein hohes Arbeitspensum ist die hohe Anzahl an Klient_innen, die zur Auslän-
derbehörde kommen. Ein Sachbearbeiter berichtet, sie hätten „immens viele Fälle gleichzeitig“ 
(I 4: 241-242). Dies führe dazu, dass die anberaumte Bearbeitungszeit für die Ausstellung eines 
Aufenthaltstitels (im AKZESS-Bereich beträgt sie vier Wochen) nicht immer eingehalten wer-
den kann: „Die Anzahl der Antragsteller ist sehr hoch, sodass es zunehmend schwierig wird, 
die Anträge innerhalb der vorgegebenen Zeit abschließend zu bearbeiten“ (I 1: 166-168). Sel-
tener kommt es durch die hohe Zahl an Antragsteller_innen auch dazu, dass Sachbearbeiter_in-
nen Anträge aus dem Auge verlieren, da sie sehr viele Anträge gleichzeitig bearbeiten müssen 
(vgl. I 1: 288-290).  
Eine weitere Herausforderung sei, dass Stellen nicht immer gleich nachbesetzt werden und Per-
sonal fehle. Drei Sachbearbeiter_innen aus dem AKZESS-Bereich berichten von einer über 
Monate nicht besetzten Stelle in ihrem Bereich, was dazu führe, dass die „Arbeitsbelastung 
extrem ist“ (I 3: 162).29 Infolgedessen bleibe weniger Zeit für die einzelnen Antragsteller_innen 
angesichts der vielen Fälle, die durch wenige Sachbearbeiter_innen abgedeckt werden müssen. 
Fehlendes Personal scheint allerdings nicht nur punktuell ein Problem zu sein, sondern stelle 
dauerhaft eine Herausforderung dar. Ein Sachbearbeiter führt aus:  
Sie kennen ja aus den Medien die ganzen Zahlen, die immer benannt werden, dass man dann immer 
die Ausländerbehörde damit in Verbindung bringt. Und es ist auch überwiegend so, dass diese Fall-
zahl einfach aufgrund der Personaldichte innerhalb der Ausländerbehörde so nicht bewältigt werden 
kann. (I 4: 435-438)  
Besonders im Jahr 2015 sei die Arbeitsbelastung angestiegen angesichts vieler Menschen, die 
nach Deutschland flüchteten. Zwei der befragten Sachbearbeiter_innen berichteten von der 
Zeit, als ein Team neu gebildet wurde, was für Geflüchtete verantwortlich war: Es sei „extrem 
viel zu tun“ (I 3: 172) gewesen und die Arbeit wurde als „Akkordarbeit“ (I 3: 172) beschrieben, 
da sehr viele Geflüchtete nach Leipzig und somit auch in die Ausländerbehörde Leipzig kamen 
(vgl. I 2: 207-208). Dies habe langfristig zu einer Zunahme des Arbeitspensums geführt, da 
damals nach Leipzig geflüchtete Menschen dauerhaft betreut werden und Aufenthaltserlaub-
nisse nach Bedarf verlängert werden müssen (vgl. I 2:227-233). Obwohl die Ausländerbehörde 
wachse, also mehr Stellen geschaffen werden, werden die Aufgaben und damit die Arbeitsbe-
lastung für die einzelnen Sachbearbeiter_innen nicht weniger (vgl. I 2: 222-224).  
Laut einem Sachbearbeiter werde für auftretende Probleme zu langsam nach Lösungen gesucht 
und die Ausländerbehörde reagiere nicht vorausschauend, sondern erst sehr spät auf gesell-
schaftliche Entwicklungen. Das führe dazu, dass die Mitarbeitenden in dem Zeitraum, in dem 
auf den bereits bestehenden erhöhten Arbeitsaufwand reagiert werde und nach einer Lösung 
gesucht werde, sehr viel arbeiten müssen: „[A]ber dann, ja, haben wir auch schon viele Monate 
zu viel gearbeitet und es ist einiges liegengeblieben“ (I 5: 413-414). So sei auch in der Zeit, in 
der mehr Geflüchtete nach Deutschland gekommen seien, zu spät reagiert worden, Stellen seien 
                                                     
29 Zur Zeit der Befragung fanden gerade Bewerbungsgespräche statt, um die Stelle neu zu besetzen.  
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erst zeitversetzt ausgeschrieben und Personal verspätet eingestellt worden. Er resümiert: „[D]as 
dauert dann immer in der öffentlichen Verwaltung. Und es ist immer sehr frustrierend“ (I 5: 
423-425). Die Verantwortung, das erhöhte Arbeitsaufkommen aufzufangen, wird also auf die 
Sachbearbeiter_innen übertragen, wodurch Frust entsteht und verschiedene Aufgaben aufge-
schoben werden, weil dafür zunächst keine Zeit ist.  
Zeitaufwändig sei außerdem, wenn Klient_innen nicht richtig vorbereitet zu Terminen kom-
men. Dann können durch fehlende Dokumente Entscheidungen nicht gleich getroffen werden 
und die Dokumente müssen erneut angefordert werden. Die Sachverhalte müssen mehrmals 
aufgerollt werden, wodurch sich die Sachbearbeiter_innen immer wieder neu in den Fall hin-
eindenken müssen (vgl. I 2: 260-263). Zudem werden die Sachbearbeiter_innen auch in andere 
Bereiche der Ausländerbehörde abberufen, müssen also mehr als nur ihren eigenen Aufgaben- 
und Verantwortungsbereich abdecken:  
Weil es ist ja nicht nur, was wir hier machen, sondern wir müssen dann mal aushelfen in der Ausgabe, 
wo die die Aufenthaltskarten aushändigen, oder hier die Serviceeinsätze. Dann gibt es Teamspringer, 
wo jemand an den Sprechtagen eine ganze Woche lang keine Termine hat, um die unangemeldeten 
Vorsprachen abzufangen. (I 1: 181-185) 
Das bedeutet, dass sich die Sachbearbeiter_innen nicht nur auf ihre eigenen Fälle konzentrieren 
können, sondern auch für andere Bereiche mitverantwortlich sind. Angesichts der Tatsache, 
dass mehrere Sachbearbeiter_innen davon berichteten, dass sie zu viele Fälle auf einmal be-
treuen müssen, kommt die Abberufung in andere Bereiche noch zu einem bereits sehr hohen 
Arbeitspensum hinzu.  
Die für die Antrags- und Beratungsgespräche anberaumte Zeit (i. d. R. 30 Minuten pro Ge-
spräch) reiche laut mehrerer Sachbearbeiter_innen nicht aus, um alle Informationen zu vermit-
teln und Rückfragen der Klient_innen zufriedenstellend zu beantworten (vgl. I 5: 353-358; I 4: 
243-250). Ein Befragter wünscht sich hier weitaus mehr Zeit, um das, was er den Klient_innen 
vermittele, auch umfassend erklären zu können, sodass sie informiert aus dem Gespräch her-
ausgehen. Es ist für ihn unbefriedigend, die angerissenen Themen nicht erklären zu können, 
damit die Klient_innen das Vorgehen verstehen, zum Beispiel zum Erfassen und Speichern von 
Fingerabdrücken (vgl. I 5: 361-372; 376-381). Reicht die Zeit dafür nicht aus, so gebe er zu 
verschiedenen Themen Hinweisblätter aus, die allerdings alle auf Deutsch gehalten seien, oder 
verweise auf Internetseiten von Botschaften, vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
oder von anderen Ausländerbehörden, die weiterführende Informationen aufführen (vgl. I 5: 
387-392). Ein Befragter erklärt, die Zeit reiche bei positiv verlaufenden Gesprächen aus, bei 
negativen Entscheidungen müsse jedoch mehr Zeit eingeplant werden:  
Aber wie gesagt, wir stehen ja so unter Zeitdruck, die Fälle halt auch in einer gewissen Zeit abzuar-
beiten, dass man das immer nur bedingt so führen kann. Ich meine, klar, wenn es positive Entschei-
dungen sind, ist man relativ schnell fertig mit dem Gespräch. Aber wenn es halt um negative Ent-
scheidungen geht mit eventuellen Lösungsansätzen, was man noch machen könnte, ist halt auch ein 
gewisses Diskussionspotential da. (I 4: 243-250) 
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Wenn nicht alles in einem Gespräch geklärt werden könne, gebe es die Möglichkeit, die Infor-
mationen noch per E-Mail, in einem Telefonat oder in einem weiteren Termin zu vermitteln 
(I 4: 202-205).  
Mit der hohen Arbeitsbelastung geht einher, dass die Sachbearbeiter_innen zum Teil ihrem ei-
genen Anspruch nicht gerecht werden können. Das führt zu Frustration: „Und man möchte seine 
Arbeit ja auch schaffen und gut machen. Also der eigene Anspruch wird nicht erfüllt, jetzt 
persönlich von mir gesprochen“ (I 5: 429-430). Da sie in ihrer Rolle zum Teil großen Einfluss 
auf das Leben der Klient_innen nehmen können, sehen sich manche Sachbearbeiter_innen ei-
nem großen Druck ausgesetzt (I 5: 553-556). Zudem führe das hohe Arbeitsaufkommen dazu, 
dass die Sachbearbeiter_innen Überstunden machen müssen, was ein Sachbearbeiter wie folgt 
kommentiert: „[J]eder Sachbearbeiter ist auch nur ein Mensch und ist froh, wenn er in den 
Feierabend gehen kann, nach einem Tag, wo er sich den ganzen Tag den Mund fusselig geredet 
hat“ (I 4: 442-446). 
Auch die Verständigung zwischen Sachbearbeiter_innen und Klient_innen wird durch die hohe 
Arbeitsbelastung beeinflusst: Zum einen können, wie oben erwähnt, Sachverhalte nicht aus-
führlich erläutert werden bzw. es kann nicht auf alle Rückfragen eingegangen werden. Außer-
dem sehen mehrere der befragten Sachbearbeiter_innen kaum die Möglichkeit, sich in einem 
Sprachkurs oder einem Kurs zu interkulturellen Kompetenzen weiterzubilden, da ihnen dafür 
die Zeit fehle. Zwar können diese Kurse in der Arbeitszeit absolviert werden, jedoch sei die 
Arbeitsbelastung so hoch, dass es zum Teil nicht möglich sei, die vorhandene Arbeit zu schaf-
fen, wenn man an einem Fortbildungskurs teilnehme (vgl. I 1: 100-102). Obwohl sich mehrere 
der Befragten Sprach- und Weiterbildungskurse wünschen, um ihre Kenntnisse und Kompeten-
zen zu erweitern und sich besser auf die Gespräche mit ihren Klient_innen einzustellen, sei eine 
Teilnahme für sie teilweise nicht möglich, weil ihnen die Zeit dazu fehle. Ein Sachbearbeiter 
spricht sich dafür aus, dass die Teilnahme durch Entlastungen an anderer Stelle mehr gefördert 
werden solle: „Dann ist es aber wieder Arbeitszeit. Und dann bleibt meine Arbeit liegen. Ob-
wohl das für mich eigentlich dazugehört, also man müsste das so organisieren, dass man das 
auch schafft, […] also, dass es dazugehört“ (I 5: 507-510). Es entsteht der Eindruck, dass er 
sich zudem wünscht, dass Weiterbildungskurse selbstverständlicher seien und von der Leitung 
der Ausländerbehörde von vorne herein mit eingeplant werden. Dies scheint bisher nicht der 
Fall zu sein, da Weiterbildungen laut der Befragten auf freiwilliger Basis stattfinden (siehe Kap. 
6.3.4) und allenfalls gern gesehen, aber nicht unbedingt angeregt werden. Die Arbeitsbelastung 
der Mitarbeitenden werde bisher nicht zugunsten von Weiterbildungen verringert, beispiels-
weise durch Einstellung weiterer Sachbearbeiter_innen.  
In der Evaluation des Projekts AKZESS im Jahr 2013 wurde noch festgehalten, dass die Ent-
scheidungsfrist von vier Wochen „realisierbar“ sei (Sächsisches Staatsministerium des Innern 
2013:8). Dies scheint sich verändert zu haben, vermutlich aufgrund der angestiegenen Zahl von 




In den Interviews wird deutlich, in welchem Maße sich die Befragten mit der Ausländerbehörde 
Leipzig als Institution identifizieren, was Auswirkungen auf die Kommunikation mit ihren Kli-
ent_innen haben kann. Abhängig von der darunterliegenden Einstellung sind die Sachbearbei-
ter_innen mehr oder auch weniger bereit sich auf ihr Gegenüber einzustellen. Dafür wurde un-
tersucht, in welchem Kontext die Befragten von „wir“ sprechen und wer mit diesem „wir“ ge-
meint sein könnte. Da dies im Kontext nicht immer eindeutig ersichtlich ist, können hier nur 
Interpretationsansätze verfolgt, aber keine absoluten Aussagen getroffen werden. In den Inter-
views ließen sich verschiedene Identifikationen herausarbeiten, die Einblicke in das Selbstver-
ständnis der Sachbearbeiter_innen gewähren: 
Identifikation mit der Ausländerbehörde und ihren Entscheidungen: Fast alle Befragten 
identifizierten sich in gewissem Maße mit ihrem Arbeitgeber bzw. Arbeitsplatz, der Ausländer-
behörde. Sprechen sie von Entscheidungen, die innerhalb der Ausländerbehörde getroffen wur-
den, oder mit der Arbeitsweise in der Ausländerbehörde zusammenhängen, so drücken sie dies 
oft mit „wir“ aus, identifizieren sich also selbst mit der Ausländerbehörde. Hier seien einige 
Beispiele zur Verdeutlichung genannt: 
Also, ja es ist gerade auch schwierig, denke ich, gerade wenn wir irgendwas ablehnen, so die Anhö-
rungen und Bescheide, das ist halt alles auf Deutsch. (I 3: 132-133) 
Ich glaube wir haben Rahmenverträge mit SprInt, heißt glaube ich der Anbieter, und dort könnten 
wir Dolmetscher organisieren. (I 5: 229-230) 
Wir händigen eigentlich nur deutsche Anträge aus. (I 6: 610) 
Identifikation mit der Ausländerbehörde und ihrer gesellschaftlichen Rolle: Darüber hin-
aus zeigen Aussagen von zwei Befragten, dass sie sich auch mit der Rolle der Ausländerbehörde 
identifizieren und deren Stellung in der Gesellschaft und Position den Antragsteller_innen ge-
genüber für sich selbst verinnerlicht haben. Dies wird deutlich an folgenden Aussagen, die zei-
gen, dass sich die Befragten in manchen Situationen nicht als Individuen, die in der Ausländer-
behörde tätig sind, sehen, sondern sich selbst als Teil der Behörde betrachten, im Einklang mit 
deren Rolle und Zielsetzungen: 
Ich sage mal, klar sind wir eine Ordnungsbehörde und müssen hier gewisse Sachverhalte regulieren. 
(I 4: 121-122) 
Wir können ja nur, dadurch das wir eine regulierende Behörde sind, können wir halt nur auf gewisse 
Tatsachen reagieren. Wir sind jetzt nicht für den Antragsteller da, um seine Lebenslage zu lösen. 
(I 4: 193-194) 
Wir verwalten ja / oder ich bezeichne es so, dass wir die Leute im Asylverfahren verwalten und dann 
halt auch noch nach dem Asylverfahren, wenn die Leute vollziehbar ausreisepflichtig sind.  
(I 6: 40-42) 
Und der andere Weg ist halt, dass das Asylverfahren für die Ausländer negativ ausgeht, sprich sie 
sind vollziehbar ausreisepflichtig und dann sind wir als untere Ausländerbehörde daran beteiligt, 
Duldungsgründe zu prüfen und halt dafür zu sorgen / ja, das klingt jetzt ein bisschen fies oder ein 
bisschen komisch vielleicht, aber halt dafür zu sorgen, dass die halt ausreisen und da größtenteils 
werden sie nicht mitarbeiten, dass sie freiwillig ausreisen und dann müssen sie abgeschoben werden. 
(I 6: 53-59) 
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An den Zitaten wird deutlich, dass sich der Sachbearbeiter, der eine leitende Position innehat 
(I 4), mit der Ausländerbehörde als Ordnungsbehörde identifiziert und damit auch begründet, 
dass das Handlungsfeld der einzelnen Sachbearbeiter_innen beschränkt sei, da die Behörde ih-
ren Aufgaben nachkomme, darüber hinaus aber keine Leistungen für die Antragsteller_innen 
biete. Er identifiziert sie damit eindeutig als Eingriffsbehörde und grenzt sie von Leistungsbe-
hörden ab. Der befragte Sachbearbeiter aus dem Bereich Asyl (I 6) nimmt in seiner Arbeit eben-
falls die Rolle der Ausländerbehörde ein, die in diesem Bereich eine andere ist. Es entsteht der 
Eindruck, dass die Identifikation mit der Ausländerbehörde in diesem Bereich stärker ist, weil 
sie im Bereich Asyl auch ablehnende Funktionen einnimmt und Antragsteller_innen als voll-
ziehbar ausreisepflichtig einstuft, was emotional sicherlich auch für einzelne Sachbearbei-
ter_innen schwierig ist und eine Rechtfertigung als Vertreter_innen der Behörde benötigt. We-
niger wird die Zusammenarbeit zwischen Klient_innen und Ausländerbehörde betont; stattdes-
sen rückt in den Mittelpunkt, welche Rolle die Ausländerbehörde in der deutschen Migrations-
politik einnimmt. 
Identifikation mit der eigenen Abteilung innerhalb der Ausländerbehörde: Darüber hinaus 
identifizieren sich vier der befragten Sachbearbeiter_innen (I 2, I 3, I 4, I 5) mit ihrer eigenen 
Abteilung. Dies wird vor allem durch Aussagen der Mitarbeitenden im AKZESS-Bereich deut-
lich. Eine Identifikation erfolgt hier wahrscheinlich auch vor dem Hintergrund, dass der AK-
ZESS-Bereich eine Sonderstellung in der Ausländerbehörde einnimmt und sich deshalb in ei-
nigen Aussagen von anderen Bereichen abgrenzt, zum Beispiel wenn die Sachbearbeiter_innen 
darauf eingehen, dass im AKZESS-Bereich grundsätzlich eine Kommunikation auf Englisch 
möglich sein sollte, wie im folgenden Zitat ersichtlich: „Also hier im AKZESS-Bereich spre-
chen wir halt dann Englisch“ (I 3: 19). 
Identifikation mit dem Kollegium in der Ausländerbehörde: Einige Aussagen lassen ver-
muten, dass sich die Sachbearbeiter_innen, wenn sie von „wir“ sprechen, auf das gesamte Kol-
legium in der Ausländerbehörde beziehen. Nicht immer ist ersichtlich, ob es nur um die eigene 
Abteilung oder um die Mitarbeitenden der Ausländerbehörde generell geht: 
Also, ja, wir helfen uns natürlich untereinander. (I 3: 115-116) 
Wir haben schon im Alltagsgeschäft sehr viel zu tun, in der Verwaltung, das ist alles auf Deutsch. 
(I 5: 139-140) 
Oder wenn wir zumindest Englisch zum Beispiel lernen können. Ich meine, wenn wir Englisch viel-
leicht verbessern, das würde ich als praktisch sehen für meine Arbeit. (I 5: 592-594) 
Beschreibung von eigenen Entscheidungen und Ansichten auf der Wir-Ebene: Teilweise 
wird auch von „wir“ gesprochen, wenn vermutlich eher individuelle Sichtweisen, Handlungen 
und Entscheidungen gemeint sind, es wird also „wir“ statt „ich“ verwendet. Ähnliches gilt für 
das Pronomen „man“, was häufiger zur Distanzierung von individuellen Handlungen verwen-
det wird, um die eigene Handlung zu normalisieren, zu zeigen, dass es vielen Menschen so geht 
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wie einem selbst.30 In dem Satz „Solche Situationen hat man oft. Da muss man sich nicht weit 
zurück erinnern“ (I 4: 152) wird deutlich, dass der Befragte eigentlich über sich selbst spricht, 
aber zur Verallgemeinerung und Normalisierung die unpersönliche Form „man“ verwendet. 
Ähnlich funktioniert dies auch mit dem Pronomen „wir“:  
Beziehungsweise ist es dann wieder besser, wenn es um wichtige Sachen geht, dass wir wissen, wir 
haben es auf Deutsch korrekt gesagt und der Dolmetscher hat es korrekt übersetzt. (I 5: 252-254) 
Wir im Bezug auf Gesprächsteilnehmende: Wenn von „wir“ gesprochen wird, ist allerdings 
nicht in jedem Fall die Ausländerbehörde oder das Kollegium gemeint. In zwei Interviews be-
zeichnet das „wir“ die verschiedenen Gesprächsteilnehmenden eines Antragsgesprächs, also 
Sachbearbeiter_innen und Klient_innen gleichermaßen. Betont wird hier die Zusammenarbeit 
beider Gesprächsteilnehmenden, in dem „wir“ zeigt sich, dass sie an einem Strang ziehen, ein 
gleiches Ziel verfolgen, nämlich mit der Erteilung eines Aufenthaltstitels eine gute Lösung für 
die Klient_innen zu finden.  
Natürlich ist es wichtig, dass wir / dass wir einander verstehen dann und dass letztendlich derjenige 
gut informiert aus dem Gespräch dann rausgeht. (I 3: 199-200) 
Wir versus die anderen: Das „Wir“ dient jedoch nicht nur zur Verdeutlichung einer Gemein-
samkeit, eines gemeinsamen Ziels, sondern auch zur Abgrenzung der Sachbearbeiter_innen von 
ihren Klient_innen. Dies wird in zahlreichen Äußerungen in den Interviews deutlich:  
Und sie lassen sich ja einfach nicht abschütteln und haben einfach mal eine Anspruchshaltung an den 
Tag gelegt, wo wir sagen: ‚Hey, Sie wollen etwas von uns. Und Sie müssen das bringen, was wir 
brauchen für die Akte. Und wenn Sie das nicht tun, dann kriegen Sie es nicht.‘ (I 1: 266-267)  
Hier wird die Rollenverteilung sichtbar, die in manchen Gesprächen vorherrscht: Während die 
Klient_innen als Bittstellerinnen kommen, sind Sachbearbeiter_innen in einer Machtposition, 
ihren Klient_innen eine positive Entscheidung über den Aufenthaltstitel zu gewähren oder 
nicht. Beide Gesprächsparteien kommen mit unterschiedlichen Erwartungen in das Gespräch, 
verfolgen unterschiedliche Ziele:  
Ja im Grunde geht es ja darum: Wir als Ausländerbehörde wollen etwas und der Ausländer will ja 
auch irgendwas und muss was tun. Und dass man keinen Bock hat, jedes halbe Jahr oder halt in 
kürzeren Intervallen aufs Amt zu gehen und zu warten, ist ja ganz klar. (I 6: 512-515)  
Aus den unterschiedlichen Zielen ergeben sich verschiedene Handlungsmöglichkeiten: Beide 
Gesprächsteilnehmenden ziehen an einem Strang, um ein Ziel zu erreichen, nämlich den Ab-
schluss des Falls mit der Erteilung eines Aufenthaltstitels. Mit dieser Lösung kann die Kon-
zentration der Sachbearbeiter_innen auf andere Fälle gelenkt werden und für die Klient_innen 
ein Aufenthaltstitel erteilt werden. Dies kann für die Klient_innen weitreichende Folgen für ihr 
                                                     
30 Analog wird im Englischen das Pronomen „you“ zur Verallgemeinerung verwendet. Eine von Wissenschaft-
lerinnen des Department of Psychology der University of Michigan durchgeführte Studie zeigt, dass dieses Pro-
nomen zur „Normalisierung“ eigener Erfahrungen verwendet wird: „[The study shows that] generic-you is used 
to express norms in both ordinary and emotional contexts and that producing generic-you when reflecting on neg-
ative experiences allows people to ‚normalize‘ their experience by extending it beyond the self. In this way, a 
simple linguistic device serves a powerful meaning-making function.“ (Orvell/Kross/Gelman 2017) 
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Leben in Leipzig und in Deutschland sowie für ihre Lebensplanung haben. Ein anderer Aus-
gang des Gesprächs wäre, dass die Kommunikation nicht zustande kommt und die Ziele beider 
Kommunikationsteilnehmender nicht erreicht werden können.  
Ein Befragter bezieht Stellung für die Ausländerbehörde und redet von einer Verantwortung 
beider Gesprächsteilnehmenden, indem er erklärt, dass die Ausländerbehörde medial negativ 
dargestellt werde: 
Ich finde halt gerade beim Asyl gibt es halt vielleicht medial und in der Politik den Aspekt: der gute 
Ausländer, der vor einer Gefahr flüchtet und halt die böse Ausländerbehörde, die den jetzt weggän-
geln will, um das mal ein bisschen polemisch auszudrücken. Wir sind halt alle für unser Verhalten 
verantwortlich […]. (I 6: 454-458) 
Deutlich wird, dass die Abgrenzung der Sachbearbeiter_innen von ihren Klient_innen verin-
nerlicht ist. Besonders Interviewperson 6, die im Bereich Asyl tätig ist, versucht, die Rolle der 
Ausländerbehörde zu erklären und spricht sich dafür aus, dass Menschen ohne deutsche Staats-
angehörigkeit bei Konflikten „nicht nur mit Samthandschuhen angefasst werden“ (I 6: 449). 
Die Gesetzeslage, dass Menschen aus Drittstaaten sich nur unter bestimmten Bedingungen in 
Deutschland aufhalten dürfen, nimmt sie hin und scheint sie nicht zu hinterfragen: 
Aber die Person, die ist immer noch im Asylverfahren. Und da gelten halt andere Regeln. Ich meine, 
wir als Europäer sind die Freizügigkeit im europäischen Ausland gewöhnt oder dass wir auch als 
Europäer visafrei in Staaten einreisen können und uns halt fortbewegen können. Aber das gilt halt 
nicht für alle. Ich meine, das muss halt nicht für andere Staaten gelten. (I 6: 419-423)  
Sie macht sich sehr viele Gedanken zu Möglichkeiten und Grenzen der Asylpolitik und zur 
Situation von Geflüchteten und nimmt dabei die Position der Ausländerbehörde ein. Dennoch 
setzt sie sich aber zumindest mit dem Verhalten ihrer Kolleg_innen kritisch auseinander, die 
Geflüchteten gegenüber manchmal negativ eingestellt sind . Hier wird deutlich, dass eine Posi-
tionierung und eine Suche nach der eigenen Rolle im Kontext der Ausländerbehörde und der 
Ausländergesetzgebung im Bereich Asyl weitaus komplexer ist als in den anderen Bereichen 
der Ausländerbehörde. Gerade in diesem Bereich bestätigt sich, was bereits Riehle/Zeng 
(1998:47) feststellten: dass die Mitarbeiter_innen der Ausländerbehörde im Zentrum des ge-
sellschaftlichen Streits um die Ausländerbehörde stehen und sich damit als „Prellbock“ zwi-
schen Politik und öffentlicher Meinung sehen. Die anderen Bereiche der Leipziger Ausländer-
behörde, insbesondere der Bereich AKZESS, dessen Sachbearbeiter_innen hier viel zu Wort 
kamen, sprechen nicht davon, dass sie sich in der Kritik sehen. Dies hängt sicherlich damit 
zusammen, dass die Gesetzgebung für Erwerbsmigrant_innen – insbesondere für hochqualifi-
zierte Fachkräfte – ein Sachbearbeiter spricht hier von einer „besonderen Klientel“ (I 4: 472) – 
weitaus wohlwollender ist als Geflüchteten gegenüber und dass das Thema Asyl medial mehr 
Aufmerksamkeit erhält. Zudem wurde sichtbar, dass der Bereich AKZESS serviceorientierter 
agiert, während die Klient_innen des Bereichs Asyl als Bittsteller_innen erscheinen.  
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6.6 Wünsche und Zukunftsperspektiven der Sachbearbeiter_innen 
6.6.1 Vorstellungen eines guten Beratungsgesprächs 
Die Aussagen der Befragten darüber, wie ein gutes Beratungsgespräch aussehen könnte, lassen 
sich in Sachebene und zwischenmenschliche Ebene einteilen.  
Auf sachlicher Ebene wünscht sich eine Befragte, dass der Sachverhalt verständlich gemacht 
werden könne (I 1: 68-69), erläutert werden könne, was die Klient_innen wissen müssen und 
darüber hinaus auch die nächsten Schritte für zukünftige Anträge geklärt werden können (I 1: 
72-73). Auch in einem anderen Interview wird dies deutlich: „Natürlich ist es wichtig, dass wir 
[…] einander verstehen dann und dass letztendlich derjenige gut informiert aus dem Gespräch 
dann rausgeht“ (I 3: 199-200). Dies sei jedoch nicht in allen Fällen umsetzbar, merkt ein Be-
fragter an: Er wünscht sich, dass er alle Schritte und Prozesse eines Antrags genau erklären 
kann, damit Klient_innen umfassend informiert werden, beispielsweise über datenschutzrecht-
liche Bestimmungen, und keine Einverständniserklärungen unterschreiben, die sie nicht verste-
hen. Im Gespräch wird allerdings deutlich, dass dies in der für das Gespräch anberaumten Zeit 
nicht möglich sei (vgl. I 5: 367-372). Auch in einem weiteren Gespräch wird der Wunsch nach 
genug Zeit deutlich, um alle Fragen ohne Zeitdruck beantworten zu können (I 2: 185-188).  
Zudem sei es wichtig, Klient_innen bei Problemen immer eine Lösung aufzuzeigen (I 4: 243-
245) und gegebenenfalls, sofern ein Sachverhalt nicht in einem Gespräch geklärt werden könne, 
anzubieten, dass sie sich im Nachhinein noch einmal per E-Mail mit Fragen an die Sachbear-
beiter_innen wenden können und so zu zeigen, dass „jetzt nicht die Kommunikation jetzt hier 
beendet ist, sondern dass die auch auf anderem Wege weitergeführt werden kann“ (I 4: 248-
259). Hier zeigt sich, dass das Beratungs- bzw. Antragsgespräch nicht für sich allein steht, son-
dern in einen Antragsprozess eingebettet ist, der neben der direkten mündlichen Kommunika-
tion auch weitere Nachfragen per E-Mail oder gegebenenfalls auch weitere Gespräche zur Klä-
rung des Sachverhalts beinhalten kann (vgl. I 4: 337-340).  
Ein gutes Beratungsgespräch ist für einige Befragte neben der korrekten und vollständigen Ver-
mittlung von Sachverhalten auch mit einer guten zwischenmenschlichen Verständigung und 
einer angenehmen Gesprächsatmosphäre verbunden: So sei es wichtig, dass Klient_innen un-
abhängig vom Ausgang des Gesprächs mit einem guten Gefühl herausgehen und gut aufgeklärt 
werden (I 4: 262-265). Außerdem werde ein „nette[r] soziale[r] Umgang“ (I 1: 71) angestrebt 
und eine Art des Gesprächs, wo die Sachbearbeiter_innen auf ihr Gegenüber eingehen, Blick-
kontakt wahren und reagieren können, wenn sie anhand der Mimik und Gestik ablesen können, 
dass ihre Klient_innen etwas nicht verstanden haben (I 3: 188-192). Einem Befragten sei es 
wichtig, einer Person, die einen Antrag stellt, in dem Gespräch zu vermitteln, dass er voll und 
ganz auf sie eingehe und sich in diesem Moment ganz auf ihren Fall konzentriere; er möchte 
sie nicht spüren lassen, dass er sehr viele Fälle zu bearbeiten habe (I 4: 240-243). Ein Befragter 
hat an sich selbst die Erwartung, „dass man halt menschlich korrekt geht. Dass man halt die 
Menschen so behandelt, wie man selbst behandelt werden will“ (I 6: 518-519). Im Gegenzug 
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wünscht er sich von seinen Klient_innen Verständnis dafür, dass er an viele gesetzliche Ver-
fahrensweisen und Regeln gebunden ist und in seinen Entscheidungen nur einen bedingten 
Spielraum hat (I 6: 515-518). 
6.6.2 Wünsche der Sachbearbeiter_innen zur Erleichterung ihrer Arbeit 
Die Frage nach den Wünschen zur Erleichterung der Arbeit wurde in den verschiedenen Inter-
views unterschiedlich gestellt. Deshalb finden sich in den Antworten sowohl Vorschläge zur 
Erleichterung der Arbeit insgesamt als auch in sprachlicher Hinsicht. Für die Auswertung wur-
den beide Fragemöglichkeiten gleichermaßen behandelt und die Antworten beider Fragetypen 
gemeinsam ausgewertet.  
In den Interviews zeigt sich, dass sich die Befragten eine geringere Arbeitsbelastung wünschen. 
Dies wird deutlich an dem Wunsch nach einer logistischen Erleichterung (Eine Befragte sagte, 
dass die Aktenhaltung kompliziert sei und sie deshalb große Wege im Gebäude der Ausländer-
behörde zurückzulegen habe (I 1: 208-217)) und dem Wunsch danach, dass mehr Sachbearbei-
ter_innen eingestellt werden, damit die zu bearbeitenden Fälle auf mehr Personal aufgeteilt 
werden können (vgl. I 2: 237-239). Zur Zeit der Interviews sei eine Stelle im Bereich AKZESS 
nicht besetzt gewesen, was mit einer erhöhten Arbeitsbelastung der dort tätigen Sachbearbei-
ter_innen einhergehe (vgl. I 4: 245-249). Ein Befragter merkt allgemein an, dass er sich mehr 
Zeit für die zu bearbeitenden Fälle wünsche (vgl. I 5: 439). 
Zudem wird der Wunsch geäußert, dass in den Gesprächen immer ein_e Dolmetscher_in an-
wesend sei, da die Gesprächsinhalte so besser transportiert werden können und die Sachbear-
beiter_innen sichergehen können, dass das Gesagte verstanden werde (vgl. I 3: 219-223 und 
Kap. 6.4.2 Verdolmetschung) Ein Sachbearbeiter äußert allerdings genau das Gegenteil und 
meinte, permanente Dolmetscher_innen seien nur in Bereichen notwendig, in denen arabische 
Klient_innen kommen (vgl. I 4: 425-431). 
Zudem wird die Bereitstellung von finanziellen Mitteln als eine Entlastung gesehen: So könnten 
technische Neuerungen geschaffen werden, die die Arbeit erleichtern. Diese digitale Weiter-
entwicklung koste aber auch Zeit: Der Sachbearbeiter in leitender Position im AKZESS-Be-
reich merkt an, dass er neben der täglichen Arbeit solche Weiterentwicklungen kaum vorantrei-
ben könne, obwohl sie langfristig zur Entlastung beitragen würden (vgl. I 4: 387-396).  
Auch andere Erleichterungen sind ohne zusätzliche finanzielle Mittel nicht umsetzbar. So 
wünscht sich eine Befragte, dass Broschüren mit Grundbegriffen des Ausländerrechts auf ver-
schiedenen Sprachen entwickelt werden, damit diese Informationen für Klient_innen verschie-
dener Muttersprachen zugänglich gemacht werden können und als Kommunikationsgrundlage 
für das Antragsgespräch dienen (vgl. I 1: 233-241). 
Ein Befragter wünscht sich, dass seine Klient_innen besser Deutsch lernen und die Kommuni-
kation deshalb reibungsärmer ablaufe (I 6: 591-592). Gleichzeitig merkt er aber auch an, dass 
die Kommunikation dadurch erleichtert werden könnte, dass die Sachbearbeiter_innen ihre 
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Englischkenntnisse verbessern (I 6: 592-594). Hier scheint der Wunsch nach einer gemeinsa-
men Verkehrssprache laut zu werden, damit andere Strategien obsolet werden und eine Kom-
munikation in lediglich einer Sprache erfolgen kann.  
6.6.3 Wünsche der Sachbearbeiter_innen an Klient_innen  
Die Befragten äußerten verschiedene Wünsche für die Kommunikation mit ihren Klient_innen. 
Die Wünsche beziehen sich auf verschiedene Etappen in der Antragstellung, also auf die Ge-
spräche mit den Klient_innen selbst, aber auch auf die Vorbereitung der Klient_innen auf die-
sen Termin und auf Nachfragen im Nachhinein sowie auf die Beziehung zu den Klient_innen 
im Allgemeinen.  
Ein Befragter wünscht von Klient_innen eine Vorbereitung auf das Antragsgespräch: Er emp-
fiehlt ihnen, sich auf den Internetseiten der Ausländerbehörde zu informieren. Daraus erhofft 
er sich, dass sie nicht „mit einer rosaroten Brille“ (I 4: 450-451) in das Gespräch gehen, sondern 
mit realistischen Vorstellungen zu ihrem Antrag. Als weitere Möglichkeit, sich vorab zu infor-
mieren, schlägt er vor, eine Anfrage per E-Mail zu senden. Werden die E-Mails nicht richtig 
gelesen, die den Antragsteller_innen vor den Antragsgesprächen geschickt werden, komme es 
dazu, dass Dokumente nicht vollständig eingereicht werden, wie eine Befragte beschreibt: 
[M]an vergibt einen Termin, man schreibt alle Unterlagen auf, dann fehlen halt manchmal Unterla-
gen, was hätte vermieden werden können, wenn manche das vielleicht ein bisschen besser durchge-
lesen hätten. Es ist halt doch schon oftmals so, dass die Leute dann nicht richtig lesen, dann fehlt halt 
was und man fordert es wieder ab. (I 2: 258-262) 
Dies führe dazu, dass der Fall mehrmals wieder bearbeitet werden müsse, statt ihn bei einem 
Gespräch abzuschließen, was aufwändig sei und länger dauere, womit sich auch die Ausstel-
lung eines Aufenthaltstitels für die Antragsteller_innen verzögere (I 2: 262-263). Dies bestätigt 
auch eine weitere Befragte:  
[F]ür uns ist es ja auch immer umständlich, das dann alles später nochmal wieder aufzurollen, weil 
es ist dann / da ist man dann halt einmal so drin in dem Fall, da wäre es dann schön, wenn man dann 
alles gleich klärt. (I 3: 263-265)  
Eine Befragte wünscht sich darüber hinaus, dass sich die Klient_innen selbstständig und unauf-
gefordert darum kümmern, die von ihr gesendeten E-Mails zu verstehen (I 1: 306-308). Die 
schriftliche Kommunikation kann auf beiden Seiten schwierig sein: So kommt es auch zu Miss-
verständnissen, wenn Antragsteller_innen E-Mails an Sachbearbeiter_innen schicken: Sie sind 
zum Teil sehr unverständlich formuliert (vgl. I 3: 268-271), wahrscheinlich aufgrund der gerin-
gen Deutschkenntnisse einiger Klient_innen und weil nicht allen Antragsteller_innen Personen 
zur Verfügung stehen, die von ihrer Muttersprache ins Deutsche übersetzen können. Zur Lö-
sung der Situation müssen Rückfragen gestellt werden. Wenn Klient_innen alle Dokumente 
bereits im Erstgespräch mitbrächten und sich auch auf Nachfragen innerhalb des Gesprächs 
vorbereiteten, könnten solche Situationen vermieden werden. 
Für das Antragsgespräch selbst wünscht sich eine Befragte, dass ihre Klient_innen „direkt je-
manden mitbringen“, der für sie dolmetscht, wenn sie weder Deutsch noch Englisch sprechen 
(I 3: 259-260).  
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Ein Wunsch eines Befragten ist es, dass Klient_innen, die etwas im Gespräch nicht verstehen, 
immer nachfragen, auch wenn dies mehrmals vorkomme: 
Und das auch einfordern, auch wenn man merkt, derjenige hat eigentlich keine Zeit, weil schon der 
nächste in der Tür steht oder er wird jetzt leicht genervt, weil er das jetzt das vierte Mal erklärt. Aber 
es ist ja das Recht des Antragstellers, es einzufordern und dann muss ich es eben fünfmal erklären. 
(I 5: 518-521) 
Dies gestaltet sich unter den genannten Umständen jedoch vermutlich als schwierig angesichts 
der festgelegten Dauer des Antragsgesprächs und wenn Sachbearbeiter_innen sichtlich genervt 
von Nachfragen sind. Dennoch ist hier der Wunsch zu sehen, dass den Klient_innen alle Infor-
mationen richtig übermittelt werden und die Kommunikation gelingt, wofür Nachfragen essen-
ziell sind.  
Eine Befragte sprach sich außerhalb der Termine für „[w]eniger Sachstandsnachfrage“ (I 1: 
285) aus. Offenbar fragen ihre Klient_innen immer wieder nach, wie weit ihr Antrag fortge-
schritten sei, sie sagt dazu:  
Ja, alle Anträge werden abschließend bearbeitet. Nach bestem Wissen und Gewissen. Also gut, 
manchmal verliert man etwas aus dem Auge und es bleibt dann eben ein bisschen länger liegen. Aber 
bei der Menge ist das ja auch nicht verwunderlich, aber es nicht so, dass wir die Leute einfach hängen 
lassen. Und wir suchen ja auch nach Lösungen und versuchen, da entgegenzukommen. (I 1: 287-
292) 
Dabei wird deutlich, dass sie sich darüber hinaus Verständnis der Klient_innen für ihre Arbeits-
weise und für die Arbeitsprozesse in der Ausländerbehörde wünscht sowie Vertrauen, dass sie 
die ihr anvertrauten Fälle richtig und vollständig bearbeitet. Sie findet es hinderlich für ihre 
Arbeit, wenn dies immer wieder in Frage gestellt werde. Hier ist jedoch zu beachten, dass die 
Beantragung eines Aufenthaltstitels für Klient_innen eine wichtige Voraussetzung dafür dar-
stellt, dass sie in Deutschland leben und arbeiten dürfen, sie sind also sehr viel stärker vom 
Ausgang der Kommunikation betroffen als die Sachbearbeiter_innen (vgl. Becker-Mrotzek 
2001:1509). 
Auch fernab der Sachebene gibt es Wünsche im zwischenmenschlichen Bereich: Ein Befragter 
wünscht sich ein angenehmes zwischenmenschliches Verhalten der Klient_innen, ohne dass sie 
jedoch „unterwürfig gegenüber den deutschen Behörden sein sollen“ (I 6: 243-244). Genauer 
beschreibt er seinen Wunsch, indem er sagt, er wolle „nicht für dumm verkauft“ (I 6: 554) wer-
den. Offenbar hat er schlechte Erfahrungen gemacht und wurde in der Vergangenheit von Kli-
ent_innen nicht immer ernst genommen. Im Gespräch wird deutlich, dass er sich ein ehrliches 
Gespräch auf Augenhöhe wünscht. Er gibt allerdings auch zu bedenken, dass er sich nicht sicher 
sei, inwiefern die Ausländerbehörde überhaupt eine Berechtigung habe, sich etwas von ihren 
Klient_innen zu wünschen (I 6: 549-550).  
6.6.4 Wunsch der Sachbearbeiter_innen nach Feedback 
Um die Kommunikation in der Leipziger Ausländerbehörde zu verbessern, kann es wichtig für 
die Sachbearbeiter_innen sein, mit ihren Schwierigkeiten nicht allein zu sein, sondern sich dar-
über auszutauschen. Besonders bei einem Sachbearbeiter (I 5) kam mehrfach im Gespräch der 
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Wunsch auf, Rückmeldung für seine Arbeit zu bekommen, da er sich unsicher ist, ob er die 
Kommunikation mit seinen Klient_innen gut und zu deren Zufriedenheit führt.  
Er berichtete davon, dass er versuche, sich in sein Gegenüber hineinzuversetzen und macht sich 
Gedanken darüber, wie er in verschiedenen Situationen wirkt (I 5: 348-350). Dabei bedauert er: 
„Aber ich bekomme natürlich keine externe Rückkopplung von jemandem“ (I 5: 350-351). Er 
frage sich, ob sein Gegenüber das, was er versucht, in den Antragsgesprächen zu erklären, gut 
verstehe oder zu kompliziert finde, kann aber, bis auf die Kollegin, die das Arbeitszimmer mit 
ihm teilt, selbst aber sehr viel zu tun hat, niemanden fragen, ob seine Erläuterungen verständlich 
seien (I 5: 495-499). Als Lösungsmöglichkeit wünscht er sich Schulungen oder Workshops, die 
Kommunikationsthemen aufgreifen und praktische Themen mit den Sachbearbeiter_innen ein-
üben, beispielsweise das Annehmen von Telefonaten. Er gibt zwar zu bedenken, dass niemand 
gern an solchen Schulungen teilnehme, betont aber, dass er sie trotzdem für notwendig halte, 
weil er praktische Kommunikationsstrategien in Studium und Ausbildung nicht erlernt habe, 
aber merke, dass er Nachholbedarf habe (I 5: 503-512). Wichtig wäre an dieser Stelle aller-
dings, dass die Schulungen von der Leitung der Ausländerbehörde angeregt oder zumindest 
unterstützt werden.  
Während des Interviews mit Interviewperson 5 entstand der Eindruck, dass das Bedürfnis nach 
Feedback so stark war, dass es sich auch in dem Interview durch ein starkes Redebedürfnis des 
Sachbearbeiters äußerte. Innerhalb der Ausländerbehörde scheint es nur begrenzt Möglichkei-
ten für die Mitarbeitenden zu geben, ihre Fälle durchzusprechen. In diesem Zusammenhang 
beschreibt Riehle (2001:88), der eine Studie unter Behördenmitarbeitenden durchführte, die 
besondere Rolle von Kaffeepausen in Behörden als einen wichtigen Raum zum Austausch und 
bezeichnet sie sogar als eine Art „kollegiale Intervision“. Fachliche Supervision wurde in einem 
seiner Interviews als nicht notwendig abgewehrt und stattdessen auf die Kaffeepause als aus-
reichenden Ort des Austauschs verwiesen (ebd.). Wenn die Leitung der Ausländerbehörde und 
auch die Mitarbeitenden selbst dazu bereit wären, könnte auch Supervision eine lohnende In-
vestition sein, was allerdings mit zusätzlichen Kosten für eine_n Supervisor_in verbunden 
wäre. Eine Möglichkeit zum Feedback unter den Mitarbeitenden der Ausländerbehörde wäre 
zudem die kollegiale Fallberatung, in der unter „Gleichgestellten“, also unter Kolleg_innen ge-
meinsam Lösungen für Kommunikationsprobleme gefunden werden können. Die kollegiale 
Fallberatung hat meist ein festgelegtes Ablaufschema und kann die Reflexions-, Problemlö-
sungs- und Lernfähigkeit der Mitarbeitenden verbessern und ihnen helfen, Perspektivenwechsel 
einzuüben (vgl. Franz/Kopp 2003:286). Essenziell ist hier jedoch, dass die Sachbearbeiter_in-
nen für die Zeit der Beratung von ihrer Arbeit freigestellt werden und die Arbeit dennoch in-




7 Diskussion der Ergebnisse 
In der Auswertung der Interviews wurden verschiedene Themenkomplexe herausgearbeitet, die 
die Kommunikation in der Ausländerbehörde Leipzig beschreiben. Es konnte gezeigt werden, 
dass alle Sachbearbeiter_innen in ihrem Arbeitsalltag mit fremdsprachigen Klient_innen kom-
munizieren, sowohl in den Antragsgesprächen in den Bereichen AKZESS, Allgemeines Aus-
länderrecht und Asyl als auch im Servicebereich, in dem Spontanvorsprachen stattfinden.  
Die Kommunikation mit fremdsprachigen Klient_innen ist wenig geregelt: Bis auf den ein-
gangs erwähnten Grundsatz, dass die Amtssprache Deutsch ist, scheint es vonseiten der Leitung 
der Ausländerbehörde bereichsübergreifend keine Festlegungen zu geben, wie mit fremdspra-
chigen Klient_innen zu kommunizieren ist. Einzig in der Arbeitsgruppe AKZESS gilt der Qua-
litätsstandard, dass einfache Gespräche auf Englisch geführt werden sollen, wenn dies die 
Sprachkenntnisse der Klient_innen zulassen. Zwar sind in den Stellenausschreibungen für 
Sachbearbeiter_innen Englischkenntnisse erwünscht, allerdings werden diese meist nicht abge-
prüft, weshalb nicht davon ausgegangen werden kann, dass Englisch standardmäßig als Ver-
kehrssprache angeboten wird und die Sachbearbeiter_innen im Zweifelsfall darauf zurückgrei-
fen sollen. Generell gelten Englischkenntnisse auf Abiturniveau (entspricht ungefähr B2-Ni-
veau des gemeinsamen europäischen Referenzrahmens) als ausreichend.  
Die befragen Sachbearbeiter_innen bringen, wie in Kap. 6.1 angedeutet, für die Kommunika-
tion mit fremdsprachigen Klient_innen und für die Arbeit in der Leipziger Ausländerbehörde 
unterschiedliche Fähigkeiten und Voraussetzungen mit: Während vier der befragten Personen 
ein Studium oder eine Ausbildung im Bereich Verwaltung absolviert haben, kommen zwei der 
Befragten ursprünglich aus anderen Bereichen. Ihre Sprachkenntnisse und ihre Empfindungen 
beim Sprechen von Fremdsprachen umfassen eine große Bandbreite und beeinflussen ihre Be-
reitschaft, auf Englisch zu kommunizieren.  
Der Klient_innenkreis der Befragten lässt sich als sehr inhomogen beschreiben. Die Klient_in-
nen im AKZESS-Bereich sprechen meist Englisch, weshalb Antragsgespräche auf Englisch ge-
führt werden können. Unter ihnen sind Wissenschaftler_innen, die für ihre Tätigkeit viel in 
dieser Sprache kommunizieren und Fachkräfte, die sich im Kontext der zunehmenden Globali-
sierung beruflich international ausrichten. Die Klient_innen im AKZESS-Bereich erfahren als 
ausgewählte Zielgruppe eine besondere Behandlung: Um Fachkräfte anzuwerben, wurden dort 
höhere Qualitätsstandards als in den anderen Bereichen etabliert, die den Erwerbsmigrant_in-
nen einen reibungslosen Ablauf des Antragsverfahrens und eine angenehme Kommunikation 
ermöglichen sollen.  
Im Bereich Allgemeines Ausländerrecht findet man andere Rahmenbedingungen vor, die ge-
setzlich reguliert sind: Für verschiedene Aufenthaltstitel sind Deutschkenntnisse erforderlich. 
Beispielsweise müssen Studierende, die auf Deutsch studieren werden, einen Nachweis über 
ihre Kenntnisse erbringen. In diesem Fall werden die Kenntnisse, sollte dies nicht schon im 
Visaverfahren durch die Botschaft im Heimatland oder durch die aufnehmende Hochschule 
geschehen sein, im Antragsgespräch abgeprüft. Das heißt, die Kommunikation soll mit dieser 
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Zielgruppe auf Deutsch geführt werden. Dies gilt jedoch nicht für alle Studierenden, da manche 
auch für einen englischsprachigen Studiengang nach Leipzig kommen.  
Im Bereich Asyl wird häufiger auf Dolmetscher_innen zurückgegriffen. Einige Klient_innen 
sprechen Englisch, mit anderen ist die Kommunikation über eine gemeinsame Verkehrssprache 
nicht möglich. Dies ist unter anderem abhängig vom Bildungsgrad sowie vom Herkunftsland 
der Klient_innen.  
Zur Kommunikation mit fremdsprachigen Klient_innen stehen verschiedene Ressourcen zur 
Verfügung: Im Bereich AKZESS gibt es mehrsprachige Antragsformulare, alle anderen Doku-
mente, die die Sachbearbeiter_innen aushändigen, sind nur in deutscher Version vorhanden. 
Außerdem werden zusätzliche Informationsbroschüren verwendet, die in verschiedene Fremd-
sprachen übersetzt wurden. Die Beschilderung in der Ausländerbehörde wurde angepasst und 
ins Englische und Arabische übersetzt. Übersetzungen werden von der Leitung der Ausländer-
behörde in Auftrag gegeben, die Sachbearbeiter_innen können Bedarf anmelden. Die Kosten 
für die Übersetzungen stammen von der Stadt Leipzig und aus einem Drittmittelprojekt. 
Gespräche mit fremdsprachigen Klient_innen können verdolmetscht werden. Dafür steht eine 
arabischsprachige „Lotsin“ im Servicebereich zur Verfügung, die bei Bedarf auch für die an-
deren Bereiche dolmetschen kann. Jeweils einen Nachmittag pro Woche dolmetschen Sprach- 
und Integrationsmittler_innen (SprInt) für die Sprachen Arabisch und Farsi/Dari. Für weitere 
Sprachen werden Verdolmetschungen nicht regulär angeboten, es kann aber in Einzelfällen auf 
den Sprach- und Integrationsmittlungsdienst der Stadt Leipzig zurückgegriffen werden, was 
jedoch in den Interviews selten erwähnt wurde. 
In den Gesprächen wurde deutlich, dass die Sachbearbeiter_innen der Leipziger Ausländerbe-
hörde ein sehr hohes Arbeitspensum haben. Dies ergibt sich sowohl aus der Vielzahl der Kli-
ent_innen der Ausländerbehörde, aber auch dadurch, dass in manchen Bereichen zu wenige 
Mitarbeiter_innen zur Verfügung stehen und dass die für ein Antragsgespräch eingeplante Zeit 
oft nicht ausreicht. Dies führt dazu, dass ausführliche Erklärungen zu den zu erläuternden Sach-
verhalten nicht immer möglich sind. Eine weitere Konsequenz ist, dass sich die Sachbearbei-
ter_innen nicht fortbilden können, da dies im Rahmen ihrer Arbeitszeit mit einer Vernachlässi-
gung ihrer regulären Aufgaben einherginge. Die Stadt Leipzig bietet behördenübergreifend 
Weiterbildungen an, darunter interkulturelle Personaltrainings und Englischkurse. Die Teil-
nahme ist freiwillig und vom Interesse sowie vom Arbeitspensum der Sachbearbeiter_innen 
abhängig.  
Kommunikationsschwierigkeiten entstehen in der Ausländerbehörde Leipzig häufig und ver-
längern die Fallbearbeitungsprozesse und damit die Ausstellung von Aufenthaltstiteln. Die 
Kommunikation im Servicebereich erweist sich als problematischer als im AKZESS-Bereich, 
wo von wenigen Problemen berichtetet wird. Je nachdem, welche Perspektive man einnimmt, 
sind die Kommunikationsschwierigkeiten auf Klient_innen- oder auf Behördenseite angesie-
delt: Auf Behördenseite sorgt die komplizierte Amtssprache mit unverständlichen und zum Teil 
schwer übersetzbaren Ausdrücken für Verständnisschwierigkeiten bei den Klient_innen. Das 
Verhalten der Sachbearbeiter_innen kann den Vertrauensbildungsprozess bei den Klient_innen 
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befördern oder hemmen. Problematisch wird die Kommunikation, wenn keine gemeinsame 
Verkehrssprache vorhanden ist und keine Person zur Verfügung steht, die dolmetschen kann. 
Missverständnisse und Verständigungsprobleme entstehen außerdem aufgrund von fehlendem 
Wissen der Klient_innen über die Institution sowie über das Aufenthaltsgesetz und die Verfah-
ren zur Vergabe von Aufenthaltstiteln. Außerdem kommt es zu Schwierigkeiten, wenn Kli-
ent_innen unvorbereitet in die Antragsgespräche kommen und Dokumente nicht vollständig 
einreichen. Je nach Sichtweise kann es auch zum Problem erklärt werden, dass viele Klient_in-
nen kein Deutsch sprechen. Es entstand in den Interviews jedoch der Eindruck, dass diese Er-
wartung vor allem an jene Klient_innen herangetragen wird, die schon länger in Deutschland 
leben oder für ihren Aufenthaltstitel Deutschkenntnisse nachweisen müssen. Die Befragten 
bringen Verständnis auf für jene Migrant_innen, die kürzlich erst nach Deutschland eingereist 
sind und sich daher noch keine Deutschkenntnisse aneignen konnten. 
Die befragten Sachbearbeiter_innen haben selbstständig Lösungsmöglichkeiten für Kommuni-
kationsschwierigkeiten entwickelt, die in den Gesprächen mit fremdsprachigen Klient_innen 
aufkommen. Diese Maßnahmen allein reichen aber nicht immer aus. Gerade ablehnende Be-
scheide und kompliziertere Themen können nicht durch einfache Lösungsstrategien (Para-
phrase, Wiederholung, nonverbale Kommunikation) vermittelt werden und die Sachbearbei-
ter_innen halten ihre Englischkenntnisse meist nicht für ausreichend, um schwierigere Sach-
verhalte zu erläutern oder möchten sich rechtlich absichern und nicht in die Fremdsprache 
wechseln. Im Zweifel muss das Gespräch abgebrochen werden und Dritte müssen als Mitt-
ler_innen herangezogen werden, um im Nachgang des Gesprächs eine schriftliche Notiz zu 
übersetzen oder in einem nächsten Gespräch zu dolmetschen.  
Ein großes Thema, was sich implizit durch alle Interviews zog, ist die Frage, wer die Verant-
wortung für die Kommunikation trägt. Häufig wird erwähnt, dass Klient_innen selbst dafür 
verantwortlich seien, sich eine_n Dolmetscher_in mitzubringen. Dies sind oft Laiendolmet-
scher_innen aus dem Bekannten- und Arbeitsumfeld der Klient_innen. Fremdsprachige Kli-
ent_innen haben nicht unbedingt einen Rechtsanspruch auf eine von der Ausländerbehörde ge-
stellte Verdolmetschung. Die befragten Sachbearbeiter_innen könnten sich vor diesem Hinter-
grund in den Gesprächen prinzipiell auf den Grundsatz berufen, dass im Behördenkontext in 
der Amtssprache Deutsch kommuniziert werden soll. Damit wären alle Maßnahmen der Ver-
ständigung von den fremdsprachigen Klient_innen selbst zu treffen. Aus den Interviews wird 
jedoch ersichtlich, dass sich die Sachbearbeiter_innen durchaus im Rahmen ihrer Möglichkei-
ten um eine gelingende Kommunikation bemühen, ihre Ressourcen und Handlungsmöglichkei-
ten dafür aber begrenzt sind.  
Die befragten Sachbearbeiter_innen äußerten verschiedene Wünsche zur Verbesserung der 
Kommunikation, die die Ebene Ausländerbehörde, Sachbearbeiter_innen und Klient_innen be-
treffen:  
Mehrfach wurde der Wunsch nach mehr Zeit und einer geringeren Arbeitsbelastung laut. Zu-
dem werden Ressourcen benötigt, um die Verständigung besser zu gewährleisten. Erwähnt wur-
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den permanent anwesende Dolmetscher_innen sowie Broschüren mit Übersetzungen von Be-
griffen aus dem Ausländerrecht. Von (einigen) fremdsprachigen Klient_innen wird eine Ver-
besserung der Deutschkenntnisse gewünscht. Zudem sollen sie sich im Vorfeld eines Termins 
bei der Ausländerbehörde auf deren Internetseite oder anhand der E-Mail mit Unterlagenanfor-
derungen, die sie vorab zugeschickt bekommen, besser informieren. Es wird gewünscht, dass 
sie Rückfragen stellen, wenn sie etwas nicht verstehen, selbstständig Dolmetscher_innen mit-
bringen und weniger häufig nach dem Stand der Bearbeitung ihres Antrags fragen.  
Die Sachbearbeiter_innen berichteten teilweise auch, wie sie selbst aktiv werden können, um 
die Verständigung zu verbessern: Es wird von einer Verbesserung der Internetseite gesprochen, 
um mehr Informationen vorab zu vermitteln, außerdem wird der Wunsch laut, sich bessere 
Englischkenntnisse anzueignen, um die Kommunikation zu erleichtern.  
Insgesamt entsteht der Eindruck, dass die Institution Ausländerbehörde den Herausforderun-
gen, die sich durch fremdsprachliche Kommunikation ergeben, keine große Aufmerksamkeit 
schenkt und die Frage, wie Sprachbarrieren überwunden werden können, nur nebenbei mitbe-
handelt wird. Da immer die Möglichkeit besteht, sich auf den Grundsatz zu berufen, dass in der 
Amtssprache Deutsch zu kommunizieren ist, scheint der Anreiz, eine Änderung in der Spra-
chenpolitik „von oben“ zu bewirken, gering. So fällt die Verantwortung auf die Gesprächsteil-
nehmenden selbst zurück. Da diese die Auswirkungen von Kommunikationsschwierigkeiten 
direkt zu spüren bekommen, sind sie eher bemüht, an Lösungen zu arbeiten. Eine systematische 
Bearbeitung dieser Probleme erscheint jedoch sinnvoll, um von Lösungsansätzen anderer pro-
fitieren zu können und übergreifende Lösungsmöglichkeiten zu finden. Dafür bräuchte die Aus-
länderbehörde ein ausgearbeitetes Konzept mit Handlungsempfehlungen für sprachlich schwie-
rige Situationen. Die Offenheit der Sachbearbeiter_innen ist sicherlich je nach Abteilung, Alter 
und persönlichen Einstellungen unterschiedlich. Im Rahmen dieser Studie darf nicht vergessen 
werden, dass sich die befragten Sachbearbeiter_innen freiwillig zu einem Gespräch innerhalb 
ihrer Arbeitszeit zur Verfügung gestellt haben, was für ein besonderes Engagement spricht, das 
sicherlich nicht alle ihrer Kolleg_innen teilen. Es wäre also zu vermuten, dass die befragten 
Sachbearbeiter_innen, die sich um eine gute Verständigung bemühen, keinen Querschnitt der 
in der Leipziger Ausländerbehörde arbeitenden Menschen darstellen. Aufgrund der kleinen 
Stichprobengröße können keine allgemeinen Aussagen über die Mitarbeitenden der Ausländer-




8 Zusammenfassung und Ausblick 
Die Kommunikation in der Leipziger Ausländerbehörde ist von zahlreichen Faktoren beein-
flusst – in der vorliegenden Arbeit wurden sprachliche Aspekte anhand von Interviews mit 
Sachbearbeiter_innen beleuchtet. Einige Ergebnisse lassen sich sicherlich auf andere Auslän-
derbehörden übertragen, andere charakterisieren lediglich die Ausländerbehörde Leipzig mit 
ihrem Sonderbereich AKZESS.  
Neben den bereits erwähnten von den Sachbearbeiter_innen erarbeiteten Kommunikationsstra-
tegien lassen sich folgende Überlegungen zur Verbesserung der Kommunikation aus der Aus-
wertung der Interviews ableiten: 
Es erscheint sinnvoll, das Thema Kommunikation mit fremdsprachigen Klient_innen in Zu-
kunft über alle Ebenen der Ausländerbehörde hinweg zu thematisieren, um gemeinsam Lö-
sungsmöglichkeiten zu entwickeln, auf die die Sachbearbeiter_innen zurückgreifen und sich 
berufen können. Die Verantwortung für die Kommunikation in der Ausländerbehörde fällt der-
zeit, obgleich die Gespräche in einem Behördenkontext stattfinden, vor allem auf Sachbearbei-
ter_innen und Klient_innen zurück.  
Langfristig könnte die Ausländerbehörde davon profitieren, die Arbeitsbelastung der Sachbe-
arbeiter_innen zu vermindern und Sprach- und Konversationskurse sowie Weiterbildungen zu 
interkulturellen Kompetenzen verpflichtend einzuführen. So stünden Sachbearbeiter_innen 
nicht vor dem Dilemma, sich zwischen der Verbesserung ihrer Kenntnisse und Fähigkeiten und 
der Bewältigung ihres Arbeitspensums zu entscheiden. Zwar fanden interkulturelle Aspekte in 
der Auswertung der Interviews keine gesonderte Beachtung, allerdings ziehen sie sich implizit 
durch die Aussagen der Befragten hindurch. Viele Äußerungen lassen darauf schließen, dass 
im Arbeitsalltag in der Ausländerbehörde Empathie für das Gegenüber benötigt wird - eine 
Fähigkeit, für deren Vermittlung sich interkulturelle Kompetenztrainings anbieten. Es erscheint 
wichtig, dass sich die Sachbearbeiter_innen in ihre fremdsprachigen Klient_innen hineinver-
setzen und ihre eigene Rolle im Kontext der Arbeit in der Ausländerbehörde hinterfragen kön-
nen.  
Eine Möglichkeit, Informationen leichter zu vermitteln, wäre die Erarbeitung von fremdsprach-
lichen Informationsblättern, die in den Antragsgesprächen ausgegeben, per E-Mail an Kli-
ent_innen versendet oder auf der Internetseite der Leipziger Ausländerbehörde veröffentlicht 
werden können. Relevante Themen und kompliziertere Sachverhalte, die in den Gesprächen 
immer wieder auftauchen, könnten von den Mitarbeitenden der Ausländerbehörde zusammen-
getragen und anschließend aufbereitet und von Übersetzer_innen in verschiedene Sprachen 
übersetzt werden. So bestünde Rechtssicherheit über die zu vermittelnden Informationen. Hier 
wäre auch eine Kooperation mit anderen Ausländerbehörden möglich, die angesichts der ähn-
lichen Rechtsgrundlagen vermutlich ebensolche Informationsmaterialien benötigen. Die Auf-
gaben könnten so auf mehreren Schultern verteilt werden. Weiterhin bietet sich dort, wo Sach-
bearbeiter_innen immer wieder auf „unübersetzbare“ Termini stoßen, die Erstellung von mehr-
sprachigen Terminologielisten an. 
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In manchen Interviews entstand der Eindruck, dass sich die Sachbearbeiter_innen mehr Aus-
tausch wünschten – nicht zuletzt dadurch, dass sie von sich aus viele Themen ansprachen und 
ihr Redebedarf hoch zu sein schien. Dieser Wunsch könnte aufgenommen werden, indem Raum 
für Austausch geschaffen wird: Sachbearbeiter_innen könnten sich gemeinsam mit den Her-
ausforderungen ihres Arbeitsalltags beschäftigen und Lösungen entwickeln. Angebote wie Su-
pervision oder kollegiale Fallberatung würden sie dabei unterstützen. 
Aufschlussreich wäre, wie die Kommunikation in der Leipziger Ausländerbehörde aus Sicht 
der fremdsprachigen Klient_innen charakterisiert wird. Auch deren Sprach- und Institutionen-
kenntnisse, Erfahrungen, Wünsche und Ressourcen beeinflussen die Kommunikation. Vermut-
lich ist der Klient_innenkreis wegen der unterschiedlichen Gründe, die Migrant_innen zu einem 
Aufenthalt in Leipzig veranlassen, weitaus inhomogener als die Gruppe der Sachbearbeiter_in-
nen. Eine Studie, die die Perspektive der fremdsprachigen Klient_innen in den Blick nimmt, 
könnte jene der hier vorgestellten Sachbearbeiter_innen komplementieren.  
Um in Zukunft noch tiefgehender zu erforschen, wie die Gespräche zwischen den unterschied-
lichen Aktanten in der Ausländerbehörde im Arbeitsalltag tatsächlich ablaufen, würde sich eine 
teilnehmende Beobachtung anbieten. Damit könnten die Handlungen der Sachbearbeiter_innen 
und der Klient_innen beobachtet und authentische Einblicke in die Kommunikation gewonnen 
werden. Anhand der Interviews mit Sachbearbeiter_innen konnte eine erste Bestandsaufnahme 
der Möglichkeiten und Grenzen der Verständigung in der Ausländerbehörde vorgenommen 
werden. Durch die Interviewsituation, in der sich die Befragten im vorliegenden Forschungs-
projekt äußerten, könnte die Ergebnisse verzerrt worden sein, wussten die Befragten doch, dass 
ihre Aussagen aufgezeichnet und ausgewertet wurden. Die Interviewpersonen waren hinsicht-
lich ihres Alters, ihrer Ausbildung und ihren Einstellungen eine wenig differenzierte Ziel-
gruppe. Für kommende Untersuchungen wäre es interessant, auch ältere Sachbearbeiter_innen 
und mehr Mitarbeitende aus anderen Bereichen als dem AKZESS-Bereich zu befragen und, 
wie bereits erwähnt, die Sichtweise der Leitung der Ausländerbehörde in den Blick zu nehmen. 
Aus der vorliegenden Untersuchung lässt sich nur bedingt schlussfolgern, inwiefern Auslän-
derbehörden tatsächlich als Willkommensbehörden bezeichnet werden können. Erste Schritte 
in Richtung der vieldiskutierten „Willkommenskultur“ sind sicherlich schon gegangen worden 
– in Hinblick auf die Kommunikation zwischen Sachbearbeiter_innen und fremdsprachigen 
Klient_innen sollten hier aber weitere hinzukommen, um die Verständigung für beide Ge-
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I 3: 16-22: Ja. […] Also hier im 
AKZESS-Bereich sprechen wir 
halt dann Englisch. Also ich 
würde sagen, es ist fast fünf-
zig-fünfzig, das hält sich so die 
Wage, so Deutsch und Eng-
lisch. Ja genau, also jetzt so 
andere Sprachen eher nicht. 
Dann kommt halt immer ein 
Dolmetscher mit. 
Sachbearbeiter_in-
nen sind mit Fremd-
sprachen konfron-
tiert, berichten aber 












I 6: 19-23: Da man ja in der 
Ausländerbehörde arbeitet und 
nicht jeder Ausländer Deutsch 
spricht oder besser gesagt, da 
die deutsche Muttersprache 
nicht komplett im Ausland ir-
gendwie vorhanden ist, bringt 
es die Arbeit mit sich, dass 
man mit nicht-deutschsprachi-
gen Menschen zusammenar-
beitet oder konfrontiert ist oder 
sich damit auseinandersetzen 
muss.  
Sachbearbeiter_in-
nen sind mit Fremd-
sprachen konfron-
tiert und berichten, 
dass sie mindes-
tens eine Fremd-













I 5: 34-35: Und deswegen gern 
auf Deutsch, dann erkläre ich 
es aber auch gern drei- bis 
viermal, das ist kein Problem, 








I 2: 135-135: Ja entweder man 
probiert es nochmal mit ande-













che, die sie 
sprechen 
I 1: 10: Ich versuche, langsa-








I 4: 23-25: Ja, das ist meist 
schwierig. Also klar versuchen 
wir erstmal durch Gestik, Mi-
VI 
 
Kategorie Unterkategorie Definition Ankerbeispiel Kodierregeln 
zur Verständi-
gung zur Hilfe 
mik, ihm zu verstehen zu brin-
gen, was man von ihm will, be-
ziehungsweise wird es erstmal 








schen in eine 
Fremdsprache 
 
I 1: 10-11: Und wenn das nicht 










scher_in vor Ort 
zu oder weisen 
auf mitzubrin-
gende_n Dol-
metscher_in hin  
 
I 2: 23-26: Bei anderen Spra-
chen, denen wir nicht mächtig 
sind, brauchen wir immer ei-
nen Dolmetscher, da weisen 
wir auch in der Regel darauf 
hin. Wir haben auch vorn im 
Servicebereich eine Lotsin, die 
der arabischen Sprache mäch-
tig ist und auch da dolmetscht 









kann so später 




I 2: 135-137: […] oder ich ver-
weise dann, dass ich es noch-
mal schriftlich festhalte, dann 
sollen sie sich jemanden su-
chen, der das vielleicht in ihre 
Muttersprache übersetzen 














I 6: 185-186: Ich versuche ir-
gendwie, nach meinen Mög-
lichkeiten mit ihnen zu kommu-
nizieren. Und wenn ich dann 
halt merke, es funktioniert 



















I 4: 235-237:  Ich gehe jetzt mit 
den Kunden nicht anders um, 
sondern es ist halt jeder gleich 
behandelt, es ist bloß die 
Kommunikation / findet auf ei-
















I 3: 61-66: Ja, wahrscheinlich 
schon ein bisschen. Also wenn 
wir auf Englisch reden / es 
hängt dann eher so an mir, 
dass ich dann manchmal viel-
leicht manches nicht so gut 
ausdrücken kann auf Englisch. 
Also ich habe auch einen Eng-
lischkurs gemacht, aber ja, 
also es ist wahrscheinlich / in 
Deutsch ist es halt einfach ein-
facher das zu erklären, was 
vielleicht auch umständlich in 
der Gesetzeslage ist. Ja, das 
ist dann so von den Sprach-
kenntnissen her natürlich / da 
muss man dann schauen.  
 
VII 











I 2: 105-112: Es gibt natürlich 
Fälle, wo man ein bisschen 
mehr erläutern muss. Wenn 
dann die Sprache nicht funkti-
oniert und man alles zwei- o-
der dreimal erklären muss, da-
mit es irgendwie verstanden 
wird, dann ist das natürlich 
eine Nervensache. Kann sein, 
dass man dann schon ein 
bisschen zum Ende kommen 
möchte und man vielleicht 
dann nicht mehr ganz so auf-
geschlossen ist. Man versucht 
es aber natürlich zu vermei-
den. Aber jeder Tag ist anders, 
auch vom persönlichen Emp-
finden ist es manchmal, wenn 
es stressig ist, dann wird man 
auch leicht etwas / man will 






stärke oder der 
Wortwahl 
I 2: 120-123: Ja, also im An-
tragsgespräch, ich rede ei-
gentlich relativ leise, normal, in 
meinem Alltag, aber gegen-
über von meinen Antragstel-
lern versuche ich schon, lauter 
zu sprechen und wenn ich 
merke, okay, da ist Deutsch 
vorhanden, aber nicht sehr gu-








I 6: 525-526: Man macht halt 
auch ein bisschen Smalltalk. 
Man fragt, wie es einem geht, 
wie die Arbeit ist, wie die Aus-








I 2: 30-32: [I: Und Sie spre-
chen selbst Englisch, haben 
Sie gesagt?] Ja. [I: Sprechen 
Sie noch andere Fremdspra-















I 4: -13: Ich sage mal, Kommu-
nikation ausschließlich über 
Englisch, andere Sprachen nur 
sehr sporadisch. Bisschen 
Russisch hatte ich in der 
Schule gehabt. Bisschen Fran-
zösisch, aber das ist eher sehr 
marginal, was da hängenge-












I 4: 114: Also ich persönlich 
fühle mich da gut. 











aber mit mehr 
Praxis wird das 
Gefühl besser  
I 3: 71-74: Ja man gewöhnt 
sich dann irgendwann dran. 
Also am Anfang fand ich es 
schon irgendwie / ja man ist es 
einfach nicht gewohnt. Aber so 
kommt dann irgendwann 
Übung rein. Also es ist ja auch 
immer / also es sind meistens 
so wiederkehrende Sachen, 
Anfängliche 
Schwierigkeiten, 
aber Besserung ist 
festzustellen 
VIII 
Kategorie Unterkategorie Definition Ankerbeispiel Kodierregeln 
die man sagt und dann funktio-






I 6, Z. 249-251: Ich fühle mich 
unsicher und es ist mir eigent-
lich unangenehm, dass ich 
nicht so gut Englisch sprechen 
kann, wie ich eigentlich 
möchte. Und dass manche 
Ausländer teils besser Eng-
lisch sprechen können.  
Schwierigkeiten ge-
nerell, von einer 
Besserung im Ver-


















I 2: 51-54: Ich glaube, es war 
erwünscht, aber ich glaube, es 
war kein zwingendes Krite-
rium. Es war sicherlich hilf-
reich, es wurde auch gefragt 
im Einstellungsgespräch, aber 
es war meiner Meinung nach – 
es ist jetzt schon eine Weile 
















I 3: 91-93: Nein, musste ich 
jetzt nicht, im Prinzip eigentlich 
nicht. Also ich hatte in dem 
Moment auch nur mein Schul-
Englisch. Genau, nein, ich 



















nur auf Deutsch 
I 1: 133-135: Alles auf 
Deutsch. […] Im Antragsfor-
mular selber sind die Bezeich-
nungen auf Englisch und auf 
Deutsch. 
Nur Antragsformu-











I 4: 125-126: Das sieht man 
jetzt auch anhand der ganzen 
Unterlagenlisten oder Formu-
lare, die wir haben, die sind 











I 2: 174-178: Wir haben so In-
formationsbroschüren zum 
elektronischen Aufenthaltstitel, 
da haben wir ganz verschie-
dene Sprachen, die sind auch 
da hinten. Sowohl Deutsch, 
Koreanisch, Japanisch – alles 
vorhanden. Zur Verpflichtungs-
erklärung, das ist meiner Mei-
nung nach nur auf Deutsch. 




in Zukunft mehr 
Dokumente zu 
übersetzen 
I 2: 178-181: Wir versuchen 
aber meiner Meinung nach 
schon dahingehend jetzt im-
mer mehr auch auf anderen 
Sprachen die Formulare zur 
Verfügung zu stellen, aber 
jetzt so von der Stadt Leipzig 
her ist es eher auf Deutsch be-










I 6: 610: Wir händigen eigent-






nen in der Aus-
länderbehörde 
Dolmetscher_in-




I 6: 190-194: Ja sowas und 
dann haben wir die Sprach-
mittler. Zum Beispiel die 
Sprachlotsin unten im Service-
raum, die ist permanent zu 
den Öffnungszeiten und die 
besagten Sprachmittler sind 
jeweils dienstags und donners-
tags nachmittags da. Und 
wenn wir halt wissen, dass un-
sere Klienten diese Sprachen 
sprechen, dann haben wir die 
Möglichkeit, die so einzuladen, 
dass da noch ein Mutter-
sprachler ist.  
Sowohl Aussagen 










nen nach Bedarf 




I 4: 47-49: Also es gibt einen 
Pool von Dolmetschern, die 
wir kontaktieren können. Wenn 
wir wissen, die Kommunikation 
wird in der Fremdsprache 
stattfinden, dann können wir 





gung stellt, die aber 




scher_innen mit  
Klient_innen 








I 4: 141-142: Ansonsten brin-
gen die Leute selber irgendje-
manden mit, aus dem Freun-
deskreis oder Familienkreis o-
der Bekanntenkreis, der über-













I 4: 55-59: Also ich sag mal so: 
In dem Bereich, in dem wir ar-
beiten, kommt man mit Eng-
lisch sehr, sehr weit. In ande-
ren Bereichen, wo dann Spra-
chen wie Arabisch usw. vor-
herrschen, ist es wohl eher / o-
der wird es eher gemacht, 
dass da ein Dolmetscher her-
angezogen wird. Wir jetzt in 
unserer täglichen Tätigkeit 





ten Aussagen sein, 
Verdolmetschung 














chen von "wir", 








I 2: 178-180: Wir versuchen 
aber meiner Meinung nach 
schon dahingehend jetzt im-
mer mehr auch auf anderen 
Sprachen die Formulare zur 
Verfügung zu stellen, aber 
jetzt so von der Stadt Leipzig 
her ist es eher auf Deutsch be-












rer Rolle  
Sachbearbei-
ter_innen spre-
chen von "wir", 
wenn sie die 





I 4: 193-195: Wir können ja 
nur, dadurch das wir eine re-
gulierende Behörde sind, kön-
nen wir halt nur auf gewisse 
Tatsachen reagieren. Wir sind 
jetzt nicht für den Antragsteller 
da, um seine Lebenslage zu 
lösen. 
Abstraktere Rolle 
und Aufgaben der 
Ausländerbehörde 







chen von "wir", 
wenn sie von 
der Arbeitsweise 
und dem Um-






leg_innen in der 
eigenen Abtei-
lung. 
I 2: 20-23: Manche Sachbear-
beiter sprechen kein Englisch, 
sie müssen es auch nicht aber 
wir haben uns hier auch be-
sonders im Team AKZESS da-
rauf verständigt, dass wir 
schon diesen Service bieten, 






chen von "wir", 
wenn sie ver-
mutlich sich und 
ihre Kolleg_in-




I 3: 115-116: Also, ja, wir hel-
fen uns natürlich untereinan-
der. 















I 5: 252-254: Beziehungsweise 
ist es dann wieder besser, 
wenn es um wichtige Sachen 
geht, dass wir wissen, wir ha-
ben es auf Deutsch korrekt ge-
sagt und der Dolmetscher hat 
es korrekt übersetzt. 













I 3: 199-200: Natürlich ist es 
wichtig, dass wir / dass wir ei-
nander verstehen dann und 
dass letztendlich derjenige gut 
informiert aus dem Gespräch 
dann rausgeht. 
Wir vs. die an-
deren 






I 1: 266-267: Und sie lassen 
sich ja einfach nicht abschüt-
teln und haben einfach mal 
eine Anspruchshaltung an den 
Tag gelegt, wo wir sagen: 
‚Hey, Sie wollen etwas von 
uns. Und Sie müssen das brin-
gen, was wir brauchen für die 
Akte. Und wenn Sie das nicht 
tun, dann kriegen Sie es 
nicht.   
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Anhang B: Themenmatrix 
Kategorie gesamt I 1 I 2 I 3 I 4 I 5 I 6 
Konfrontation mit Fremdsprachen 
im Arbeitsalltag 
Konfrontation mit Fremdsprachen 
alltäglich 4 x x x x 
Aktiver Fremdsprachengebrauch im 
Alltag 2 x x 
Lösungsansätze, wenn Klient_in-
nen wenig oder kein Deutsch spre-
chen  
Wiederholung 1 x 
Paraphrase 2 x x 
Veränderung der Sprechweise 2 x x 
Nonverbale Kommunikation 4 x x x x 
Wechsel der Sprache 5 x x x x x x 
Verdolmetschung 5 x x x x x 
Schriftliche Information 1 x 
Gesprächsabbruch 1 x 
Spezifischer Umgang mit Klient_in-
nen, die kein Deutsch sprechen 
Kein anderer Umgang 2 x x 
Umgang mit Klient_innen, die kein 
Deutsch sprechen, kann Stress aus-
lösen 
1 x 
Unsicherheit 1 x 
Änderung der Sprechweise 2 x x 
Änderung des Gesprächsablaufs 1 x 
Fremdsprachenkenntnisse 
Nur Englisch 1 x 
Englisch und Grundkenntnisse wei-
tere Fremdsprachen 5 x x x x x 
Gefühl beim Sprechen von Fremd-
sprachen 
Gutes Gefühl 2 x x 
Anfangsschwierigkeiten 2 x x 
Unsicherheit 2 x x 
Fremdsprachenkenntnisse als Ein-
stellungskriterium 
Kein Kriterium, aber gewünscht 5 x x x x x 
Kein Einstellungskriterium 1 x 
Übersetzungen 
Antragsformular zweisprachig, alle 
anderen Dokumente auf Deutsch 3 x x x 
Antragsformulare und Unterlagen-




mehrsprachig 1 x 
Zukünftig mehr Übersetzungen 2 x x 
Keine übersetzten Dokumente 2 x x 
XII 
Kategorie gesamt I 1 I 2 I 3 I 4 I 5 I 6 
Verdolmetschung 
Dolmetscher_innen in der Auslän-
derbehörde  6 x x x x x x 
Dolmetscher_innenpool 2 x x 
Klient_innen bringen Dolmet-
scher_innen mit 6 x x x x x x 
Im eigenen Bereich keine Verdol-
metschung notwendig 2 x x 
Wir-Identifikation 
Wir vs. die anderen 4 x x x x 
Identifikation mit der Ausländerbe-
hörde und ihren Entscheidungen 5 x x x x x 
Identifikation mit der Ausländerbe-
hörde und ihrer Rolle  2 x x 
Identifikation mit der eigenen Ab-
teilung 4 x x x x 
Identifikation mit dem Kollegium 
im Allgemeinen 4 x x x x 
Individuelle Entscheidungen wer-
den auf wir-Ebene begründet 4 x x x x 
Wir in Bezug auf Sachbearbeiter_in 





Anhang D: Informationsblatt zum Forschungsprojekt 
Informationsblatt zum Forschungsprojekt zur Kommunikation zwischen Sach-
bearbeitern der Leipziger Ausländerbehörde und nicht-deutschsprachigen Kli-
enten 
Wir informieren Sie über das Forschungsprojekt, für das wir Sie gern interviewen 
möchten und über unser Vorgehen. Der Datenschutz verlangt Ihre ausdrückliche und 
informierte Einwilligung, dass wir das Interview speichern und auswerten. 
Die verantwortliche Leitung des Projektes liegt beim Welcome Centre des Akademi-
schen Auslandsamts der Universität Leipzig (Martha Fromme).  
In dem Forschungsprojekt sollen Sachbearbeitern der Leipziger Ausländerbehörde zur 
Kommunikation mit nicht-deutschsprachigen Klienten befragt werden.  
Die Durchführung der Studie geschieht auf der Grundlage der Bestimmungen des Bun-
desdatenschutzgesetzes. Der Interviewer unterliegt der Schweigepflicht und ist auf 
das Datengeheimnis verpflichtet. Die Arbeit dient allein wissenschaftlichen Zwecken. 
Wir sichern Ihnen folgendes Verfahren zu, damit Ihre Angaben nicht mit 
Ihrer Person in Verbindung gebracht werden können: 
– Wir gehen sorgfältig mit dem Erzählten um: Wir nehmen das Gespräch digital
auf. Die Aufnahme wird abgetippt und anschließend entweder gelöscht oder Sie
können die Aufnahme bekommen. Auch die Abschrift können Sie bekommen.
– Wir anonymisieren, d.h. wir verändern alle Personennamen.
– Ihr Name und Ihre Telefonnummer werden am Ende des Projektes in unseren
Unterlagen gelöscht, so dass lediglich das anonymisierte Transkript existiert.
Die von Ihnen unterschriebene Erklärung zur Einwilligung in die Auswertung
wird in einem gesonderten Ordner an einer gesicherten Stelle aufbewahrt. Sie
dient lediglich dazu, bei einer Überprüfung durch den Datenschutzbeauftragten
nachweisen zu können, dass Sie mit der Auswertung einverstanden sind. Sie
kann mit Ihrem Interview nicht mehr in Verbindung gebracht werden.
Die Datenschutzbestimmungen verlangen auch, dass wir Sie noch einmal ausdrück-
lich darauf hinweisen, dass aus einer Nichtteilnahme keine Nachteile entstehen. Sie 
können Antworten auch bei einzelnen Fragen verweigern. 
Auch die Einwilligung ist freiwillig und kann jederzeit von Ihnen widerrufen und die 
Löschung des Interviews von Ihnen verlangt werden.  
Wir bedanken uns für Ihre Bereitschaft, uns Auskunft zu geben. 
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Anhang E: Einwilligungserklärung zum Forschungsprojekt 
Forschungsprojekt zur Kommunikation zwischen Sachbearbeitern der Leipziger 
Ausländerbehörde und nicht-deutschsprachigen Klienten 
– Einwilligungserklärung –
Ich bin über das Vorgehen bei der Auswertung der persönlichen, „freien“ Interviews 
mit einem Handzettel informiert worden (u.a.: Anonymisierung bei der Abschrift, Lö-
schung der Aufnahme bzw. Aushändigung, Löschung von Namen und Telefonnum-
mer, Aufbewahrung der Einwilligungserklärung nur im Zusammenhang mit dem Nach-
weis des Datenschutzes und nicht zusammenführbar mit dem Interview). 
Ich bin damit einverstanden, dass einzelne Sätze, die nicht mit meiner Person in Ver-
bindung gebracht werden können, als Material für wissenschaftliche Zwecke und die 
Weiterentwicklung der Forschung genutzt werden können. 
Unter diesen Bedingungen erkläre ich mich bereit, das Interview zu geben und bin 
damit einverstanden, dass es aufgenommen, abgetippt, anonymisiert und ausgewertet 
wird. 
Unterschrift .............................................. Ort und Datum ............................................. 
Anhang F: Fundstellenübersicht 
Die Fundstellenübersicht wird in der online-Version nicht dargestellt. 
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Eigenständigkeitserklärung 
Ich erkläre hiermit, dass ich zur Anfertigung der vorliegenden Arbeit keine anderen als 
die angegebenen Quellen und Hilfsmittel und keine nicht genannte fremde Hilfe in An-
spruch genommen habe. Mir ist bekannt, dass eine unwahrheitsgemäße Erklärung als 
Täuschung im Sinne von § 13 (3) in Verbindung mit § 21 (1) der Prüfungsordnung für 
den Masterstudiengang Konferenzdolmetschen an der Universität Leipzig vom 
06.11.2013 gilt. 
Ort:  Leipzig 
Datum: 13.06.2019 
Unterschrift: 
